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Untersuchungen zur Akzeptanz und Wirksamkeit des Kulturlandschaftsprogrammes (Teil I)
als Teil des Förderprogrammes „Umweltgerechte Landwirtschaft im Freistaat Sachsen (UL)“

Katrin Seliger ✝  und Jens Keller

Das Projekt wurde von Frau Katrin Seliger konzipiert und begonnen. Ein tödlicher Verkehrsunfall Anfang
Oktober 1997 verhinderte aber, dass sie die Auswertung und den Abschluss vornehmen konnte. Mit diesem
Beitrag möchten wir unserer ehemaligen Mitarbeiterin ein würdiges Andenken bewahren.
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Verzeichnis der verwendeten Abkürzungen

ÄfL / AfL - Staatliche(s) Ämter / Amt für Landwirtschaft

AHL - Ammoniumnitrat-Harnstoff Lösung

AK - Arbeitskraft/-kräfte

BSE - Bovine Spongiforme Enzephalopathie

bzw. - beziehungsweise

d. h. - das heißt

DLG - Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft e.V.

etc. - et cetera

EU - Europäische Union

GV - Großvieheinheit/en

i. d. R. - in der Regel

INVEKOS - Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem

K - Kalium

KULAP - Kulturlandschaftsprogramm

KULAP I - Kulturlandschaftsprogramm Teil I

LF - landwirtschaftlich genutzte Fläche

LfL - Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft

LPV - Landschaftspflegeverband

LP RL - Landschaftspflegerichtlinie

Mg - Magnesium

N - Stickstoff

o. g. - oben genannte/er/en

P - Phosphor

Programmteilnehmer - Teilnehmer am Förderprogramm KULAP Teil I

PSM - Pflanzenschutzmittel

RGV - Rauhfutterverzehrende Großvieheinheit

RL - Richtlinie

u. a. unter anderem

UKB - Unkrautbekämpfung

UL - Förderprogramm ”Umweltgerechte Landwirtschaft im Freistaat Sachsen”

vgl. - vergleiche

W-Auflage - Wasserschutzgebietsauflage/n

z. B. - zum Beispiel
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1. Einleitung

1.1 Thematischer und zeitlicher Kotext

Das sächsische Kulturlandschaftsprogramm exis-
tiert seit 1992. Es basiert, wie auch die Förderpro-
gramme anderer Bundesländer, auf der EU-Richt-
linie VO (EWG) Nr. 2078/92. Seitdem wurde das
Programm zweimal überarbeitet. Für Ende 1998 ist
die bisher letzte Version angekündigt.

Das 1992 im Rahmen des Operationellen Pro-
grammes der EU erstmals aufgelegte sächsische
Kulturlandschaftsprogramm (RL Nr. 69/92) um-
fasste folgende Fördermaßnahmen und Fördersätze:

- Extensive Weidenutzung mit Rindern (mit Aus-
nahme Milchkühe), Schafen, Ziegen, Pferden
und vergleichbaren Tieren (210,- DM/ha)

- Extensive Bewirtschaftung von Ackerrandstrei-
fen (500,- DM/ha)

- Besondere Bewirtschaftungsweisen
- im Streuobstbau (bis 400,- DM/ha)
- zur Teichpflege (570,- DM/ha)

- Maßnahmen in ökologisch sensiblen Gebieten
- extensive Grünlandbewirtschaftung (100,-

DM/ha)
- eine Schnittnutzung nicht vor dem 15. Juli

bzw. 31. Juli (360,- DM/ha)

Im Rahmen des Programmes „Umweltgerechte
Landwirtschaft im Freistaat Sachsen (UL)“ wurde
1994 auch eine Neufassung des Kulturlandschafts-
programmes (RL Nr. 73/94-B) erarbeitet. Die we-
sentlichen Veränderungen bestanden in der Erhö-
hung der Fördersätze, einer stärkeren Differenzie-
rung der Fördermaßnahmen und der Möglichkeit
der Kombination bestimmter Fördermaßnahmen
innerhalb des Programmes. Das überarbeitete
KULAP Teil 1 beinhaltet die folgenden Maßnah-
men und Fördersätze:

- Beibehaltung der Grünlandnutzung auf ehemals
als Wechselgrünland genutzten Flächen (80,-
DM/ha)

- Grünlandnutzung mit reduziertem Mitteleinsatz
(75,-DM/ha)

- Extensive Weidenutzung (260,- DM/ha bzw.
310,- DM/ha in Gebirgsregionen der „Gebiets-
kulisse ökologisch sensibler Regionen“)

- Späte Schnittnutzung nicht vor dem 15. Juni
bzw. in Höhenlagen > 600 m NN nicht vor dem
25. Juni (300,-DM/ha)

- Extensive Bewirtschaftung von Ackerrandstrei-
fen (800,- DM/ha)

- Pflege von Streuobstanlagen (je nach Bauman-
zahl 300,- bis 525,-DM/ha)

- Teichpflege (570,- DM/ha)
- Stilllegung von Ackerland für Zwecke der Bio-

topentwicklung (je nach Bodengüte 780,- bis
1.200,- DM/ha)

- Maßnahmen in ökologisch sensiblen Gebieten
- Späte Schnittnutzung nicht vor dem 30. Juni

bzw. in Höhenlagen > 600 m NN nicht vor
dem 10. Juli (400,- DM/ha)

- Pflege aufgegebener landwirtschaftlicher
Flächen (je nach Verfahren 160,- bis 400,-
DM/ha)

- Pensionsweidehaltung von Rindern und
Schafen (190,- DM/ha)

In dem derzeit bei der EU-Agrarkommission zur
Genehmigung vorliegenden Programm UL wurden
erneut Veränderungen an den Fördermaßnahmen
des KULAP Teil I vorgenommen (RL Nr. 73/99).
Es wurde ein weiterer Schwerpunkt in Bezug auf
die Förderung von Naturschutz und Landschafts-
pflegemaßnahmen in das Programm aufgenommen.
Das gesamte Programm soll einen Stufenaufbau mit
Grundförderung und einer schlagbezogenen Zusatz-
förderung erhalten. Den Programmteilnehmern
sollen so mehr Möglichkeiten zur individuellen
Anpassung gegeben werden. Die Viehbesatzgrenze
soll von bisher 1,2 auf 1,4 GV/ha LF erhöht wer-
den. Ein Teil der Fördermaßnahmen entfällt. Auch
die Fördersätze wurden erneut angepasst. Nach dem
derzeitigen Stand sind die Maßnahmen wie folgt
gegliedert:

•  Umweltgerechte Grünlandwirtschaft
- Grundförderung – gesamtes Gründland (100,-

DM/ha)
- Umwandlung von Ackerland in extensives

Grünland (730,- bis 1.000,- DM/ha)
- Ökologische Grünlandwirtschaft – gesamter

Betrieb (400,- DM/ha)
- Zusatzförderung I (Extensivierungsmaßnah-

men) – schlagbezogen
! Verzicht auf chemisch-synthetische N-

Düngemittel (100,- DM/ha)
! Extensive Weide (200,- DM/ha)
! Extensive Wiese (200,- DM/ha)

- Zusatzförderung II (Naturschutzmaßnah-
men) - schlagbezogen
! Naturschutzgerechte Beweidung (150,-

DM/ha)
! Hüteschafhaltung (250,- DM/Iha
! Naturschuztgerechte Wiesennutzung

(150,- DM/ha)
! Nasswiesenpflege (300,- DM/ha)
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•  Pflege aufgegebener Flächen (170,- bis 400,-
DM/ha)

•  Teichpflege (290,- DM/ha)
•  Naturschutzgerechte Bewirtschaftungsweisen

- Extensive Ackerrandstreifen (950,- bis 1250,-
DM/ha)

- 20jährige Ackerstillegung (850,- bis 1.300,-
DM/ha)

- Pflege von Streuobstwiesen (400,- bis 900,-
DM/ha)

 
Die Entwicklung der Grünlandfördermaßnah-
men des Kulturlandschaftsprogrammes Teil I ist
in den Abbildungen 1, 2 und 3 noch einmal darge-
stellt.

360 210 100
0

100

200

300

400

500

600

700

D
M

/h
a

Späte Schnittnutzung (in ökolog. sensiblen Gebieten

Extensive Weidung

Extensive Grünlandbewirtschaftung (in ökolog. sensiblen Gebieten)
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Abbildung 3: Geplante Grünlandfördermaßnahmen im Rahmen des neuen KULAP ab dem Jahr
1999 (RL Nr. 73/99)

1.2 Zielsetzung der EU-Richtlinie VO
(EWG) Nr. 2078/92 für das Grünland
und Umsetzung im Sächsischen KULAP

Die VO (EWG) Nr. 2078/92 nennt eine Reihe von
Zielsetzungen. Die im folgenden aufgeführten ha-
ben für die Bewirtschaftung von Grünland insbe-
sondere Bedeutung:
 
a) Förderung von Produktionsverfahren, die um-

weltschädigende Auswirkungen der Landwirt-
schaft verringern helfen und gleichzeitig durch
eine Produktionssenkung zum Marktgleichge-
wicht beitragen

 b) Förderung einer umweltfreundlichen Extensivie-
rung der pflanzlichen Erzeugung, der Rinder-
und Schafhaltung, einschließlich Umwandlung
von Acker in extensives Grünland

 c) Förderung von Bewirtschaftungsformen zum
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt, der
Landschaft, der natürlichen Ressourcen, der Bö-
den und der genetischen Vielfalt

 d) Förderung der Unterhaltung von Flächen für den
allgemeinen Zugang und zu Freizeitzwecken

 
 Diese Ziele wurden für Sachsen konkretisiert und
finden sich im Sächsischen Kulturlandschaftspro-
gramm wieder. Dabei spielen die Extensivierung
der Futtererzeugung bzw. die Beibehaltung bereits
bestehender extensiver Bewirtschaftungsformen die
Hauptrolle. Dazu gehört auch die Verringerung der

Belastung von Weideflächen durch den Viehbe-
stand. An zweiter Stelle, aber nicht minder wichtig,
steht der biotische und abiotische Ressourcenschutz
sowie die Pflege und Erhaltung der Kulturland-
schaft.
 
Bedingt durch den Strukturwandel, der sich auch in
der sächsischen Landwirtschaft vollzieht, werden in
Zukunft Aspekte der Landschaftspflege und des
Naturschutzes stärker in den Vordergrund treten.
Ein stark gegliedertes und abwechslungsreiches
Landschaftsbild mit unterschiedlichen Lebensräu-
men, einer hohen Artenvielfalt und intakten Öko-
funktionen (Wasserhaushalt, Erosionsschutz, Nähr-
stoffbindung) kann nur durch eine entsprechende
Bewirtschaftungsweise geschaffen bzw. erhalten
werden. Dazu bedarf es jedoch erheblicher An-
strengungen, die vor allem von Landwirten als den
Bewirtschaftern erbracht werden. Ihnen wird mit
Hilfe von Fördermaßnahmen, basierend auf der VO
(EWG) Nr. 2078/92, ein Ausgleich für die durch
extensive Bewirtschaftung entgangenen Erträge
bzw. zusätzliche Aufwendungen gewährt. Daneben
sollen durch diese Fördergelder auch Anreize zur
extensiven Nutzung und Teilnahme an derartigen
Programmen geschaffen werden. Dies wird jedoch
nur gelingen, wenn dieser erhöhte Aufwand für den
Betreffenden keine Nachteile hat. Ökologie und
Ökonomie müssen gleichermaßen berücksichtigt
werden.
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1.3 Problemstellung und Untersuchungsziele
des Forschungsprojektes

Die im Sächsischen Agrarbericht enthaltenen
Angaben zur KULAP-Förderung resultieren aus
agrarstatistischen Erhebungen. Sie beschränken
sich auf Zählungen und Verteilungsangaben in
Bezug auf teilnehmende Betriebe und deren
Flächen bzw. die Höhe der ausgezahlten finan-
ziellen Mittel. Bisherige Aussagen zur Akzep-
tanz des KULAP stützen sich ausschließlich auf
den Einsatzumfang, gemessen an der gesamten
Anzahl von Betrieben und deren Flächen. Die
persönlichen Meinungen der Antragsteller, sprich
Anwender der Förderprogramme, bleiben dabei
bislang unberücksichtigt. Mit diesem Forschungs-
projekt wurde versucht, Lücken bisheriger Erhe-
bungen und Auswertungen zu schließen und Er-
kenntnisse der Landwirte zu erfassen, um sie für
die weitere Entwicklung des Programmes nutzen
zu können. Schließlich müssen die Anwender
der Programme diese in ihrer täglichen Arbeit
umsetzen. Die dabei gemachten Erfahrungen
stellen ein Wissenspotential dar, welches in der
weiteren Entwicklung derartiger Förderprogram-
me nicht unberücksichtigt bleiben darf, will
man auch in Zukunft eine möglichst große An-
zahl von Betrieben und deren Flächen in diese
Fördermaßnahmen einbeziehen.
 
 Mit einer Befragung von KULAP-Anwendern soll-
ten folgende Themenkomplexe geklärt werden:
 
•  Erzielt das KULAP Teil I die unter 1.1 ge-

nannten Ziele in Sachsen und sind die Effekte
wirkungsvoll: ja oder nein?

•  Was sind die Hauptbeweggründe der Landwirte
für den Einstieg in das Sächsische Kulturland-
schaftsprogramm Teil I?

•  Wie ist die subjektive Beurteilung des gesamten
Programmes und der enthaltenen Einzelmaß-
nahmen durch die Anwender?

•  Welche Probleme gibt es bei der Umsetzung des
Förderprogrammes im Betrieb und was sind de-
ren Ursachen?

•  Sind die Landwirte mit der Förderpraxis zufrie-
den, wo gibt es Probleme?

•  Welche Änderungen bei den Fördervorausset-
zungen werden von den Betrieben gefordert?

•  Welche möglichen Lösungsansätze gibt es da-
für?

•  In wieweit erfüllt das ab 1999 geltende KULAP
die gestellten Forderungen bereits?

2. Untersuchungsansatz und Stichproben-
beschreibung

2.1 Untersuchungsansatz

 Die Grundlage dieser Untersuchung bilden die Er-
gebnisse aus einer Befragung von Teilnehmern am
KULAP Teil I. Dazu wurde ein Fragebogen mit
insgesamt vier Teilen und 132 Fragen erstellt. Zu-
sätzlich wurden Daten aus den Förderanträgen, die
über INVEKOS verwaltet werden, verwendet. Die
Auswahl der befragten Betriebe erfolgte mit Hilfe
der Staatlichen Ämter für Landwirtschaft. Um das
gesamte Spektrum der Anwender zu erfassen,
stellte jedes AfL eine Liste mit 10 bis 15 Haupt-
und Nebenerwerbsbetrieben zusammen. Die Betrie-
be wurden dabei nach Rechtsformen unterschieden.
Es wurden ausschließlich Betriebe befragt, die auch
Maßnahmen nach dem Kulturlandschaftsprogramm
Teil I nutzen. Die Fragebögen wurden nach einem
kurzen Telefonat mit dem Betrieb per Post ver-
schickt oder auf Wunsch einiger Betriebe direkt bei
einem Besuch ausgefüllt. Die Beantwortung er-
folgte auf freiwilliger Basis. Die Datenerhebung
beschränkte sich ausschließlich auf Fördermaß-
nahmen zur Grünlandbewirtschaftung (Ziffern 2.1 /
2.2 / 2.3 / 2.4 / 2.7 / 2.9.1 / 2.9.3).
 
 Der Fragebogen setzt sich aus mehreren Abschnit-
ten zusammen. Es wurden sowohl voll und teilwei-
se gestützte, als auch frei zu beantwortende Fragen
gestellt.
 
 Im Abschnitt I wurden allgemeine Angaben des
Betriebes bzw. Unternehmens, wie das Jahr der
Unternehmensgründung, die gewählte Rechtsform,
Angaben zur Bodennutzung und Produktionsrich-
tung sowie dem Arbeitskräftebesatz abgefragt. Dies
überlagert sich zwar mit den Daten aus INVEKOS,
aber zum Zeitpunkt der Ausarbeitung des Fragebo-
gens war die Möglichkeit einer umfangreichen Nut-
zung dieses Datenbestandes nicht mit Sicherheit
abzusehen. Zum einen war das INVEKOS zu Be-
ginn dieses Projektes 1996 noch nicht soweit entwi-
ckelt wie das heute der Fall ist. Zum anderen waren
datenschutzrechtliche Belange zu beachten.
 
 Der zweite Abschnitt des Fragebogens hat Angaben
zur Förderung der extensiven Grünlandnutzung im
Betrieb und ihrer Beurteilung durch den Nutzer
(also zumeist Betriebsleiter oder Antragsteller) zum
Inhalt. Es wurden der Zeitraum und der flächenmä-
ßige Umfang der beantragten Förderung und die
genaue Maßnahme abgefragt. Weiterhin wurden die
Motivation zur extensiven Grünlandbewirtschaf-
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tung unter den Bedingungen eines Förderprogram-
mes und die Informationsquellen zu den verwen-
deten Fördermaßnahmen sowie Vor- und Nachteile
und Änderungswünsche zum Gesamtprogramm
erfragt.
 
Der dritte Abschnitt beinhaltet Angaben zur Lage
(benachteiligtes Gebiet, Schutzgebiet etc.) der
Grünlandflächen, den Eigentumsverhältnissen so-
wie zu eventuell vorhandenen Besonderheiten.
Der umfangreichste Abschnitt vier enthält spezielle
Fragen zu den einzelnen Fördermaßnahmen. Be-
sonders interessierten hierbei die Angaben zu Kon-
flikten, die durch die Maßnahmebedingungen bei
der Nutzung der Flächen entstehen. Es wurden
weiterhin Angaben zur Nutzung, Düngung und der
Entwicklung der Flächen und Pflanzenbestände
erfragt. Mit Hilfe dieser Angaben sollte geprüft
werden, in welchem Maße die erlaubten Bewirt-
schaftungsmaßnahmen auch eingesetzt werden und
welche Wirkungen sich daraus auf den Betrieb und
die Flächen ergeben.

2.2 Stichprobenbeschreibung

 Insgesamt wurden an 160 Betriebe in ganz Sachsen
Fragebögen verschickt. 134 Fragebögen kamen
ausgefüllt zurück. Davon konnten 2 nicht ausge-
wertet werden, da sie nur mangelhaft ausgefüllt
waren. In die Analyse flossen somit die Angaben
von 132 Betrieben ein. Das entspricht einem Anteil
von 3,8 %, bezogen auf die Gesamtzahl von Betrie-

ben (3.699 Zuwendungsempfänger), die 1996 För-
dermaßnahmen im Rahmen von KULAP I in An-
spruch genommen haben. Auf Basis der von diesen
Betrieben bewirtschafteten Grünlandfläche wurde
durch die Befragung ein Anteil von 19,9 % abge-
deckt.
 
 Die befragten Betriebe bewirtschaften eine land-
wirtschaftlich genutzte Fläche (LF) von 94.937 ha.
Davon werden 72.260 ha als Ackerland und
22.597 ha als Grünland genutzt. Das entspricht mit
23,8 % einem knappen Viertel der LF und unter-
streicht die große Bedeutung des Grünlandes für die
sächsischen Agrarunternehmen.
 
Die Zusammensetzung der befragten Betriebe nach
Rechtsformen und die von ihnen bewirtschaftete
Grünlandfläche ist in Abbildung 4 dargestellt.

 Betrachtet man die Grünlandfläche sowie die durch
KULAP Teil I geförderte Fläche und die im Projekt
erfasste Grünlandfläche nach Amtsbereichen, ergibt
sich das in Abbildung 5 dargestellte Bild.
 
Es war angestrebt worden, den in die Befragung
eingeflossenen Flächenanteil entsprechend den
tatsächlich unter KULAP Teil I bewirtschafteten
Flächen der einzelnen Regionen anzupassen. Das
bedeutet, dass in einem Amtsbereich mit viel KU-
LAP-Fläche nach Möglichkeit auch bei der Befra-
gung ein größerer Flächenanteil berücksichtigt
wurde.
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Abbildung 4: Rechtsformen und bewirtschaftete Grünlandfläche der befragten Betriebe
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Abbildung 5: Gesamt-Grünlandfläche, durch KULAP Teil I geförderte Fläche und die im Projekt
erfasste Grünlandfläche in den Amtsbereichen

Die befragten Unternehmen können entsprechend
der Produktionsrichtung bestimmten Betriebsfor-
men und Betriebstypen zugeordnet werden. Dabei
wird auf der Grundlage von Standarddeckungsbei-
trägen der Anteil der einzelnen Produktionsverfah-
ren am Gesamtdeckungsbeitrag des Betriebes er-
mittelt. Je nach Höhe des Anteiles der verschiede-
nen Verfahren kann der Betrieb einer Betriebsform
bzw. einem Betriebstyp zugeordnet werden (Abbil-
dung 6 und 7). Der überwiegende Teil (57 %) der
befragten Betriebe gehört zur Gruppe der Futter-
baubetriebe. Ein Drittel zählt zu den Marktfrucht-

betrieben. Eine untergeordnete Rolle spielen die
landwirtschaftlichen Gemischtbetriebe (7 %) und
die Dauerkultur- bzw. Veredlungsbetriebe (2 bzw.
1 %).

Über die Hälfte (58 %) der Befragungsteilnehmer
waren bereits im ersten KULAP vertreten. Sie ha-
ben somit schon langjährige Erfahrungen mit diesen
Fördermaßnahmen. 39 % der Befragten nutzen die
KULAP-Förderung im Rahmen des Programmes
UL seit 1994 bzw. 1995. Lediglich 3 % sind erst
1996 in das Programm eingetreten (Abbildung 8).

Futterbau
Betriebe

Veredelungs
Betriebe

Dauerkultur
Betriebe

Marktfrucht
Betriebe

Landw. Gemischtbetr.

Abbildung 6: Betriebsformen der Befragungsteilnehmer
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Obstbaubetriebe

Marktfr.-Veredlungsbetr.

Extensivfruchtbetriebe

Futterbau-Marktfruchtbetr.
Rindermastbetriebe

Milchviehbetriebe

Marktfrucht-Futterbaubetriebe

Landw. mit Futterbau
Intensivfruchtbetriebe

Veredlungs-Dauerkult.
Marktfrucht-Dauerkultur

Landw. mit Marktfrucht

Futterbau-Veredlungsbetr.

Futterbau-Dauerkultur

Abbildung 7: Betriebstypen der Befragungsteilnehmer

seit 1993
25%

seit 1994
28%

seit 1995
11%

seit 1996
3%

seit 1992
33%

Abbildung 8: Erstmalige Inanspruchnahme der KULAP-Förderung bei den befragten Betrieben

3. Auswertung und Ergebnisse

 Zunächst müssen einige verwendete Begriffe erklärt
werden. Mit KULAP Teil I sind in dieser Arbeit nur
die Fördermaßnahmen zur Bewirtschaftung von
Grünland gemeint:
 
- Beibehaltung der Grünlandwirtschaft auf ehe-

mals als Wechselgrünland genutzten Flächen
(2.1)

- Grünlandnutzung mit reduziertem Mitteleinsatz
(2.2)

- Extensive Weidenutzung (2.3)
- Späte Schnittnutzung (erster Schnitt nicht vor

dem 15.06. bzw. in Höhenlagen > 600 m NN
nicht vor dem 25.06.) (2.4)

- Umwandlung von Ackerland in extensives
Grünland (2.7)

- Späte Schnittnutzung (erster Schnitt nicht vor
dem 30.06. bzw. in Höhenlagen > 600 m NN
nicht vor dem 10.07.) (2.9.1)

- Pensionsweidehaltung von Rindern und Schafen
(2.9.3)

 
 Die übrigen Fördermaßnahmen des KULAP Teil I
wurden nicht berücksichtigt:
 
- Extensive Bewirtschaftung von Ackerrandstrei-

fen (2.5)
- Pflege von Streuobstanlagen (2.6.1)
- Teichpflege (2.6.2)
- 20jährige Ackerstillegung für Zwecke der Bio-

topentwicklung (2.8)
- Pflege aufgegebener landwirtschaftlicher Flä-

chen (2.9.2).
 
 Diese Einschränkung wurde getroffen, da sich die
Befragung nur auf die Fördergegenstände zur Be-
wirtschaftung von Grünland beschränkte.
 
 Die genannten Zahlen zum Einsatzumfang beziehen
sich auf das Jahr 1996.
 



Schriftenreihe der LfL, 6. Jg. 2. Heft 10 Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft

 Die Datengrundlage für alle Flächen bilden An-
gaben aus INVEKOS bzw. aus den Fragebö-
gen. Dadurch sind die Größenangaben z. B.
nicht mit denen des Sächsischen Agrarberichtes
identisch. Die Abweichungen sind aber keine Feh-
ler, sondern der unterschiedlichen Datengrundlage
geschuldet.
 
 Extensiv bzw. konventionell (intensiv) bewirt-
schaftetes Grünland ist durch folgende Parameter
charakterisiert (vgl. auch DLG, 1997):
 
a) Konventionelle Bewirtschaftung:

- hohe Dünge- und Nutzungsintensität
- Ziel ist Höchstertrag an Masse und Energie

im Aufwuchs (500 dt/ha FM und 35 - 50 GJ
NEL/ha)

- Nutzung zum optimalen Zeitpunkt (Schnitt
oder Weide)

- 4 - 5 Schnitte bzw. Weidebesatzstärke mit
2 - 4 GV/ha

- Düngung nach Entzug bzw. Bedarf und
Pflanzenschutz nach Bedarf

 
b) Extensive Bewirtschaftung:

- wegen natürlicher Gegebenheiten bzw. auf-
grund von Auflagen von a) nach unten ab-
weichende Bewirtschaftung

- geringe Düngeintensität (wenig oder kein
mineralischer Stickstoff, wenig oder keine
Grunddüngung)

- eingeschränkte oder gar keine Pflanzen-
schutzmaßnahmen

- geringe Nutzungsintensität max. 2 Nutzungen
pro Jahr

- (15 - 30 GJ NEL/ha; 0,5 - 1,5 GV/ha Besatz-
stärke)

 
Die Übergänge zwischen intensiver und extensiver
Nutzung lassen sich wegen der Vielzahl an variab-
len Parametern (Anzahl Nutzungen pro Jahr, Höhe
der Düngung, Ertrag, Energiedichte im Futter,
Viehbesatzdichte, Art des Weideverfahrens) nicht
streng trennen, sondern sie sind fließend. Vor allem
eine Bewirtschaftung, bei der zwar die Düngungs-
intensität reduziert wird, die Nutzungsintensität
aber hoch bleibt, stellt eine Zwischenstufe dar und
wird als semiintensive Bewirtschaftung bezeichnet.
In Tabelle 1 sind die Intensitätsstufen der Grün-
landbewirtschaftung dargestellt.

 Da ein Teil der Maßnahmen kombinierbar ist
(2 Maßnahmen auf der selben Fläche), wurden die
Flächenangaben in Brutto und Netto untergliedert.
Dabei bedeutet:
 
 Netto-KULAP I-Fläche
= überhaupt im Programm gefördert - ja oder nein
 
 Brutto-KULAP I-Fläche
= Flächensumme aller Maßnahmen, d. h. eine

Fläche mit mehreren Maßnahmen ist auch mehr-
fach eingerechnet.

 Tabelle 1: Abgrenzung der Intensitätsstufen der Grünlandnutzung
 (Nutzungshäufigkeit, GV-Besatz, Ertrag, Energiedichte und Artenzahl; nach DLG, 1997)
 

   Intensitätsstufe
 Kriterium   intensiv  semiintensiv

(hoher Weiß-
kleeanteil)

 mittelintensiv  extensiv  sehr extensiv
(Magerrasen
und Hutun-

gen)
 Nutzungen pro Jahr  5 - 6  5 - 6  3 - 4  2 Schnitte od.

Standweide
 1 Schnitt od.

2maliges
Überweiden

 Ruhedauer in Tagen  25 - 30  25 - 30  40  Schnitt: 75  100 – 200
 Besatz  GV/ha  2 - 4  2 - 3  1,5 - 2,0  0,5 - 1,5  < 0,5

 dt TM/ha  100 - 130  75 - 100  75 - 100  30 - 75  15 – 30 Brutto-
ertrag  NEL GJ/ha*)  40 - 60  30 - 40  30 - 40  15 - 30  < 15
 Energie-
dichte

 MJ (NEL) / kg TM  Weide:
 5,8 - 6,5

 Silage:
 5,4 - 6,0

 Heu:
 5,0 - 5,5

 
5,5 - 6,0

 
5,0 - 5,5

 
4,5 - 5,0

 Heu:
 3,7 - 4,2

 
 3,5 - 3,7

 Pflanzenarten  10 - 20  20 -30  20 - 30  30 - 50  50 – 75
*) Bruttoweideleistung
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3.1 Beurteilung des Förderprogrammes
durch die Befragungsteilnehmer

3.1.1 Motive für die Nutzung der Fördermög-
lichkeiten zur Grünlandnutzung im
Rahmen des KULAP Teil I

Die Motive der befragten Landwirte für die ex-
tensive Nutzung von Grünland unter den Bedin-
gungen des Sächsischen Kulturlandschaftspro-
grammes sind vielschichtig und je nach Betrieb,
dessen Lage und Struktur, unterschiedlich. Im Fra-
gebogen wurden verschiedene Wahlmöglichkeiten
vorgegeben. Es wurde zunächst grundsätzlich zwi-
schen ökonomischen und nichtökonomischen
Gründen differenziert. Wie zu erwarten, gaben fast
alle befragten Betriebe (128 = 97 %) ökonomische
Gründe für die Nutzung des KULAP an. Gleichzei-
tig haben aber auch 55 Betriebe (42 %) eine nicht-
ökonomische Motivation für die Teilnahme am
KULAP genannt. Im weiteren sollten die Befra-
gungsteilnehmer genauer angeben, weshalb sie die
Förderung der extensiven Grünlandbewirtschaftung
nach KULAP-Vorgaben nutzen. Dabei waren
Mehrfachnennungen möglich. Im Durchschnitt
gaben die Betriebe bei den ökonomischen Motiven
je 2 Gründe an. Abbildung 9 zeigt auf Basis der
Anzahl der Nennungen die prozentuale Verteilung
auf die einzelnen Motive.

Danach nutzen vor allem solche Betriebe die
KULAP-Förderung, für deren Grünland keine ande-
re Nutzung als Alternative zur Verfügung steht oder
wo es sich um Restflächen handelt. Diese beiden
Motive machen zusammen 39 % aller genannten
Gründe aus. Es handelt sich bei den Flächen dieser
Betriebe häufig um sogenannte Grenzstandorte. Das
heißt auf Grund der natürlichen Gegebenheiten
(Bodengüte, Hangneigung, Höhenlage, Überflu-
tungs- und Schwemmland) oder wegen anderer
ungünstiger Bedingungen (kleine Splitterflächen,
vom Betrieb weit entfernte Flächen) ist lediglich
eine Nutzung der Flächen als extensives Grünland
möglich. Für diese Betriebe bietet sich durch die
Förderung die Möglichkeit, diese Flächen über-
haupt zu bewirtschaften. Ohne Förderung muss

wohl davon ausgegangen werden, dass die Betriebe
aus Kostengründen von einer Bewirtschaftung ab-
sehen würden.

Dass die extensive Grünlandbewirtschaftung mit
Förderprogramm eine kosten- und arbeitswirt-
schaftlich günstige Variante darstellt, gaben 16 %
der Befragten als Grund für die Nutzung der För-
dermöglichkeiten des KULAP an. Weitere 8 % der
Nennungen entfielen auf betriebsorganisatorische
Gründe und 3 % auf die durch die Förderung zu
erzielende Rentabilität. Die im Programm gestellten
Bedingungen für die Bewirtschaftung unterscheiden
sich für diese Gruppe der Befragten offensichtlich
kaum von den im Betrieb üblichen Bewirtschaf-
tungsformen. Für 15 % der befragten Betriebe war
die Absenkung des Tierbestandes der Grund zur
KULAP-Nutzung und 7 % gaben eine zu hohe Flä-
chenausstattung an. In 11 % der Angaben wurden
sonstige Motive genannt. Dabei wurde unter ande-
rem die Notwendigkeit der Pacht von eigentlich
nicht benötigtem Grünland genannt, da die alleinige
Zupacht von Ackerland nicht möglich war. Des
weiteren war die Lage in Schutzgebieten und die
damit verbundenen bereits bestehenden Bewirt-
schaftungsauflagen ein Grund. Nur 1 % gaben freie
Arbeitszeitkapazität als Motiv an.

Bei den nichtökonomischen Motiven spielen ökolo-
gische Überlegungen die Hauptrolle. Knapp drei
Viertel der Nennungen beziehen sich darauf als
einen Grund für die Nutzung eines För-
derprogrammes. Da die Frage nicht weiter aufge-
gliedert wurde, lassen sich die Beweggründe nur
anhand der zusätzlichen Randnotizen konkretisie-
ren. Hierbei wurden insbesondere der Erosions-
schutz, der Schutz vor Aufforstung, die Pflege und
Erhaltung von botanischen Besonderheiten (Orchi-
deenwiesen, Krokuswiesen), sowie die Notwendig-
keit der Pflege des vorhandenen Grünlandes und die
Erhaltung der Landschaftsgestaltung angeführt.
16 % nutzen das Programm aus Gründen der Frei-
zeitgestaltung (z. B. der Spaß am Umgang mit ex-
tensiven Tierrassen) und 10 % nannten sonstige
Gründe wie z. B. die Möglichkeit der Erhaltung des
Betriebes im Nebenerwerb (vgl. Abbildung 10).
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 Abbildung 9: Ökonomische Motive für die extensive Bewirtschaftung des Grünlandes unter den

Bedingungen eines Förderprogrammes
 

 

Ökologische Gründe
74,2%

Freizeitgestaltung
16,1%

Sonstige
nichtökonomische

 Gründe
9,7%

 Abbildung 10: Nichtökonomische Motive für die extensive Bewirtschaftung des Grünlandes unter
den Bedingungen eines Förderprogrammes

Im Fragebogen wurde die Möglichkeit zu freien
Antworten gegeben, um die verschiedenen Motive
noch besser differenzieren zu können. Diese Ant-
worten wurden bei der Auswertung wieder zu
Gruppen zusammengefasst. Abbildung 11 zeigt das
Ergebnis.

Durch die Förderung wollen 33 % der Befragten
die Wirtschaftlichkeit ihrer Grünlandbewirtschaf-
tung verbessern. Das heißt, die finanziellen Mittel
stellen offensichtlich einen nicht unerheblichen
Anreiz für die meisten Unternehmen dar, sich an
einem Förderprogramm zu beteiligen. An der
zweiten Stelle steht das gute Zusammenpassen von

Förderprogramm und Betriebsstruktur. Knapp ein
Drittel der befragten Betriebe gaben dies als Grund
an. Daraus lässt sich ableiten, dass die geforderten
Einschränkungen bei der Bewirtschaftung der
Grünlandflächen für eine ganze Reihe von Betrie-
ben keine großen Probleme mit sich bringt. Diese
Gruppe von Betrieben hat sicher die größten Vor-
teile durch den Einstieg in das KULAP. Sie muss
die geringsten Anpassungen bei der Bewirtschaf-
tung vornehmen. An dritter Stelle rangieren Um-
weltschutz und ökologische Überlegungen als Mo-
tivation. Immerhin 11 % der Befragten gaben dies
als Grund an. Das zeigt das Verantwortungsbe-
wusstsein der Landwirte für Natur und Umwelt.
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Passt am besten zur 
Betriebsstruktur
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andere 
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(Höhenlage, 
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Abbildung 11: Antworten auf die Frage: ”Warum haben Sie sich speziell für dieses Förderpro-
gramm entschieden?”

Keine andere Alternative der Förderung zu haben
gaben 9 % als Grund an. Erst auf dem 5. Rang folgt
mit 8 % eine zu hohe Flächenausstattung im Ver-
hältnis zum Tierbesatz als Einsatzgrund. Damit
wird deutlich, dass die oft auch in der öffentlichen
Diskussion auftauchenden ”Mitnahmeeffekte” ei-
nen doch eher geringen Anteil ausmachen. Zudem
würden diese überschüssigen Flächen ohne Förde-
rung sicher aus der Bewirtschaftung herausfallen.
Für 5 % der Betriebe lässt die Lage der Flächen
keine andere Bewirtschaftung zu. Dies betrifft vor
allem Flächen in den Mittelgebirgsregionen und
entlang der Flussläufe. Nur 4 % der Betriebe gaben
an, die Fördermöglichkeiten auf direktes Anraten
des Landwirtschaftsamtes zu nutzen. Der vermeint-
lich geringe Einfluss der amtlichen Beratung zeigt
sich aber im Ergebnis der Antworten auf die
nächste Frage nicht.

Nach den Informationsquellen zum Sächsischen
KULAP befragt, machten die Befragten die im fol-
genden Kapitel beschriebenen Angaben.

3.1.2 Beurteilung der Informationsmöglichkei-
ten zu den Grünlandfördermaßnahmen

Abbildung 12 zeigt die Anzahl der Nennungen, wie
die befragten Betriebe auf die Fördermöglichkeit
durch KULAP gestoßen sind. Wie deutlich zu er-

kennen ist, nimmt die Beratung dabei die zentrale
Rolle ein.

Über die Hälfte (53 %) der Betriebe haben alleine
durch eine Beratung von den Fördermöglichkeiten
erfahren. 11 % nutzten ausschließlich öffentliches
Informationsmaterial, um sich über das Förderpro-
gramm zu informieren. Beide Möglichkeiten der
Information, also Beratung und Info-Material, nah-
men 30 % der Betriebe zur Hilfe. Mundpropaganda
(Hörensagen) spielt bei der Informationsgewinnung
zum KULAP kaum eine Rolle.

Die Informationsmöglichkeiten zum Grünland und
seiner extensiven Bewirtschaftung im Rahmen des
KULAP I sind vielfältig. Neben dem Informations-
angebot in Faltblättern und Broschüren werden
Fragestellungen zum KULAP auch bei Seminaren
und dem Grünlandtag der LfL behandelt. Darüber
hinaus stehen die Landwirtschaftsämter und deren
Berater als Ansprechpartner zur Verfügung.

Wie die Befragten die Informationsmöglichkeiten
über KULAP und die damit verbundenen extensi-
ven Bewirtschaftungsweisen des Grünlandes be-
werten, ist in Abbildung 13 dargestellt. Insgesamt
werden die Informationsmöglichkeiten den Anga-
ben der befragten Betriebe zufolge mit zusammen
88 % für ”gut und sehr gut” überdurchschnittlich



Schriftenreihe der LfL, 6. Jg. 2. Heft 14 Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft

positiv bewertet. Von den Befragten schätzten 12 %
(16 Betriebe) die Informationsmöglichkeiten als
”sehr gut” und 77 % (101 Betriebe) als ”gut” ein.
8 % (11 Betriebe) bewerten sie nur mit ”mäßig”
und 2 % (3 Betriebe) bezeichnen sie als ”schlecht”.
Ein Betrieb machte dazu keine Angaben. Interes-
sant ist die Anregung zweier Betriebe, regelmäßige
Informationsveranstaltungen speziell zu den För-
dermöglichkeiten der Grünlandbewirtschaftung an-

zubieten. Eine solche Veranstaltung, z. B. im Januar
von den ÄfL organisiert, würde den Antragstellern
die Möglichkeit geben, bestehende Unklarheiten
vor dem Abgabetermin für die Förderanträge am
15. Mai zu beseitigen und so die optimale Variante
der Förderung zu finden. Auf diesem Weg könnten
dann auch gleichzeitig Änderungen bzw. Neuig-
keiten im Programm einer breiten Öffentlichkeit
bekannt gemacht werden.

Öffentliches Info-
Material
Beratung

30,3%

Öffentliches Info-
Material 
10,6%

Beratung
53,7%

sonstiges
0,8%

Hörensagen 
1,5%

Hörensagen +
Beratung

2,3%

Hörensagen +
öffentliches 

Infomaterial +
Beratung

0,8%

Abbildung 12: Wie sind Sie auf das Förderprogramm gestoßen?

Schlecht
2%

Weiß nicht
1%

Sehr gut
12%

Mäßig
8%

Gut
77%

Abbildung 13: Einschätzung der Informationsmöglichkeiten zur extensiven Grünlandbewirt-
schaftung im Rahmen von KULAP I
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So gut wie die Informationsmöglichkeiten hat die
Antragstellung zu den Grünlandfördermaßnahmen
in der Gunst der Befragungsteilnehmer nicht abge-
schnitten (Abbildung 14). Während die eine Hälfte
der Befragten mit den Formalitäten gut zurecht
kommt, haben die übrigen Befragten damit mehr
oder weniger große Probleme. Zunächst bleibt fest-
zuhalten, dass 47 % die Antragstellung und den
damit verbundenen Aufwand als angemessen be-
trachten. Der Hauptteil der negativen Beurteilung
entfällt auf die Einschätzung ”zu umfangreich”
während ”zu kompliziert” mit 7,6 % der Nennun-
gen nicht so häufig genannt wurde. Da das Antrags-
formular zum KULAP Teil I nur 5 Seiten umfasst
und ein Großteil der geforderten Angaben durch
einfaches Ankreuzen erfolgt, sind die Äußerungen
nur schwer nachzuvollziehen. Allein der Nachweis
der in die Förderung einbezogenen Schläge erfor-
dert größeren Schreibaufwand. Diese Angaben sind
jedoch nötig, um eine ordnungsgemäße Nachweis-
führung über den Fördergeldstrom zu gewährleisten
und die Höhe der zustehenden Gelder zu bestim-
men. Es sollte ja auch im Interesse des Betriebes
liegen, exakte Nachweise und Belege für empfan-
gene Leistungen zu haben.

Abbildung 15 verdeutlicht, wo die Probleme liegen.
Die schlechteste Einschätzung zur Antragstellung
erfolgt durch die eingetragenen Vereine, also die
LPV. Ursache sind die vielen verschiedenen Flä-
chen und Eigentümer. Ähnlich dürfte der Grund bei
den Genossenschaften liegen. Diese Unternehmen
bewirtschaften viel Fläche. Der Großteil ist von
verschiedenen Bodeneigentümern zusammenge-
pachtet, was sich im Umfang des zu erbringenden
Flächennachweises niederschlägt. Besser ist die
Einschätzung durch die GmbH und vor allem die
GbR. Diese Betriebe haben eine noch überschauba-
re Fläche und deshalb weniger Schwierigkeiten
beim Ausfüllen der Antragsformulare.

 Auffallend sind die wenigen verwertbaren Fakten
zur Positiv- bzw. Negativeinschätzung von Antrag-
stellung, Zahlungsregelung, Fördersätzen und Pro-
grammanforderungen. Ein Großteil der Befragten
machte dazu keine Angaben. Dafür sind zwei Ursa-
chen denkbar. Entweder besteht daran nur man-
gelndes Interesse oder nur ungenaues Wissen hat
diese Einschätzung erschwert. Trotzdem lassen sich
einige Trends aus den gegebenen Antworten ablei-
ten (Abbildung 16).

In Ordnung
47,0%

zu kompliziert
7,6%

Zu umfangreich 
35,6%

Zu umfangreich und
zu kompliziert

8,3%

In Ordnung, 
aber zu umfangreiche

0,8%

In Ordnung,
aber zu kompliziert

0,8%

Abbildung 14: Beurteilung der Antragstellung zum KULAP Teil I
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in Ordnung
zu umfangreich
zu kompliziert

von innen nach außen:  

   • GbR-Vollfusion
   • GmbH
   • Einzelunternehmen im
     Haupterwerb
   • Einzelunternehmen im
     Nebenerwerb
   • GmbH&Co KG

Abbildung 15: Allgemeine Bewertung der Antragstellung nach Rechtsformen

34,8%
25,4%

39,9%

22,6%

36,1%

41,4%

48,6%
12,3%

39,1%

51,7%

26,6%

21,7%

Antragstellung Fördersätze

Programmanforderungen Zahlungsregelung

Positiv Negativ Keine Angabe

Abbildung 16: Beurteilung des Programmes in Bezug auf Antragstellung, Fördersätze, Programm-
anforderungen und Zahlungsregelung (Angaben in %)

Zur Antragstellung äußerten sich 34,8 % negativ.
Es wurde vor allem eine Vereinfachung gefordert.
Weiterhin wurde negativ gewertet, dass der Antrag
jährlich wiederholt zu stellen ist, obwohl die Lauf-
zeit des Programmes doch 5 Jahre beträgt. Hierzu
wurden Wünsche nach einer nur einmaligen An-
tragstellung mit Veränderungsmeldung bei Bedarf
geäußert. Positive Äußerungen wurden zum An-
tragstermin gemacht, der sich ja mit anderen Ter-
minen deckt. Rund ein Viertel der Befragungsteil-
nehmer bewertet die Antragstellung zum KULAP

positiv. Ein Anteil von 39,9 % der Befragten
machte hierzu keine Angaben.

 Die Fördersätze wurden von den meisten Betrieben
negativ bewertet. 51,7 % der Betriebe sehen hier
Änderungsbedarf. Insbesondere Betriebe, die
Milchvieh halten, beklagen, dass die Höhe der För-
dersätze den Verlust, der durch die Extensivie-
rungsmaßnahmen entsteht, nicht genügend aus-
gleicht. Auch im Vergleich zur Förderung des
Marktfruchtanbaues finden einige die Fördersätze
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zu niedrig bemessen. Ein weiterer Kritikpunkt war
die Höhe der Abschläge von den Fördersätzen in
Wasserschutzgebieten. Allerdings finden auch gut
ein Viertel der Befragten die derzeit gewährten
Fördersätze positiv.
 
 Noch schlechter ist die Situation bei den Pro-
grammanforderungen. 48,6 % wünschen sich dazu
Veränderungen. Gleichzeitig finden hierbei die
wenigsten (nur 12,3 % ) die Einschränkungen posi-
tiv, während dieser Anteil bei den anderen zu be-
wertenden Punkten wesentlich höher liegt.
 
 Die Forderungen des Programmes werden häufig
als zu starr charakterisiert. Eine Reihe Betriebe
kritisierte, dass kein Maßnahmenwechsel wäh-
rend der 5jährigen Laufzeit möglich ist. Wegen
betrieblicher Veränderungen sollte der Wechsel
in eine andere Maßnahme während des Ver-
pflichtungszeitraumes möglich sein. Darüber
könnte nachgedacht werden. Ist die Maßnahme,
in die gewechselt wird, extensiver als die vorher
genutzte Maßnahme, gibt es nichts gegen einen
solchen Wechsel einzuwenden, sofern diese
Maßnahme dann bis zum Ende des Verpflich-
tungszeitraumes beibehalten wird. Besonders
kritisch wurde die Situation bei den Vorgaben
zur chemischen Unkrautbekämpfung beurteilt.
Hier wünschen sich sehr viele Betriebe eine Locke-
rung beim Einsatz von Herbiziden. Das Proble-
munkraut Nummer eins ist und bleibt der Ampfer.
Ebenfalls negativ wurden die Vorgaben bei den
Düngebegrenzungen und dem Viehbesatz einge-

schätzt. Bei der Höhe der Stickstoffmenge wurden
Werte bis 150 kg/ha gefordert. Der Viehbesatz
sollte den Forderungen der Befragten zu Folge,
besonders in Gegenden mit besseren Böden, nach
oben korrigiert bzw. der Leistungsfähigkeit des
Bodens angepasst werden. Um den Futteraufwuchs
auch mengenmäßig verwerten zu können, wird als
Obergrenze ein Besatz bis 1,5 GV/ha gewünscht.
Weitere Forderungen bezogen sich auf die Mög-
lichkeit zum Tausch wirtschaftseigener Dünger mit
Nachbarbetrieben (Stallmist gegen Gülle). Auch
eine Reduzierung der Dokumentation und Nach-
weisführung im Rahmen der Grünlandschlagkarte
wurde genannt.
 
 Die derzeitige Zahlungsregelung wird von 36,1 %
der Befragten positiv beurteilt. Eher negativ schät-
zen 22,6 % diesen Punkt ein. Die Forderungen be-
ziehen sich auf einen früheren Termin für die Zah-
lung der Fördergelder bzw. das Aufsplitten in zwei
Zahlungen. Als positiv wurde die Zuverlässigkeit
der Zahlung bewertet.

3.1.3. Alternative Nutzung der extensiv bewirt-
schafteten Flächen ohne KULAP I-För-
derung und geplante Nutzung nach Ab-
lauf des Förderzeitraumes

Um die Wirksamkeit der Fördermaßnahmen beur-
teilen zu können, sollten die Befragungsteilnehmer
Angaben dazu machen, was sie ohne die Möglich-
keit einer Förderung mit den betreffenden Flächen
gemacht hätten (Abbildung 17).

Nicht angepachtet
23,0%

Brachfallen
13,4%

Nutzung als Ackerland
1,7%

Intensive Nutzung
23,0%

Keine Angabe/weiß 
nicht

34,8%

Aufgeforstet
0,2%

Extensive Nutzung
2,8%

Anderes 
Förderprogramm

1,1%

Verkauft
0,05%

Abbildung 17: Was wäre ohne Förderprogramm mit den Flächen passiert?
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 Als erstes fällt der geringe Anteil der extensiven
Nutzung auf. 2,8 % der in der Befragung erfassten
Fläche würden ohne Förderung auf diese Weise
bewirtschaftet werden. Das entspricht einer Fläche
von knapp 600 ha. Lediglich ein Viertel der Flächen
wäre überhaupt in der Nutzung als Grünland. Auch
die Nutzung anderer Förderprogramme (Land-
schaftspflegerichtlinie oder Vertragsnaturschutz)
hat mit einem Anteil von 1,1 % keine wesentliche
Bedeutung für den Erhalt von Landschaftsstruktu-
ren. Das nur ein kleiner Teil von 1,7 % als Acker-
land genutzt werden würde, ist ein Indiz dafür, dass
die KULAP-Flächen meist absolute Grünland-
standorte sind.
 
 Für den großen Anteil von 34,8 % der Flächen, zu
denen keine genaueren Angaben über die Nutzung
ohne Förderprogramm gemacht wurden, kann über
die dann praktizierte Nutzung nur spekuliert wer-
den. Auch bei den Flächen, die ohne Fördermög-
lichkeit nicht angepachtet worden wären, können
keine Angaben zur weiteren Nutzung gemacht wer-
den. Man kann aber davon ausgehen, dass auch hier
die Gefahr des Brachfallens der Flächen sehr groß
ist.
 
 Aus all dem lässt sich die Erkenntnis ziehen, dass
die Fördermaßnahmen des KULAP I für die weitere
Nutzung der Grünlandflächen von sehr großer Be-
deutung sind. Denn bei knapp 75 % der Flächen
wäre dem Befragungsergebnis zufolge eine weitere
Nutzung als Grünland ohne Förderung mehr als
ungewiss.
 
 Auch wenn dem in der Praxis verschiedene Ge-
sichtspunkte (Grünland wird häufig nur in Verbin-
dung mit Ackerland verpachtet, Eigentumspflich-
tigkeit) entgegenstehen, ist ohne Fördermaßnahmen
eine deutliche Abnahme der Grünlandbewirtschaf-
tung sowie verstärkte Nutzungsänderung (z. B.
Brache, Acker, Aufforstung) zu erwarten.
 
 Weiterhin sollten die Befragungsteilnehmer Anga-
ben dazu machen, was mit den Flächen nach Ablauf
des 5jährigen Verpflichtungs- und Förderzeitrau-
mes geschieht. Bei der Interpretation der in Abbil-
dung 18 dargestellten Antworten muss unbedingt
beachten werden, dass hier Einzelflächen betrachtet

wurden. Beispiel: Ein Betrieb mit 50 ha KULAP-
Fläche pachtet nach Ablauf der Förderung 10 ha
weniger Grünland zu, bewirtschaftet jedoch die
verbleibende Fläche weiter nach KULAP-Richt-
linien. Dann sind in Abbildung 18 diese 10 ha im
Segment ”Keine Verlängerung der Förderung” und
die restlichen 40 ha in ”Verlängerung der Förde-
rung” enthalten.
 
 Auf knapp 72 % der Flächen wollen die befragten
Betriebe die Förderung mit Sicherheit verlängern.
Das ist ein sehr gutes Ergebnis und zeigt die gute
Akzeptanz des Programmes trotz der genannten
Kritikpunkte sehr deutlich. Für rund 7 % der Flä-
chen wollen die Betriebe erst die Bedingungen der
neuen KULAP-Richtlinie abwarten, bevor sie sich
für oder gegen eine weitere Teilnahme an diesem
Förderprogramm entscheiden. Dabei spielen die
Höhe der Fördersätze und die geforderten Ein-
schränkungen bei der Bewirtschaftung die Haupt-
rolle. Auf 21,2 % der Grünlandflächen sollen nach
dem Willen der befragten Betriebe keine KULAP I-
Fördermaßnahmen mehr zur Anwendung kommen.
 
Wie sich die Unternehmen die weitere Nutzung
dieser Flächen vorstellen, ist in Abbildung 18 eben-
falls dargestellt. Die Hälfte dieser Flächen soll nach
dem Ablauf des Förderzeitraumes wieder ohne Be-
wirtschaftungsauflagen (intensiv), aber weiter als
Grünland bewirtschaftet werden. Betrachtet man
dabei die Betriebstypen, so sind es überwiegend
Futterbau-Marktfruchtbetriebe, die ihr Grünland
wieder intensiver nutzen wollen. Ein Blick auf die
Viehbestände dieser Unternehmen zeigt, dass fast
alle auch größere Kuhbestände halten. 65 % dieser
Betriebe haben sogar über 100 bis zu 2.000 Kühe.

Weitere 4,5 % wollen weiter eine extensive Grün-
landbewirtschaftung, allerdings ohne Förderung,
betreiben. Für ein Viertel der Flächen bestehen
noch keine Pläne für die weitere Nutzung. Auch bei
diesem Anteil ist die Gefahr des Brachfallens
durchaus gegeben. Die bestehenden Pachtverträge
aufzulösen, wird auf 9,2 % der Flächen angestrebt.
Eine weitere Nutzung dieser Flächen dürfte damit
ebenfalls fraglich erscheinen. Die Flächen brach-
fallen zu lassen, wurde für 7,6 % angegeben. Nur
1,4 % sollen in Ackerland umgewandelt werden.
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9,2%
0,6%

7,6%

4,5%

49,9%
1,4%

26,8 %

Verlängerung der
Förderung unter

Vorbehalt
7,1%

Verlängerung der
Förderung

71,7%

Keine
 Verlängerung der

Förderung
21,2%

Intensive Nutzung

Extensive Nutzung

Brachfallen

Verpachten

Auflösen der Pachtverträge

Noch keine Pläne

Ackernutzung

Abbildung 18: Was passiert mit den Flächen nach Ablauf des Förderzeitraumes?

3.1.4 Beurteilung weiterer allgemeiner För-
derbedingungen und Wünsche nach zu-
sätzlichen Fördermöglichkeiten zur ex-
tensiven Grünlandbewirtschaftung

Das KULAP fordert mit Ausnahme der Maßnahme
„Beibehaltung der Grünlandnutzung auf ehemali-
gem Wechselgrünland“ für alle anderen Grünland-
fördermaßnahmen, dass die gesamte Grünlandflä-
che des Betriebes in die Extensivierung einzubezie-
hen ist. Dazu sollten die Befragten ihre Meinung
abgeben (Abbildung 19).

 Von 13 % der Betriebe wurde dazu keine Einschät-
zung abgegeben. 28 % der Befragungsteilnehmer
bewerten diese Bedingung als positiv. Diese Betrie-
be waren zum Großteil der Meinung, dass nur durch
die Einbindung der gesamten Grünlandfläche wirk-
liche ökologische Effekte erzielbar sind und nur
dann die Zahlung von Fördergeldern gerechtfertigt
ist. Als Vorteile werden dabei gesehen, dass keine
unbewirtschafteten Splitterflächen entstehen und
das gesamte Grünland so einer Mindestbewirt-
schaftung unterliegt.
 
 Der überwiegende Teil der Befragten beurteilt diese
Förderbedingung jedoch negativ. Sie empfinden
diese Regelung als zu starr. Die Betriebsleiter sehen
sich in ihrer Entscheidungsfreiheit bei der Wahl der
Intensität zu stark eingeschränkt.
 
 Vor allem für stallnahe und ertragsfähige Flächen
wäre in vielen Betrieben eine intensivere Nutzung

einzelner Flächen wünschenswert bzw. nötig. Rund
ein Drittel der Negativantworten bezog sich auf
dieses Problem. Die Regelung trägt nach Meinung
der Befragten den unterschiedlichen Standortbedin-
gungen zu wenig Rechnung. Eine Möglichkeit zur
Extensivierung von Teilflächen ist insbesondere für
Milchviehbetriebe von Nutzen. Diese sind einer-
seits auf entsprechende Mengen hochwertigen
Grundfutters mit der dazu erforderlichen Bewirt-
schaftung angewiesen, um hohe Milchleistungen zu
erzielen. Andererseits bietet sich zur Jungviehauf-
zucht eine Nutzung von extensiv bewirtschafteten
Grünlandflächen an, wo die Jungrinder ausreichend
versorgt werden können. Der Betrieb steht somit
vor der Wahl, entweder die gesamte Grünlandfläche
in das Programm einzubringen und so für die
Milchproduktion auf optimales Grundfutter zu ver-
zichten oder die Förderung insgesamt nicht in An-
spruch zu nehmen.
 
Die Entscheidung wird von den zu erwartenden
Einbußen durch die Extensivierung der gesamten
Fläche, der Höhe der Milchleistung und der Mög-
lichkeit des Einsatzes von Ackerfutter bzw. den
Möglichkeiten und Preisen der Zupacht von Grün-
land abhängen. Auch der Grundsatz der optimalen
speziellen Intensität der Bewirtschaftung wider-
spricht diesem Verfahren von ”Alles oder Nichts”.

 Weiter entstehen Probleme bei gepachteten Grün-
landflächen. Sind diese wegen einer zu kurzer
Pachtdauer oder nicht ausreichend nachgewiesener
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Nutzungsberechtigung nicht förderfähig, müssen sie
aber dennoch extensiv und nach den Vorgaben des
KULAP I bewirtschaftet werden. Der Landwirt
erhält allerdings dafür keinen Ausgleich, sondern
nur Fördermittel für die Fläche, die auch als förder-
fähig eingestuft wurde.
 
 Wird während des Förderzeitraumes eine Fläche
zugepachtet, muss diese ebenfalls nach den Pro-
grammbedingungen bewirtschaftet werden, ohne
das der Landwirt dafür Fördermittel erhält. Will er
auch für diese Fläche Fördermittel erhalten und
bezieht die neue Fläche mit ein, beginnt der Ver-
pflichtungszeitraum von 5 Jahren für die Gesamt-
fläche des Betriebes von neuem.
 
 Die Befragungsteilnehmer sollten auch eine Ein-
schätzung zu den geforderten schlagbezogenen
Aufzeichnungen abgeben. 61,4 % finden diese Do-
kumentation sinnvoll, aber gleichzeitig sagen davon
5 %, diese Aufzeichnungen seien zu umfangreich.
Für 38,6 % der Befragten haben diese Aufzeich-
nungen keine Bedeutung. Diese Betriebe sehen sie
lediglich als unnötigen Schreibaufwand an.
 
 Die empfohlene Schlagkarte wird von 90 % der
Befragungsteilnehmer genutzt, 5,5 % verwenden

ein Computerprogramm und 4,5 % führen eigene
Aufzeichnungen.
 
Bodenuntersuchungen auf dem Grünland werden
von 77 % der Betriebe durchgeführt (Tabelle 2).
Den Angaben zu Folge werden die Ergebnisse von
53 % der Befragten auch in der Schlagkartei doku-
mentiert.

 Die Wünsche nach weitergehenden Förderungs-
möglichkeiten für die extensive Grünlandnutzung
sind breit gefächert:
 
- Grünlandprämie unabhängig von der Intensität

der Bewirtschaftung
- Beibehaltung der Förderung für die Pensions-

weidehaltung
- Förderung von Nachsaat und Ampferbekämp-

fung
- Förderung für das Instandhalten von Gräben und

bereits vorhandenen Meliorationsanlagen
- Förderung unabhängig von der Gebietskulisse

ökologisch sensibler Regionen
- Förderung des Triftwegebaus
- Angleichung der Prämienhöhe an den Ackerbau
- Erweiterung des Programmes um Naturschutz-

varianten

Negativ
59,1%

Positiv
28,0%

Keine Beurteilung
12,9%

Abbildung 19: Wie beurteilen Sie, dass die gesamte Grünlandfläche in die Extensivierung einzube-
ziehen ist?

Tabelle 2: In welchem zeitlichen Abstand führen Sie Nährstoffuntersuchungen des Grünland-
bodens durch?

 
  Anzahl Betriebe  Prozent

 < 4 Jahre  14  11 %
 4 Jahre  22  17 %
 5 Jahre  40  30 %
 > 5 Jahre  26  20 %
 keine Untersuchung  30  23 %
 Gesamt  132  100 %
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3.2 Auswertung der Einzelmaßnahmen

3.2.1 Beibehaltung der Grünlandnutzung auf
als Wechselgrünland genutzten Flächen
(2.1)

 Bei dieser Förderung müssen nicht alle Grün-
landflächen des Betriebes einbezogen werden,
die Maßnahme ist somit schlagbezogen. Es
gelten die allgemeinen Programmbedingungen,
der Stickstoffeinsatz ist nicht begrenzt und der
Viehbesatz darf 1,2 GV/ha LF nicht übersteigen.
Die jährliche Förderhöhe beträgt 80,- DM/ha.
Die Kombination mit KULAP-Fördermaßnah-
men nach den Ziffern 2.2, 2.3, 2.4 sowie 2.9.1
ist möglich. Als Fördervoraussetzung ist, z. B.
über einen Katasterauszug, eine Ackernutzung
im Zeitraum vom 01.01.1962 bis 31.12.1991
nachzuweisen. Zum Stichtag 31.12.1991 musste
die zur Förderung beantragte Fläche einer Nut-
zung als Grünland unterliegen. Mit dieser För-
dermaßnahme soll erreicht werden, dass auf
Flächen, die bisher einer wechselnden Nutzung
als Acker- und als Grünland unterlagen, in Zu-
kunft auf eine Ackernutzung verzichtet wird. Statt
dessen soll die Etablierung von Dauergrünland-
beständen erreicht werden. Die Grasnarbe als öko-
logisch wertvolle Pflanzendecke soll dazu beitra-
gen, den Boden weitgehend vor Erosion zu schüt-
zen und Stoffeinträgen in das Grundwasser vorzu-
beugen. Daneben hat diese Maßnahme einen markt-

entlastenden Effekt, da die betreffenden Flächen ja
sonst, zumindest potentiell, in Ackerland umge-
wandelt worden wären, um darauf Marktfrüchte zu
erzeugen. Bei einer Getreideanbaufläche von
370.555 ha macht die durch die Fördermaßnahme
gebundene Fläche einen Anteil von 3,4 % aus.
Multipliziert man diese Fläche mit dem durch-
schnittlichen Getreideertrag von 56,68 dt/ha in
1996, so ergibt sich eine potentielle Entlastung des
Marktes in Höhe von 71.480 t Getreide (Angaben
nach SML, 1997).
 
 Sachsenweit wurde diese Fördermaßnahme im Jah-
re 1996 von 307 Betrieben auf insgesamt 12.611 ha
angewendet. Von den Befragten nutzten diese
Möglichkeit der Förderung 37 Betriebe auf einer
Fläche von 2.971  ha. Damit wurde durch die Be-
fragung ein Flächenanteil von 23,5 % und 12,0 %
der Anwender erreicht.
 
Die Maßnahme wurde in rund 96 % der Fälle in
Kombination mit weiteren KULAP I-Maßnahmen
angewendet. Den Hauptanteil machte dabei die
Maßnahme reduzierter Mitteleinsatz (58,9 %) ge-
folgt von extensiver Weidenutzung (22,6 %) und
später Schnittnutzung I bzw. II (zusammen 10,4 %)
aus. Auf einem Flächenanteil von 4,0 % wurde
zusätzlich zur Beibehaltung der Grünlandnutzung
die extensive Weide und die Pensionsviehhaltung
angewendet. Lediglich auf 4,1 % der Flächen wird
die Maßnahme alleine genutzt (s. Abbildung 20).

Beibehaltung
GL-Nutzung +

Später Schnitt II
4% Beibehaltung

GL-Nutzung +
Später Schnitt I

6%

Beibehaltung
GL-Nutzung +

extensive Weide
23%

Beibehaltung
GL-Nutzung +

extensive Weide +
Pensionsvieh

4%

Beibehaltung
GL-Nutzung

4%

Beibehaltung
GL-Nutzung +

reduzierter Mitteleinsatz
59%

Abbildung 20: Kombination der Maßnahme „Beibehaltung der Grünlandnutzung auf ehemaligen
Wechselgrünland“ mit anderen KULAP I – Maßnahmen
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Die Nutzungsform der Flächen zeigt Abbildung 21.
Der Großteil wird als Umtriebsweide genutzt.
Knapp ein Viertel der Fläche unterliegt einer wech-
selnden Weide- und Schnittnutzung, während
17,1 % ausschließlich gemäht werden. Die Weide
mit mehrmaligem Auf- und Abtrieb der Tiere hat
einen Anteil von 10,5 %. Eine geringe Bedeutung
hat die Mähstandweide (6,1 %) und die Standweide
(0,5 %).
 
Die Befragungsteilnehmer sollten auch ihren
Eindruck von der Entwicklung des Grünlandes und
des Pflanzenbestandes bei der „Beibehaltung der
Grünlandnutzung auf ehemaligen Wechselgrün-
land“ wiedergeben. Dazu wurde nach der Entwick-
lung der Artenvielfalt und der des Unkrautanteiles
sowie eines eventuell sichtbaren Nährstoffmangel
der Narbe gefragt. Keine Veränderungen bei der
Artenvielfalt wurde für 26,9 % der Fläche festge-
stellt. Auf 34,4 % beobachteten die Befragten eine
Abnahme und auf 15,6 % der Fläche eine Zunahme
der Artenzahl. Für 23,1 % fehlen Aussagen zur
Artenzusammensetzung. Der Unkrautanteil nimmt
den Angaben zufolge auf 43,2 % der Fläche zu
bzw. bleibt auf 24,7 % unverändert; nur bei 4,9 %
der Fläche war ein Rückgang erkennbar. Als entar-
teter Pflanzenbestand werden aber nur 2,1 % ange-
sprochen. Für 27,2 % der Flächen wurden zur Un-
krautsituation keine Angaben gemacht. Auf 10,2 %
der Flächen entwickelt sich ein standortgerechter
Dauergrünlandbestand. Jedoch wurden durch die
Befragungsteilnehmer auf 42,6 % der Flächen
Nährstoffmangelerscheinungen beobachtet.

 Konfliktpunkte zwischen den Einschränkungen
durch das Förderprogramm und einer ordnungsge-
mäßen Bewirtschaftung ihrer Grünlandflächen
wurden von 27 Betrieben genannt. Die Hauptkritik
bezieht sich auf die chemische Unkrautbekämp-
fung, 24 Betriebe führten diesen Punkt an. 10 der
Betriebe sehen daneben noch weitere Konflikte,
wobei vor allem die Nährstoffversorgung im All-
gemeinen und die Höhe der Stickstoffdüngung im
Besonderen als problematisch eingeschätzt wurden.
Ein dritter Punkt war der Ertrags- und Qualitäts-
verlust beim Futter. Bei dieser Beurteilung ist aber
unbedingt zu beachten, dass die Kritikpunkte nur in

den wenigsten Fällen wirklich auf die Maßnahme
„Beibehaltung der Grünlandnutzung“ bezogen wer-
den können. Durch den sehr hohen Anteil der
Kombination mit anderen KULAP-Fördermaß-
nahmen werden die Möglichkeiten der Bewirt-
schaftung dieser Flächen durch Restriktionen der
kombinierten Maßnahme weiter eingeschränkt. Die
Einwände sind somit in den meisten Fällen der
kombinierten Fördermaßnahme und deren Ein-
schränkungen zuzuordnen. Aus diesem Grund wird
auf die kritischen Anmerkungen erst bei der Analy-
se der weiteren Fördermaßnahmen eingegangen.
 
 Die Frage nach Änderungswünschen in den Maß-
nahmevoraussetzungen bejahten 24 der 37 Betriebe.
Von 17 Betrieben wurde eine Lockerung der
Einsatzbeschränkungen von Herbiziden gefordert.
Dabei reicht das Spektrum von mehr eigener Ent-
scheidungsfreiheit beim Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln bis hin zum Wunsch nach dem Ein-
satz von Totalherbiziden mit anschließender Neu-
ansaat. Den zweiten Schwerpunkt bilden Forderun-
gen nach 20 bis 50 kg/ha höheren Stickstoffgaben
(4 Nennungen) sowie der Versorgung mit Phosphor
und Kalium (5 Nennungen).
 
 Die Reaktionen von Seiten der Bevölkerung auf die
extensiv genutzten Flächen sind sehr gering. 25 Be-
triebe mit 2.123 ha haben keine Bevölkerungs-
reaktionen registriert. Bei 8 Betrieben konnten zu
454 ha positive Reaktionen verzeichnet werden. So
wurde der gepflegte Zustand der Grünlandflächen
und der Schutz vor Erosion und die Entwicklung
von Naturwiesen als positive Aspekte bemerkt.
Gegenüber 8 Betrieben mit 607 ha gab es auch ne-
gative Äußerungen, die aber nicht immer in der
Extensivierung ihren Ursprung haben. So ist z. B.
die Geruchsbelästigung bei der Gülleausbringung
kein spezielles Grünlandproblem.
 
Anders sind allerdings Äußerungen zu werten, die
Extensivierung mit Vernachlässigung gleichsetzen.
Dies ist ein Indiz für Defizite in der Öffentlich-
keitsarbeit der zuständigen Behörden und Verbände
sowie der Landwirte selbst, um die Bevölkerung
stärker über Sinn und Zweck solcher Maßnahmen
aufzuklären.
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Abbildung 21: Nutzungsform der Grünlandflächen der Maßnahme „Beibehaltung der Grünland-
nutzung auf ehemaligem Wechselgrünland“

3.2.2 Grünlandnutzung mit reduziertem Mit-
teleinsatz (2.2)

Neben den allgemeinen KULAP-Bedingungen
(max. Viehbesatz von 1,2 GV/ha LF etc.) gelten
hierbei weitere Nutzungseinschränkungen:
 
- die gesamte Grünlandfläche des Betriebes ist in

die Extensivierung einzubeziehen,
- max. 120 kg N/ha inkl. Weideexkremente sind

zulässig,
- nur leguminosenschonende Herbizide ohne W-

Auflage sind erlaubt,
- keine Ganzflächenbehandlung mit Pflanzen-

schutzmitteln,
- eine Versorgung mit Kalk, P, K und Mg ist ges-

tattet und nicht begrenzt,
- die Förderhöhe beträgt 75,- DM/ha.

 Das Hauptziel dieser Maßnahmen ist die Reduzie-
rung der Futterproduktion und die Vermeidung von
Stoffeinträgen in das Grundwasser durch geringere
Nährstoffmengen, die auf die Flächen ausgebracht
werden dürfen. Vor allem die mengenmäßige Ver-
fügbarkeit des Stickstoffs als ”Wachstumsmotor”
wird begrenzt. Die stark massenwüchsigen Gräser
werden dadurch in ihrer Ertragsentwicklung ge-
hemmt. In der Folge werden günstigere Wachs-
tumsbedingungen für Leguminosen geschaffen, die
diese N-Beschränkung durch die Bindung von Luft-
stickstoff zumindest teilweise (je 1 % Leguminose-
nanteil im Bestand werden etwa 2 kg N/ha gelie-
fert) kompensieren. Die Gefahr der Nitrataus-
waschung in den Unterboden und das Grundwasser
soll so minimiert werden. Die Futterqualität (In-
haltsstoffe) und die Leistung je Tier wird dabei
in der Regel nicht negativ beeinflusst. Auch die

Nutzungselastizität der Fläche erfährt durch die
Maßname keine Einschränkung.
 
 In Sachsen wurde diese Maßnahme 1996 von 840
Betrieben auf 43.293 ha angewendet. 87 (10,4 %)
der befragten Betriebe führen diese Maßnahmen auf
insgesamt 9.769 ha (22,6 %) durch.
 
Die überwiegende Nutzungsform dieser Flächen ist
mit 48,4 % eine wechselnde Weide- und Schnitt-
nutzung (Abbildung 22). 21,2 % werden als Wiesen
ausschließlich gemäht. Das Verfahren der Um-
triebsweide kommt auf 12,5 % der Fläche zur An-
wendung. Die Weide mit mehrmaligem Auf- und
Abtrieb wird auf 11,0 % und die Mähstandweide
auf 6,7 % der Fläche durchgeführt. Die Standweide
spielt mit 0,2 % keine Rolle.

Die Entwicklung der Artenvielfalt wird auf 24,8 %
der Flächen positiv eingeschätzt. Auf 15,0 % geht
die Artenzahl zurück, für 45,0 % konnte keine Ver-
änderungen durch die Betriebe festgestellt werden.
Zu 15,2 % der betrachteten Flächen machten die
Befragten keine Angaben. Auch zur Unkrautsituati-
on wurden Angaben gemacht. Auf 34,9 % des
Grünlandes wurde eine zunehmende Entwicklung
von Unkrautpflanzen beobachtet; auf einem Anteil
von 28,1 % wurden keine Veränderungen festge-
stellt. In nur 2,5 % konnte ein Rückgang des Un-
krautanteiles erkannt werden, während für bedenk-
lich hohe 34,5 % keine Angaben gemacht wurden
oder gemacht werden konnten. Für 3,7 % der Flä-
che wurde der Pflanzenbestand als entartet bezeich-
net. 18,4 % der Flächen wiesen aber auch einen
standortgerechten Dauergrünlandbestand auf. Nähr-
stoffmangelsymptome wurden auf 31,2 % der Flä-
che festgestellt.
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Abbildung 22: Nutzungsformen der mit „reduziertem Mitteleinsatz“ bewirtschafteten Grünland-

flächen in den befragten Betrieben

 Den Grund für die Zunahme der Artenzahl und die
Ausbreitung von Weißklee führen die Befragten
überwiegend auf die reduzierte Stickstoffdüngung
zurück. Die zunehmende Ausbreitung von Unkräu-
tern wird einerseits dem nur beschränkt zulässigen
Herbizideinsatz, aber auch selbst verursachten und
erkannten Fehlern in der Bewirtschaftung und Pfle-
ge zugeschrieben. Hier wurden z. B. ein zu tiefer
Schnitt, starker Gülleeinsatz und zu starke Bewei-
dung als Ursachen genannt.
 
 Der Anteil der Flächen, welche Nährstoffmängel
aufweisen, liegt für den reduzierten Mitteleinsatzes
sehr hoch. Leider wurden keine näheren Angaben
dazu gemacht, bei welchen Nährstoffen eine Man-
gelsituation vorliegt. Da aber der Einsatz von P, K,
Mg und Kalk durch die Maßnahmebedingungen
nicht eingeschränkt wird, kann die Ursache für die
beobachtete Unterversorgung bei diesen Nährstof-
fen nur in einer unausgewogenen und nicht be-
darfsgerechten Düngung liegen. Das wäre ein ein-
deutiger Bewirtschaftungsfehler. Bei Stickstoff ist
mit der erlaubten Menge von 120 kg N/ha ein Man-
gel nicht zu erwarten. Die Zusammensetzung des
Pflanzenbestandes kann sich aber wegen der gerin-
geren Stickstoffmenge verändern.
 
 Die unterlassene Grunddüngung als Ursache für
den hohen Anteil von Flächen mit Mangelerschei-
nungen bestätigt sich bei Analyse der Angaben zur

P-K-Düngung. Danach führen die Betriebe nur auf
37,3 % der Fläche eine jährliche Grunddüngung
durch. Weitere 3,3 % werden in Abständen von
2 bis 4 Jahren mit Phosphor und Kalium versorgt.
Das bedeutet, dass auf 59,4 % der Flächen der be-
fragten Betriebe, die mit reduziertem Mitteleinsatz
bewirtschaftet werden, seit 1992 keine Grunddün-
gungsmaßnahmen mehr durchgeführt worden sind.
Damit ist zu erwarten, dass der Anteil der unterver-
sorgten Flächen in den nächsten Jahren noch weiter
steigen wird.
 
 Bei der Versorgung mit Kalk ist das Ergebnis der
Befragung nicht ganz so besorgniserregend wie bei
Phosphor und Kalium. Im Zeitraum von 1992 bis
1996 wurden 2.750 ha oder 28,2 % der nach Zif-
fer 2.2 bewirtschafteten Fläche durch die Betriebe
mit Kalk gedüngt.
 
 Bei der mineralischen Stickstoffdüngung wird
hauptsächlich Kalkammonsalpeter verwendet. Da-
neben wurden als reine Stickstoffdüngemittel
Harnstoff und AHL sowie NPK-Dünger als Kombi-
oder Mehrnährstoffdünger ausgebracht. Die
Stickstoffdüngung (organisch und synthetisch)
wird dabei auf 41,1 % der Fläche in einer einzigen
Gabe verabreicht. 39,2 % der Flächen erhalten die
Stickstoffmenge verteilt auf zwei Gaben. Auf
11,3 % der Fläche wird der Stickstoff in 3 Gaben
ausgebracht.
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 Die befragten Betriebe setzten auf 1.018 ha Pflan-
zenschutzmittel ein. Das entspricht einem Anteil
von 10,4 % der unter diese Maßnahme fallenden
Fläche. Über drei Viertel dieser Fläche (77,0 %)
wurde gegen Ampferarten behandelt. Auf 11,0 %
wurden neben Ampfer noch weitere Unkräuter wie
Löwenzahn, Vogelmiere, Distel, Brennessel und
Quecke bekämpft. Eine starke Allgemeinve-
runkrautung war auf 12,0 % der Grund für den
Herbizideinsatz. Das Mittel der Wahl war auf
51,8 % der Fläche Harmony (Thifensulfuron-
Methyl). Die Wirkung gegen Ampferarten wurde
dabei mit ”sehr gut” bis ”gut” beurteilt. Negativ fiel
die fehlende Dauerwirkung auf. Nach den Erfah-
rungen der Anwender muss die Behandlung alle
1-2 Jahre wiederholt werden, um eine echte Redu-
zierung der Ampferpflanzen zu erreichen. Andern-
falls kommt es häufig lediglich zu einer vorüberge-
henden Entwicklungsstörung, der dann ein ver-
stärktes Austreiben aus den Wurzelstöcken folgt.
Auf 38,0 % der Flächen kam Hoestar (Amidosulfu-
ron) zum Einsatz. Die Wirkung wird
”zufriedenstellend” bis ”gut” eingeschätzt. Starane
180 (Fluroxypyr) wurde auf 8,6 % der behandelten
Fläche, jedoch nur mit ”zufriedenstellendem” Er-
gebnis, verwendet. Gropper (Metsulfuron-Methyl)
und Duplosan KV (Mecoprop-P) haben mit 0,6 %
bzw. 0,8 % einen sehr geringen Einsatzumfang bei
nur ”unge-nügender” Wirkung.
 
 Die auf den mit reduziertem Mitteleinsatz bewirt-
schafteten Grünlandflächen erzeugten Erträge wur-
den in 70 Betrieben (80,5 %) erfasst. In 9 Betrieben
wurde die Weideleistung ermittelt, die Ertragsmes-
sung setzten 17 Betriebe ein. Die meisten Betriebe
(53) beschränkten die Erfassung der Grünlanderträ-
ge aber nur auf Schätzungen. 11 Betriebe setzten
mehrere der genannten Verfahren zur Ertragser-
mittlung ein.
 
 Auch zum durch die Maßnahme verursachten Er-
tragsrückgang wurde eine Frage gestellt. Dabei ist
zunächst eine Kuriosität zu bemerken. 7 Betriebe
machten Angaben zu Ertragsverlusten ohne aber
den Grünlandertrag (vorherige Frage) zu erfassen.
Die Angaben zu den festgestellten Ertragsverlusten
können Abb. 23 entnommen werden. Danach wur-
den auf 74,3 % der Flächen Ertragseinbußen zwi-
schen 20 und 30 % im Vergleich zum Ertragsniveau
vor Beginn der Fördermaßnahme festgestellt.
 
Diese Zahlen decken sich weitgehend mit den Er-
gebnissen aus mehrjährigen Versuchen des Refera-

tes Grünland und Futterbau. Hier wurde u. a. die
Entwicklung der Trockenmasseerträge bei Senkung
der Stickstoffdüngung von 200 kg/ha auf 100 kg/ha
auf Ansaat- und Dauergrünland untersucht. Dabei
war der Ertragsrückgang bei Dauergrünlandbestän-
den geringer. Ursache ist die bessere Nutzung der
reduzierten Nährstoffmenge und die N-Lieferung
durch die Leguminosen. Bei angesäten Beständen,
die in Sachsen noch recht häufig anzutreffen sind,
betrugen die Verluste auch im Versuch bis zu 23 %.
 
 Nachsaaten werden auf 61,9 % der Flächen über-
haupt nicht durchgeführt. Dies ist mit eine Ursache
für die Zunahme lückiger Narben und die Ausbrei-
tung von unerwünschten Kräutern und Gräsern.
Dieser Anteil ist deutlich zu hoch. Auf 29,2 % der
Flächen werden Nachsaaten nur bei Bedarf durch-
geführt, auf 5,3 % der Flächen (516 ha) erfolgen
sogar regelmäßig Nachsaaten. In 3,5 % der Fälle
war eine Pflanzenschutzmaßnahme der Nachsaat
vorangegangen.
 
 Dieser bisher geringe Anteil von durchgeführten
Nachsaaten mit anschließender fachgerechter Be-
wirtschaftung ist aufgrund der teilweise entarteten
Pflanzenbestände zu erhöhen.
 
 Mit 59,8 % (52 Betriebe) der befragten Betriebe
sieht gut jeder zweite Konflikte zwischen den Maß-
nahmebedingungen und einer ordnungsgemäßen
Grünlandnutzung. Im Mittelpunkt steht dabei erneut
die Unkrautbekämpfung. 45 Betriebe nennen Prob-
leme bei der Bekämpfung von Unkräutern, 12 Be-
triebe auch bei anderen Bedingungen dieser För-
dermaßnahme. Bei den sonstigen Problemen wurde
6 mal die Nährstoffversorgung und Düngung ge-
nannt. 3 Betriebe sahen Probleme mit der Grün-
landerneuerung bzw. dem Pflanzenbestand und
3 mal wurde der geringere Ertrag als problematisch
angeführt.
 
Von den 87 Betrieben wünschen sich 46 Änderun-
gen in den Maßnahmebedingungen. Den Schwer-
punkt bilden dabei Änderungswünsche zu Unkraut-
bekämpfungsmaßnahmen (30 Nennungen) und
Bestandeserneuerungen (5 Nennungen). 3 Betriebe
machten keine genaueren Angaben zu den ge-
wünschten Änderungen, zweimal wurden höhere
Fördersätze bis 350,- DM/ha gefordert und
3 Nennungen bezogen sich auf höhere Stickstoffga-
ben bis 140 kg/ha. Ein Betrieb forderte die Mög-
lichkeit, Entwässerungsmaßnahmen durchführen zu
dürfen.
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Abbildung 23: Angaben zum durch den „reduzierten Mitteleinsatz“ verursachten Ertragsrückgang

3.2.3. Extensive Weidenutzung (2.3)

 Auch die Förderung „Extensive Weidenutzung“
bedingt eine Einbeziehung der gesamten Grünland-
fläche des Betriebes in das KULAP. Im Betrieb
müssen mindestens 5 Rinder oder Pferde bzw. 10
Schafe oder Ziegen gehalten werden. Die Besatz-
stärke darf 0,3 GV/ha Weidefläche nicht unter-
schreiten. Auf den Einsatz von synthetischen Dün-
gemitteln und die Anwendung von chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln muss generell
verzichtet werden. Die Ausbringung von Kalk und
anderen schwerlöslichen mineralischen Düngemit-
teln ist erlaubt. Der Einsatz von organischem Dün-
ger außerbetrieblicher Herkunft ist nicht gestattet.
Nur organischer Dünger aus dem eigenen Betrieb
darf bis zu einer Menge, die dem Dunganfall von
1,2 GV/ha entspricht, ausgebracht werden. Die
Weideexkremente sind dabei zu berücksichtigen.
Zur Gewinnung von Winterfutter und zur Steuerung
des Weideaufwuchses ist eine einmalige Schnitt-
nutzung gestattet. Außer der Portionsweide sind alle
Weideverfahren zugelassen. Die Förderung beträgt
260,- DM je Hektar extensive Weide. Liegt der
Antragsteller innerhalb der ”Gebietskulisse ökolo-
gisch sensibler Regionen”, wird der Förderbetrag
auf 310,- DM/ha erhöht. Damit soll ein zusätzlicher
Anreiz zur flächendeckenden und tiergebundenen
Grünlandnutzung in diesen Gegenden geboten wer-
den. Das Ziel dieser Extensivierungsmaßnahme ist
die weitere Reduzierung des Futterertrages pro Flä-
cheneinheit. Gleichzeitig sollen durch die weiden-
den Tiere der typische Charakter der sächsischen
Kulturlandschaft erhalten und die Grünlandflächen
sinnvoll genutzt werden. Als Weidetiere bieten sich
Mutterkühe verschiedenster Rassen, Mastrinder

(Ochsen, Färsen) sowie Schafe und Pferde an. Trotz
des erheblichen Rückganges an Massenertrag (bis
50 % im Vergleich zu konventioneller Bewirt-
schaftung und Düngung) ist bei ordnungsgemäßer
Bewirtschaftung nicht mit einer Verschlechterung
der Futterqualität zu rechnen. Es können also pro
Tier nahezu die gleichen Leistungen erreicht wer-
den, wie auf konventionell bewirtschafteten Grün-
landflächen.
 
 Diese Fördermöglichkeit wurde 1996 in Sachsen
von 1.121 Betrieben auf einer Fläche von 37.405 ha
genutzt. Davon sind in der Befragung 98 Betriebe
erfasst, die 7.787 ha nach den Vorgaben der
”Extensiven Weidenutzung” bewirtschaften. Die
Befragung deckt damit einen Anteil von 20,8 %
nach Fläche und 8,7 % nach Anzahl der Betriebe
ab.
 
Auf 88,5 % dieser Flächen werden Rinder (Milch-
kühe, Mutterkühe, Färsen) gehalten (Abbildung
24). Mit Schafen werden 8,9 % der extensiven
Weiden genutzt. Damwild wird auf 0,8 % der Flä-
chen gehalten und die sonstigen Tierarten wie Pfer-
de, Ziegen und Hirsche weiden auf 1,7 % der Flä-
chen.

Als Grund (Mehrfachnennungen waren möglich)
für die Wahl der genutzten Tierart und Rassen wur-
de in 61,2 % der Betriebe angegeben, dass der Tier-
bestand bereits vorhanden war. 43,9 % der Betriebe
entschieden sich wegen der guten Eignung zur ex-
tensiven Weidenutzung für diese Tiere. Die Be-
geisterung bzw. das eigene Hobby beeinflusste in
18,4 % der befragten Betriebe die Wahl der Tierart
oder -rasse. Als sonstige Gründe wurden die mög-
lichen Vorteile bei der Direktvermarktung genannt.
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Basis: 7.787 ha extensive Weidefläche
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Abbildung 24: Angewendete Produktionsverfahren auf den mit „Extensiver Weidenutzung“ be-
wirtschafteten Flächen der befragten Betriebe

Die in der Fördermaßnahme extensive Weide prak-
tizierten Nutzungsformen sind in Abbildung 25
dargestellt.

 Da das Programm die Einhaltung bestimmter
Grenzen beim Viehbestand vorschreibt, wurden
die Betriebe gefragt, ob sie für den Einstieg in
das KULAP den Viehbestand verändern muss-
ten. Bei 16 Betrieben war das der Fall. In 10
befragten Betrieben war ein Bestandesabbau
nötig. 6 dieser Unternehmen waren gezwungen,
den Viehbestand zu senken, um die GV-Ober-
grenze von 1,2 GV/ha LF nicht zu überschreiten.
In 4 Betrieben wurde der Tierbestand wegen
der durch die Extensivierungsmaßnahme beding-
ten geringeren Futtererträge reduziert. Zur An-
passung des Viehbestandes nach oben führte der
Programmeinstieg bei 6 Betrieben. In 4 Betrieben
konnte nur so der für die Förderung nötige Min-
desttierbestand von 0,3 GV/ha Weide bzw. die
Mindesttierzahl (5 Rinder/Pferde oder 10 Mutter-
schafe/Mutterziegen) erreicht werden. Bei zwei
Betrieben wurde eine Aufstockung des Viehbestan-
des wegen der Zupacht von zusätzlichen Flächen
erforderlich.
 
 Eine Veränderung der bisher geltenden Beschrän-
kungen des Viehbestandes wurde von 23 Betrieben
(23,5 % der zur extensiven Weidenutzung Befrag-
ten) gewünscht. 22 Betriebe wünschen die Erhö-
hung der Obergrenze von 1,2 GV/ha LF auf 1,4 bis
2,0 GV/ha LF. Eine Veränderung der Untergrenze
(0,3 GV/ha Weide) befürworteten 6 Betriebe. Dabei
wollten 5 Befragte diese Grenze auf 0,4 bis
0,6 GV/ha Weide anheben. Von einem Betrieb
wurde die Absenkung des Mindestbestandes auf
0,2 GV/ha Weide gewünscht.
 

 Weiterhin wurde gefragt, ob durch das Förderpro-
gramm die Entwicklung des Tierbestandes behin-
dert wird. Den Antworten zufolge ist dies in 16
Betrieben der Fall. In 10 Fällen wurde die beste-
hende GV-Obergrenze als Hinderungsgrund ange-
geben. In 3 Betrieben wird die Entwicklung des
Viehbestandes durch den zu geringen Futterauf-
wuchs auf den extensiv bewirtschafteten Flächen
gehemmt. Die Veränderung bei der Flächenaus-
stattung (weniger Zupachtfläche) führte in 3 Betrie-
ben zu negativen Auswirkungen auf die Tierbe-
standsentwicklung.
 
 Der Mähflächenanteil liegt auf 65,0 % der Flächen
unter 50 %. Auf 26,9 % der extensiven Weiden
liegt der Anteil der Mähfläche zwischen 50 % und
75 % und nur 5,6 % der Flächen weisen einen Mäh-
flächenanteil von über 75 % auf. 2,5 % der Flächen
werden ausschließlich beweidet.
 
 Die Winterdraußenhaltung wird in 8 Betrieben
praktiziert. Die Tiere bleiben die ganze Zeit auf der
Fläche, die Futterversorgung erfolgt jedoch im
Winter mit Konservaten. Das Verfahren der Win-
terweide kommt in 9 Betrieben zu Anwendung.
Dabei verbleiben die Tiere das gesamte Jahr auf der
Fläche und suchen sich auch im Winter dort ihr
Futter. Lediglich bei extremer Witterung (geschlos-
sene Schneedecke) wird Heu oder Stroh vorgelegt.
 
Die Weideflächen werden in 14 Betrieben als
Halbtagsweide genutzt. Bei dieser Art der Weide-
nutzung steht nicht die Futterversorgung im Vor-
dergrund. Es werden vielmehr die positiven Effekte
für die Gesundheit und Vitalität der Tiere genutzt
(Weide als ”Kompott”). Die Ganztagesweide wird
von 81 Betrieben und damit von der Mehrzahl an-
gewendet.
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Abbildung 25: Nutzungsformen der als „extensive Weide“ bewirtschafteten Grünlandflächen in
den befragten Betrieben

 Je nach Tierart und Produktionsverfahren (z. B.
Milchkühe oder Färsen) gestaltet sich die Grund-
futterversorgung in den Betrieben unterschiedlich
(Abbildung 26). Auf 32,0 % der extensiv genutzten
Weideflächen kann der Grundfutterbedarf der dar-
auf weidenden Tiere vollständig über den Weide-
aufwuchs gedeckt werden. Das bedeutet, hier kann
auch das Winterfutter geworben werden. Auf
42,3 % der Flächen kann der Grundfutterbedarf nur
während der Weideperiode gedeckt werden. Auf
25,7 % der Fläche kann die Grundfutterversorgung
der Weidetiere sogar nur unvollständig realisiert
werden, d. h. hier muss zugefüttert werden.
 
Die Entwicklung der Pflanzenbestände wurde
auch bei dieser Fördermaßnahme erfasst. Den
Antworten zufolge steigt die Zahl der Pflanzen-
arten auf 21,3 % der Flächen an. Auf 31,5 %
der extensiven Weiden konnte keine Veränderung

der Artenzahl festgestellt werden. Eine rückläu-
fige Entwicklung wurde auf 1.258 ha (16,2 %)
beobachtet. Auch bei dieser Fördermaßnahme
konnten zu 31,1 % der Flächen keine Angaben
über Entwicklung und Veränderung des Pflanzen-
bestandes gemacht werden. Eine Zunahme des Un-
krautanteiles stellten die befragten Betriebe auf
48,5 % der extensiven Weideflächen fest. Jedoch
nur auf 3,7 % der Flächen wurde der Pflanzenbe-
stand als entartet eingeschätzt. Auf 12,9 % bleibt
der Unkrautbestand unverändert. Nur auf 72 ha
oder 0,9 % der Fläche war der Unkrautanteil ab-
nehmend. Für 37,7 % der Fläche wurden keine An-
gaben zur Entwicklung des Unkrautanteiles ge-
macht. Als standortgerechtes Dauergrünland
schätzten die Befragten den Pflanzenbestand auf
8,3 % der Fläche ein. Auf 54,9 % der Flächen zei-
gen sich nach den Aussagen der Betriebe Anzei-
chen von Nährstoffmängeln.

Basis: Fläche 7.787 ha
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Abbildung 26: Umfang der Grundfutterversorgung bei „extensiver Weidenutzung“
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 Die Ursachen für die beschriebene Entwicklung der
Grünlandbestände werden von den Befragungsteil-
nehmern in verschiedenen Bereichen gesehen. Die
Förderbedingungen im allgemeinen sehen 10,2 %
der zur extensiven Weidenutzung Befragten als
Grund für die schlechte Entwicklung der Flächen.
Vor allem das Problem des Nährstoffmangels wird
dem programmbedingt nicht möglichen Einsatz von
mineralischen P-K-Düngern zugeschrieben. Ein
Anteil von 21,4 % der Befragten ist dieser Ansicht.
Als Ursachen für den steigenden Anteil von Un-
kräutern im Bestand wurde der nicht erlaubte Ein-
satz von Herbiziden und die nur schlechte Wirkung
mechanischer Bekämpfungsmaßnahmen genannt.
Bei den Flächen, die eine positive Entwicklung
aufweisen, wird diese vor allem auf die extensive
Weidenutzung in Verbindung mit Pflegemaßnah-
men und einer reduzierten Stickstoffdüngung zu-
rückgeführt.
 
Düngungs- und/oder Pflegemaßnahmen werden von
85 Betrieben (86,7 %) auf den extensiv genutzten
Weideflächen durchgeführt. Während die Pflege in
einem akzeptablen Umfang durchgeführt wird (vgl.
Abbildung 27), kann davon bei der Grunddüngung
keine Rede sein. Nur 14,6 % der Weiden wurden
mit P-K-Dünger versorgt. Dies führt auf längere
Sicht zur Verarmung und Aushagerung der Böden
und damit zum Verlust der Leistungsfähigkeit des
Standortes. Da der Einsatz der zugelassenen
schwerlöslichen mineralischen Düngemittel nicht in
dem für die Böden nötigen Maße erfolgt, sollte über
die Möglichkeit der Zulassung des Einsatzes von
chemisch-synthetischen P-K-Düngern nachgedacht
werden. Diese Düngemittel sind für die Betriebe

häufig einfacher zu beziehen und auch auszubrin-
gen. Mit 21,1 % erhielten knapp ein Viertel der
Weiden eine Kalkgabe. Geht man von einem ange-
strebten 4 - 5jährigen Turnus bei der Kalkung aus
und berücksichtigt weiter, dass sich diese Auswer-
tung nur auf ein Jahr bezieht, so bewegt sich dieser
Wert im normalen Umfang. Auf einem Flächenan-
teil von 11,7 % werden überhaupt keine Pflege-
maßnahmen durchgeführt. Den Befragungsergeb-
nissen zufolge besteht auf 3,7 % dafür kein Bedarf.
Weitere 4,2 % werden aus Kostengründen nicht
gepflegt. 10 Betriebe gaben für 3,8 % der Flächen
an, dass diese für Pflegemaßnahmen ungeeignet
sind. Dies ist bei starker Hangneigung bzw. in
Flußauen, also auf nicht befahrbaren Standorten,
der Fall.

In den Bedingungen für die Förderung der extensi-
ven Weidebewirtschaftung werden von 71,4 %
(70 Betriebe) der Befragten, die diese Maßnahmen
anwenden, Konflikte bezüglich einer ordnungsge-
mäßen Grünlandnutzung gesehen. Dabei steht die
Unkrautbekämpfung wieder an erster Stelle. Von
den 98 zu dieser Fördermaßnahme befragten Be-
trieben gaben 60,2 % Probleme bei der Unkrautre-
gulierung durch die Programmbedingungen an. Auf
Rang zwei stehen mit 40,8 % Probleme durch den
Verzicht auf den Einsatz von Grunddünger. 15,3 %
nannten die Begrenzung des Viehbesatzes und
13,3 % die eingeschränkte Mähnutzung als proble-
matisch. Weitere 3 Betriebe (3,1 %) hatten daneben
noch weitere Kritikpunkte, wie die zu geringe er-
laubte Stickstoffmenge, das Verbot von Entwässe-
rungsmaßnahmen und die fehlende Möglichkeit
zum Wechsel innerhalb der KULAP-Maßnahmen.
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Abbildung 27: Umfang von Grunddüngung und Kalkung sowie Häufigkeit und Umfang der Pfle-

gemaßnahmen bei „extensiver Weidenutzung“
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Änderungen bei den Bewirtschaftungseinschrän-
kungen durch die Förderbedingungen wünschen
sich 68 Betriebe. Das entspricht einem Anteil von
69,4 %. Abbildung 28 zeigt die Angaben zu den
Änderungswünschen.

Die Freigabe des Einsatzes chemisch-synthetischer
Unkrautbekämpfungsmittel ohne Genehmigungs-
pflicht durch die ÄfL wurde am häufigsten genannt.
42 Betriebe (40,0 % der Nennungen) wünschen
hierbei mehr eigene Entscheidungsfreiheit. Den
zweiten Schwerpunkt bilden Forderungen zum
Einsatz von chemisch-synthetischen P-K-Dünge-
mitteln zur Grunddüngung. Wie der bereits be-
trachtete geringe Umfang der durchgeführten
Grunddüngung zeigt, besteht hierbei großer Hand-
lungsbedarf, um negative Auswirkungen, die später
über Jahre wirksam sind, zu vermeiden. Von 8 Be-
trieben wird ein höherer GV-Besatz gefordert. Die-
se Forderung betrifft jedoch nicht die Einschrän-
kungen im Rahmen der extensiven Weidenutzung,
sondern die allgemeinen Förderbedingungen. Für
die Gestaltung der Nutzungshäufigkeit, sprich An-
zahl der Schnitte, wird von 6 Betrieben (5,7 % der
Nennungen) eine flexiblere Regelung gewünscht.
Eine mindestens zweimalige Schnittnutzung sollte
demnach auf den extensiv genutzten Weiden zuge-
lassen sein. Dabei steht die bisherige Einschrän-
kung auf eine nur einmalige Mähnutzung im Wi-
derspruch zu dem empfohlenen Verfahren der Mäh-
standweide.
 
 Die chemische Unkrautbekämpfung ist bei der ex-
tensiven Weidenutzung nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen mit einer Ausnahmegenehmigung
durch die ÄfL gestattet. Damit kommt der Vermei-

dung von Fehlern bei der Bewirtschaftung (keine
Narbenverletzung durch Trittschäden, Nachmahd
zur Vermeidung von Geilstellen) sowie einer ord-
nungsgemäßen Pflege und Nährstoffversorgung der
Weideflächen besondere Bedeutung zu. Mit einer
Ausnahmegenehmigung des AfL wendeten 13 Be-
triebe auf 194 ha Herbizide an. Das entspricht ei-
nem Flächenanteil von 2,5 % der in der Befragung
enthaltenen extensiven Weiden.
 
Von den 98 zu dieser Fördermaßnahme befragten
Betrieben führten 51 Betriebe (52,0 %) eine Er-
tragserfassung auf den Weiden durch. Die Weide-
leistung wurde jedoch nur von 7 Betrieben ermit-
telt. Weitere 6 der Befragten nutzten die Ertragser-
mittlung (Wiegen von Schnittproben), während der
überwiegende Anteil der Befragten lediglich eine
Ertragsschätzung durchführt.
 
Das Echo aus der Bevölkerung auf die extensiv
bewirtschafteten Weideflächen ist relativ gering.
Für eine Fläche von 5.369 ha konnten die befragten
Betriebe keine Reaktionen aus der Bevölkerung
erkennen. Positive Reaktionen erhielten die Be-
fragten zu 610 ha. Die positiven Äußerungen bezo-
gen sich vor allem auf die naturnahe und artge-
rechte Tierhaltung und die große Vielfalt an Pflan-
zen und Tieren. Ebenso wurden der gepflegte Zu-
stand der Flächen und die wieder zunehmend mit
Blumen durchsetzten Bestände als optische Berei-
cherung empfunden. Negative Reaktionen wurden
von den Befragten zu 1.808 ha registriert. Insbe-
sondere die Verpächter äußerten ihr Unverständnis
zu den Extensivierungsmaßnahmen. Als negativ
wurde auch die starke Verunkrautung, vor allem
mit Ampfer, bewertet.

Basis 105 Nennungen 
von 68 Betrieben
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Abbildung 28: Prozentuale Anteile der gewünschten Änderungen in den Programmbedingungen
zur „extensiven Weide“
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3.2.4 Pensionsweidehaltung von Rindern und
Schafen (2.9.3)

Vor allem für die sächsischen Mittelgebirgsregio-
nen hat diese Art der Förderung große Bedeutung.
Die Flächen sind häufig nur bedingt maschinell zu
bearbeiten. Die Nutzung durch Weidetiere ist des-
halb das bevorzugte Verfahren. Diese Maßnahme
kann nur in Kombination mit einer extensiven Wei-
denutzung nach KULAP 2.3 bzw. der Umwandlung
von Acker in extensives Grünland (Ziffer 2.7) ge-
nutzt werden. Weiter gilt als Voraussetzung, dass
ohne Pensionsvieh keine flächendeckende Bewirt-
schaftung des Grünlandes zu sichern ist. Der Vieh-
besatz mit Rauhfutterfressern muss in der Gemein-
de des Antragstellers unter 1,0 RGV/ha Hauptfut-
terfläche liegen. Die Tiere müssen zudem aus einem
anderen Landkreis stammen und die Weideperiode
muss mindestens 120 Tage betragen. Die Förderhö-
he beträgt 190,- DM/ha. Eine Förderung wird aller-
dings nur in ökologisch sensiblen Regionen ge-
währt. Mit dieser Fördermaßnahme werden zwei
Ziele verfolgt. Zum einen soll die Erhaltung und
Nutzung des Grünlandes gewährleistet werden.
Zum anderen werden damit die Vorteile der Weide
für eine gesunde Aufzucht und Haltung genutzt.
 
 Die arbeitsteilig durchgeführte Jungviehaufzucht
hat folgende Vorteile:
 
•  Der Grünlandbetrieb, der die Tiere in Pension

nimmt, bleibt überlebensfähig.
•  Der Milchviehbetrieb, der sein Jungvieh in Pen-

sion gibt, kann eigene Grünlandflächen intensiv
bewirtschaften, ohne das KULAP zu nutzen.

•  Grünland wird erhalten, bewirtschaftet und
sinnvoll genutzt.

 
 Im Jahr 1996 wurden in Sachsen 1.435 ha in
19 Betrieben als Futterflächen für Pensionsvieh
genutzt. Davon wurden im Projekt 696 ha Pensi-
onsweide in 4 Betrieben erfasst.
 
 In 2 Betrieben wurden nur Rinder, in einem Betrieb
nur Schafe und einmal Rinder und Schafe in Pensi-
on genommen. Die Tiere stammen aus Sachsen
und Bayern. Die Weideperiode erstreckt sich von
April/Mai bis Oktober/November mit 175 bis 190
Weidetagen.
 
Die Förderung der Pensionsweide wurde von allen
4 Betrieben als wichtig betrachtet. Vor allem in den
Mittelgebirgsregionen stellt diese Art der Tierhal-
tung eine bedeutende Einkommensquelle dar. Zur
Förderwürdigkeit der Pensionsweidehaltung be-
fragt, gaben die Betriebe an, nur mit Hilfe der För-
dergelder rentabel arbeiten zu können. Ohne diese
finanzielle Unterstützung ist der nötige Aufwand zu

groß. Die gegenwärtige Form der Förderung wird
als ”gut” beurteilt. Ein Betrieb wünscht sich den
Wegfall der Bedingung, dass die Tiere aus einem
anderen Landkreis stammen müssen. Die Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Förderung stammen zum
Großteil von Pferdehaltern. Diese Betriebe be-
trachten eine Förderung der Pensionsweide auch bei
der Tierart Pferd als sinnvoll.

3.2.5 Späte Schnittnutzung I (2.4) und Späte
Schnittnutzung II (2.9.1)

Bei der Maßnahme ”Später Schnitt I” darf die erste
Schnittnutzung nicht vor dem 15. Juni erfolgen. In
Höhenlagen über 600 m NN dürfen die Flächen
nicht vor dem 25. Juni gemäht werden. Um diese
Förderung in Anspruch nehmen zu können, müssen
wiederum alle Grünlandflächen des Betriebes in das
KULAP einbezogen werden. Der Einsatz von mine-
ralischen Stickstoffdüngemitteln und chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln ist untersagt.
Die Ausbringung von anderen Nährstoffen ist nicht
beschränkt. Organischer Dünger aus dem eigenen
Betrieb kann verwendet werden. Die damit ausge-
brachte Düngermenge darf jedoch nicht höher sein,
als dem Dunganfall von 1,2 GV/ha entspricht. Im
Herbst darf die Fläche zur Beweidung genutzt wer-
den. Bis zum 20. Oktober des Jahres muss die
Maßnahme abgeschlossen sein. Der Förderbetrag
liegt bei 300,- DM/ha. Die starke Reduzierung der
Stickstoffdüngung soll zu einer Veränderung des
Pflanzenbestandes zu Gunsten von Kräutern und
Leguminosen führen. Der späte Nutzungstermin
ermöglicht den Pflanzen das Blühen und Aussamen.
Die Artenvielfalt kann dadurch positiv beeinflusst
werden. Neben der Bedeutung als Lebensraum für
Pflanzen, viele Kleintiere und Insekten hat eine
Blumenwiese auch einen ästhetischen Wert.
 
Die Fördervoraussetzungen und die verfolgten Ziele
der „Spätschnittnutzung II (2.9.1)“ entsprechen im
Wesentlichen denen der „Spätschnittnutzung I
(2.4)“. Allerdings wird der Nutzungstermin noch
weiter nach hinten verschoben. Eine Nutzung darf
nicht vor dem 30. Juni, in Höhenlagen über
 600 m NN nicht vor dem 10. Juli, erfolgen. Bei der
Ausbringung von Grundnährstoffen (P, K, Mg)
gelten die gleichen Vorgaben wie bei der „Extensi-
ven Weide“. Damit dürfen nur schwerlösliche nicht
chemisch-synthetische Düngemittel eingesetzt wer-
den. Die Maßnahme wird jedoch nur in ökologisch
sensiblen Regionen mit 400,- DM/ha gefördert.
 
 Die Fördermaßnahme „Späte Schnittnutzung I“
wurde in ganz Sachsen von 648 Betrieben auf einer
Fläche von 8.699 ha angewendet. Im Projekt wur-
den davon 60 Betriebe mit einer Fläche von
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2.202 ha erfasst. Davon liegen 5 Betriebe mit
270 ha über 600 m NN und können somit erst nach
dem 25. Juni mähen.
 
 Die Förderung der „Späten Schnittnutzung II“ wur-
de sachsenweit von 379 Betrieben auf 6.179 ha
genutzt. Im Projekt sind 47 Betriebe mit 1.361 ha
enthalten. Bei dieser Maßnahme liegen 11 der be-
fragten Betriebe mit 403 ha in einer Höhenlage
über 600 m NN und dürfen diese Flächen deshalb
erst nach dem 10. Juli schneiden.
 
 Auf 48,8 % der Flächen wird nur eine Schnittnut-
zung pro Jahr durchgeführt. 17,2 % der Flächen
werden ein- bis zweimal gemäht. Auf 34,0 % der
Flächen werden zwei Schnitte pro Jahr durchge-
führt. Die Verwendung des Mähgutes ist in der
Abbildung 29 dargestellt.
 
 Der überwiegende Teil der befragten Betriebe nutzt
das Schnittgut als Heu. An zweiter Stelle steht mit

18,1 % der Nennungen die Silagebereitung. Es fol-
gen mit 7,9 % der Verkauf des Futters und mit
6,3 % die Nutzung als Frischfutter.
 
Eine Beweidung der Spätschnittflächen im
Herbst führen 56 Betriebe auf 1.606 ha durch.
Das entspricht einem Flächenanteil von 45,1 %.
In 12 Betrieben wird wegen des fehlenden
Tierbestandes keine Herbstweide durchgeführt.
18 Betriebe gaben andere Gründe für die Unter-
lassung einer Beweidung im Herbst an. Vor
allem die zu große Entfernung zwischen dem
Hof bzw. Stall und den Flächen ist dabei aus-
schlaggebend.

Dass aufgrund des späten Schnittermines Probleme
mit der Futterqualität entstehen, gaben 58 der 107
zu diesen Fördermaßnahmen befragten Betriebe an.
Tabelle 3 enthält die Anzahl der Nennungen zu den
einzelnen Problemen.

Heu
62,2%

Silage
18,1%

Frischfutter
6,3%

Verkauf
7,9%

Kompostierung
3,9%

Verbleibt auf 
der Fläche

0,8%
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0,8%

Abbildung 29: Verwendung des Mähgutes aus der Spätschnittnutzung I und II durch die befragten
Betriebe

 Tabelle 3: Qualitätsprobleme beim Schnittgut wegen des späten Schnittermines
 

 Problem  Anzahl Nennungen
  absolut  relativ

 Rohfaseranteil zu hoch  24  33,8 %
 Futter ist zu alt  20  28,2 %
 Kein Futterwert  14  19,7 %
 Energiemangel  5  7,0 %
 Nährstoffmangel  4  5,6 %
 Ungräser  2  2,8 %
 Eiweißmangel  1  1,4 %
 Futter verfault  1  1,4 %
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Die Entwicklung der Pflanzenbestände wurde wie
folgt bewertet:
 
- Auf 29,5 % der Flächen konnte eine steigende

Artenvielfalt registriert werden,
- auf 17,6 % der Flächen wurde ein Rückgang

der Artenzahl festgestellt,
- auf 19,6 % der Flächen wurden keine Verände-

rungen beobachtet und
- für 33,2 % der Flächen konnten keine Angaben

gemacht werden.
 
 Der Unkrautanteil nimmt auf 33,7 % der Fläche zu.
Keine Veränderung der Unkräuter wurde auf
31,3 % der spät geschnittenen Flächen beobachtet.
Nur auf 0,1 % der Flächen nehmen die Unkräuter
ab. Auch hier wurde für einen hohen Anteil von
34,8 % der Flächen keine Angabe zur Unkrautsitu-
ation gemacht. Als entartet schätzen die Befragten
den Pflanzenbestand auf 7,4 % der Flächen ein.
40,3 % der Flächen (1.437 ha) weisen Anzeichen
von Nährstoffmängeln auf. Auf 20,7 % der Fläche
wird der Pflanzenbestand als standortgerecht beur-
teilt.
 
 Als Ursache für die zunehmende Artenvielfalt ga-
ben 16 Betriebe die extensive Bewirtschaftung nach
den Vorgaben des Förderprogramms an. Durch den
späten Schnitttermin haben die Pflanzen die Mög-
lichkeit zum Aussamen. Allerdings wird damit auch
der zunehmende Unkrautbestand begründet. Der
Nährstoffmangel auf einigen Flächen wird der feh-
lenden Düngung zugeschrieben.
 
 Die Befragungsteilnehmer führten auf 7,9 % der
Spätschnittflächen eine Grunddüngung durch. Dün-
gungsmaßnahmen mit chemisch-synthetischen
Düngemitteln sind entsprechend den Förderbedin-
gungen nur bei der „späten Schnittnutzung I“ er-
laubt. Diese Dünger kamen auf 4,2 % der so bewirt-
schafteten Fläche zur Anwendung. Die in der „spä-
ten Schnittnutzung II“ zugelassenen schwerlösli-
chen Düngemittel wurden auf einem Flächenanteil
von 13,7 % der nach Ziffer 2.9.1 genutzten Fläche
eingesetzt.
 
 Kalk wurde von 3 Betrieben auf 61 ha (1,7 % der
Fläche) ausgebracht. Organische Düngungsmaß-
nahmen wurden auf 40,4 % der spät geschnittenen
Flächen durchgeführt. Jauche erhielten dabei
14,1 % der Flächen, auf einem Anteil von 23,5 %
wurde Gülle ausgebracht und 2,9 % erhielten eine
Stallmistgabe.
 
 Eine Erfassung der Grünlanderträge auf den Spät-
schnittflächen wird nur von 39 Betrieben (36,4 %
der Befragten) durchgeführt. In 6 Betrieben erfolgte
eine Ertragsmessung, 3 Betriebe führen neben der

Ertragsmessung auch eine Ertragsschätzung durch.
In 33 Betrieben werden die Erträge ausschließlich
geschätzt.
 
 Konflikte zwischen den Maßnahmebedingungen
und einer ordnungsgemäßen Grünlandnutzung se-
hen 50,5 % der befragten Betriebe. Den Schwer-
punkt bilden Schwierigkeiten bei der Bekämpfung
von Problempflanzen (36 Nennungen) und dem
Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
(19 Nennungen). Der Verzicht auf den Einsatz mi-
neralischer Stickstoffdünger wurde 19 mal als
problematisch genannt. Das Verbot des Einsatzes
chemisch-synthetischer Grunddüngemittel wurde in
26 Nennungen als Problem angeführt. Unter dem
Punkt ”Sonstige Probleme” gaben 12 Betriebe den
starren und ihrer Meinung nach zu späten Schnitt-
termin an.
 
 Änderungen in den Förderbedingungen zur späten
Schnittnutzung I und II werden von 50 Betrieben
(46,7 % aller Befragten) gewünscht. Dabei wurde in
35,0 % der Nennungen ein höherer Düngereinsatz
gefordert. Weitere 35,0 % der Änderungswünsche
bezogen sich auf den Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln. In 23,3 % der Nennungen wurde eine vari-
ablere Gestaltung bzw. Vorverlegung des Schnitt-
termins gefordert. Zweimal wurde die Möglichkeit
zum Wechsel der Fördermaßnahme innerhalb von
KULAP Teil I gewünscht und zweimal wurde ge-
fordert, die späte Schnittnutzung nicht mehr zu
fördern und dafür die Fördersätze der übrigen Maß-
nahmen anzuheben.
 
Auch zu den Spätschnittflächen war das Echo aus
der Bevölkerung eher gering. In 55 Betrieben
konnte zu einer Fläche von 1.609 ha keine Reaktio-
nen der Bevölkerung auf die späte Schnittnutzung
registriert werden. Das entspricht einem Anteil von
45,2 %. Positiv waren die Reaktionen in 9 Betrie-
ben auf einer Fläche von 256 ha (7,2 %). Negativ
wurden durch die Bevölkerung 1.678 ha (47,6 %) in
25 Betrieben beurteilt. Kritisch wurde insbesondere
bewertet, dass die Flächen bis zu dem späten Nut-
zungstermin einen ungepflegten und teilweise un-
genutzten Eindruck machen. Von Eigentümern
benachbarter Flächen (Gärten) wurde sogar die
Gefahr einer Verunkrautung der angrenzenden Flä-
chen befürchtet.

3.2.6 Umwandlung von Ackerland in exten-
sives Grünland (2.7)

 Hierbei verpflichtet sich der Antragsteller, die bis-
herige Ackerfläche für mindestens 10 Jahre als
Grünland zu nutzen. Chemisch-synthetische Dünge-
und Pflanzenschutzmittel dürfen nicht angewendet
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werden. Dadurch sollen artenreiche und der Nut-
zung und dem Standort angepasste Bestände ge-
schaffen werden. Die Ausbringung von außerbe-
trieblichem organischen Dünger ist nicht gestattet.
Bei Pachtflächen ist die Zustimmung des Grund-
stückseigentümers zur Umwandlung erforderlich.
Als positive Effekte ergeben sich der Erosions-
schutz durch die dauerhafte Pflanzendecke und die
Marktentlastung durch den Wegfall der Markt-
fruchtproduktion. Auch hierbei sind alle übrigen
Grünlandflächen des Betriebes in das KULAP ein-
zubeziehen.
 
 In ganz Sachsen nutzten diese Maßnahme 194 Be-
triebe auf einer Fläche von 1.421 ha. Diese Förder-
möglichkeit wurde von 21 der befragten Betriebe
auf einer Flächen von 207 ha in Anspruch genom-
men.
 
Die Bestände wurden mit den in Tabelle 4 ange-
führten Mischungen angesät.

 Die neuen Grünlandflächen werden von 12 Be-
trieben als Weide genutzt. Ein Betrieb hält auf
den umgewandelten Flächen Pensionstiere. In
zwei Betrieben wurde diese Förderung mit der
„Spätschnittnutzung II“ kombiniert. In 4 Betrieben
unterliegen die in extensives Grünland umgewan-
delten Flächen der Schnittnutzung zur Heugewin-
nung.
 
Die Entwicklung der neu angesäten Pflanzenbe-
stände wurde zum großen Teil als positiv einge-
schätzt. Die Artenvielfalt nimmt auf 32,5 % der
Flächen zu. Auf 48,5 % der Flächen bleibt die Ar-
tenvielfalt gleich und auf 12,2 % geht sie zurück.
Für 6,3 % wurden keine Angaben gemacht. Auf
41,3 Flächenprozent wurde ein steigender Anteil
von Unkräutern registriert, während auf 28,7 % der
Flächen sich keine Veränderung zeigen. Für 30,1 %
erfolgten keine Angaben zur Unkrautsituation.

 Die befragten Betriebe charakterisierten 61,3 % der
umgewandelten Flächen als standortgerechtes Dau-
ergrünland.
 
 Als Gründe für die positive Entwicklung der Be-
stände wurden die Neuansaat und die anschließend
extensive Bewirtschaftung genannt.
 
 Eine Kalkung wurde auf 15,4 % der Flächen durch-
geführt. Darüber hinaus wurden die Flächen in 10
Betrieben auch organisch gedüngt. Auf 30,5 %
wurde Gülle ausgebracht. 21,6 % der Flächen er-
hielten eine Stallmistgabe und 13,5 % wurden mit
Jauche gedüngt. Nicht chemisch-synthetische P-K-
Dünger wurden nicht ausgebracht.
 
 Konfliktpunkte zwischen den Bewirtschaftungsvor-
gaben durch das KULAP und einer ordnungsgemä-
ßen Grünlandnutzung sehen 10 der befragten Be-
triebe (47,6 %). Die Einschränkungen zur Unkraut-
bekämpfung finden 28,6 % der Betriebe problema-
tisch. An zweiter Stelle stehen mit 19,0 % Konflikte
durch die Düngebeschränkung. Mit den Nutzungs-
einschränkungen haben 14,3 % der Befragten
Probleme.
 
 Bei den Änderungswünschen wurde von 6 Betrie-
ben die Möglichkeit zur mineralischen (chemisch-
synthetischen) Düngung gewünscht. 4 Betriebe
wünschen eine Lockerung beim Herbizideinsatz.
Von zwei Betrieben wurde eine intensivere Nut-
zung gewünscht.
 
 Positive Reaktionen der Bevölkerung stellten 8 Be-
triebe zu einem Flächenanteil von 20,3 % fest. Da-
bei wurden das angelegte Wildgatter eines Betrie-
bes sogar zum Wochenendausflugsziel. Negativ
waren die Reaktionen nur bei einem Betrieb. Dabei
handelte es sich um die Landeigentümer, die der
Neuanlage von Grünland eher ablehnend gegenü-
berstehen. Für 78,8 % der Flächen wurden keine
Reaktionen der Bevölkerung registriert.

 
Tabelle 4: Anwendungsumfang der bei der „Umwandlung von Acker in extensives Grünland“

verwendeten Saatmischungen
 

 Saatmischung  Anzahl
Betriebe

 Fläche
ha

 G2  2  15,73
 G4  4  20,39
 G5  10  138,07
 G6  1  2,33
 N5/7  2  9,71
 N6  1  0,03
 Eigen- oder Spezialmischung  3  20,77
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4. Zusammenfassung und Schlussfolge-
rungen

 
 Insgesamt betrachtet erreichen die Fördermaßnah-
men zur extensiven Grünlandbewirtschaftung im
Rahmen des Teilprogramms KULAP I bei den 132
befragten landwirtschaftlichen Unternehmen und
Vereinen eine gute Akzeptanz.
 
 72 % der derzeitig geförderten Fläche sollen nach
Ablauf des Verpflichtungszeitraumes von den be-
fragten Betrieben erneut in das KULAP I einge-
bracht werden. Dies ist ein eindeutiger Beleg für die
positive Beurteilung des Programmes.
 
 Als Ergebnis der Befragung können folgende posi-
tiv bewertete Aspekte des Förderprogrammes ge-
nannt werden:
 
→→→→ die grundsätzliche Möglichkeit der Förderung

einer extensiven Grünlandbewirtschaftung und
damit die Schaffung der Voraussetzungen, diese
Flächen überhaupt wirtschaftlich zu nutzen (fi-
nanzieller Anreiz),

→→→→ die Zuverlässigkeit der Fördermittelzahlung und
→→→→ das gute Informationsangebot zur extensivierten

Grünlandnutzung.
 
 Kritisch wurden insbesondere folgende Punkte ein-
geschätzt:
 
→→→→ die zwingende Einbeziehung der gesamten

Grünlandfläche des Betriebes in die Bewirt-
schaftung nach Programmvorgaben,

→→→→ die starke Einschränkung der Unkrautbekämp-
fungsmaßnahmen,

→→→→ die maßnahmenabhängig zum Teil einge-
schränkte chemisch-synthetische Düngung der
Flächen mit Grundnährstoffen,

→→→→ die Förderung von „später Schnittnutzung II“
und „Pensionsweidehaltung“ nur innerhalb der
Gebietskulisse ökologisch sensibler Regionen,

→→→→ der späte Zahlungstermin der Fördergelder,
→→→→ die Höhe der Fördersätze,
→→→→ die Begrenzung des Viehbestandes auf 1,2

GV/ha LF sowie
→→→→ die jährlich zu wiederholende Antragstellung.
 
 Bei der Ausarbeitung des Programmentwurfes für
1999 wurden folgende Punkte bereits berücksich-
tigt:
 
→→→→ deutliche Erhöhung der Fördersätze,
→→→→ Erweiterung der zulässigen Düngungsmaßnah-

men (z. B. mit Phosphor und Kalium),
→→→→ Erhöhung der GV-Grenze auf 1,4 GV/ha LF im

Jahresdurchschnitt und

→→→→ Wegfall der Gebietskulisse ”Ökologisch sensib-
ler Regionen” und damit eine regionale Anglei-
chung der Förderbedingungen.

 
Die in der Befragung deutlich gewordenen Ände-
rungswünsche in Bezug auf einen Stufenaufbau,
analog zur Förderung des Ackerbaues, wurden im
Entwurf zum neuen KULAP bereits umgesetzt.
Weiterhin erfolgte die Einbindung von Natur-
schutzmaßnahmen in die KULAP-Förderung (Zu-
satzförderung II).
 
 Die Befragung ergab darüber hinaus die folgenden
Änderungswünsche:
 
→→→→ Schlagbezogene Förderung für alle Fördermaß-

nahmen, d. h. keine Einbringung der gesamten
Grünlandfläche des Betriebes in die extensive
Bewirtschaftung.
 Vor allem größere Milchviehbetriebe werden in
Zukunft ihre Teilnahme am KULAP Teil I we-
gen dieser Vorgabe sehr genau abwägen. Diese
Regelung ist aber auch im neuen KULAP wieder
enthalten.

→→→→ Vorverlegung des Zahlungstermins der Förder-
gelder, d. h. die Auszahlung sollte sich zeitlich
näher an der Maßnahme orientieren oder ge-
splittet werden.

 
 Zur weiteren Erhöhung der Akzeptanz in der Zu-
kunft sollte die Beratung zum KULAP I stärker auf
die Konsequenzen des Programmes (5jähriger Ver-
pflichtungszeitraum) ausgerichtet werden, um Kon-
flikt- oder Kritikpunkte wie
 
→→→→ die betriebliche Entwicklung wird durch das

Programm behindert oder
→→→→ Futtermenge und Qualität sind nicht ausreichend

von vornherein auszuschalten.

Die starke Nutzung der Beratung bei der Infor-
mationsgewinnung zum KULAP bedeutet, dass der
Beratung eine entsprechend große Verantwortung
gegenüber dem Beratenen zukommt. Das alleinige
Maximieren von in Anspruch genommenen Förder-
geldern, ohne Beachtung der betrieblichen Gege-
benheiten und den sich aus den Förderauflagen
ergebenden Konsequenzen, kommt einer
”Milchmädchen-Rechnung” gleich. Die Auswahl
der Fördermaßnahmen muss sich unbedingt in das
gesamte Produktionskonzept des Betriebes einpas-
sen. Ist das nicht der Fall, werden die finanziellen
Verluste möglicherweise wesentlich höher sein, als
die erhaltenen Fördergelder. Dies führt dann un-
weigerlich zu Problemen im Betrieb und im Endef-
fekt zu mangelnder Akzeptanz der Fördermaßnah-
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me für die Zukunft. Die Gesamtfördersumme sollte
deshalb nicht überbewertet oder als einziges Ent-
scheidungskriterium für oder gegen eine Maßnahme
herangezogen werden. Besser ist eine genaue Kal-
kulation der zu erwartenden Auswirkungen der
Extensivierungsmaßnahme. Dabei spielen Maß-
zahlen wie Futtermenge und -qualität, vorhandener
bzw. angestrebter Tierbestand, Arbeitszeitaufwand,
Flächenverfügbarkeit und Technikausstattung eine
wichtige Rolle. Auf diese Problematik muss von
Seiten der Beratungsstellen besonders hingewiesen
werden. Bei Bedarf müssen dafür geeignete Instru-
mentarien entwickelt werden.

Das zumeist geringe Echo aus der Bevölkerung auf
die extensiv genutzten Grünlandflächen weist auf
deren geringes Interesse an der Landwirtschaft (au-
ßer bei Schlagzeilen in den Medien) und ihr man-
gelndes Wissen um die Erhaltung der Kulturland-
schaft hin. Durch eine verbesserte und verstärkte
Informations- und Aufklärungsarbeit muss künftig
deutlicher auf die wichtigen Leistungen der Land-
wirtschaft für den Ressourcenschutz sowie die
Landschaftspflege aufmerksam gemacht werden.
Nur so kann in der Bevölkerung für mehr Ver-
ständnis für die zwingende Notwendigkeit solcher
Maßnahmen geworben werden.

Zur Verbesserung der Akzeptanz des Programms
bei den Verpächtern könnte die Weitergabe von
Daten zur Entwicklung der Grünlandflächen durch
den Pächter beitragen. Dies könnte z. B. anhand der
Ergebnisse der Bodenuntersuchungen und der Ent-
wicklung der Pflanzenbestände vor, während und
nach der extensiven Bewirtschaftung erfolgen.

Die Angaben der befragten Betriebe zu den Alter-
nativen der Nutzung der Grünlandflächen ohne
Förderprogramm zeigen eindrucksvoll, wie wichtig
Fördermaßnahmen für die Erhaltung und weitere
Nutzung der sächsischen Grünlandflächen sind. Mit
dem Ergebnis, dass ohne Fördermöglichkeiten nur
ein Viertel der in der Befragung erfassten Flächen
überhaupt als Grünland genutzt würden und nur
3 % einer extensiven Nutzung unterliegen würden,
ist ein eindeutiger Beweis für die hohe Wirksamkeit
und große Bedeutung der Fördermaßnahmen nach
KULAP I erbracht. Das im Programm gestellte Ziel
der Erhaltung und weiteren Bewirtschaftung von
Grünland wird damit erreicht.

Die Aussagen der Befragungsteilnehmer zum Er-
tragsrückgang werden auch durch die Versuchser-
gebnisse des Referates Grünland und Futterbau
bestätigt. Die angestrebte Rückführung der Produk-
tionsleistung auf den Grünlandflächen wird auch
auf landwirtschaftlichen Praxisflächen realisiert.

Erkenntnisse bzw. Aussagen zur Veränderung der
Artenvielfalt auf den extensiv bewirtschafteten Flä-
chen konnten an Hand der Befragungsergebnisse
nur allgemein erfasst werden. Hier besteht noch Be-
darf in der genaueren Erfassung der Entwicklungen
und Auswirkungen von KULAP I auf die Pflanzen-
bestände in der landwirtschaftlichen Praxis.

Der geringe Umfang von durchgeführten Behand-
lungen mit Pflanzenschutzmitteln zeigt die Wirkung
auch in Bezug auf die in den Zielsetzungen der
VO (EWG) Nr. 2078/92 genannte Reduzierung der
Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft.

Mit den Maßnahmen der späten Schnittnutzung
kommt es zu einer Senkung der Futtererzeugung,
wobei aber die spät geschnittenen ersten Aufwüch-
se nur eingeschränkt als Futter verwertbar sind und
nur bedingt in den landwirtschaftlichen Betriebs-
kreislauf integriert werden können. Die beabsich-
tigte Förderung verschiedener Pflanzengesellschaf-
ten und seltener Arten in Flora und Fauna wird
durch den starren und fest vorgegebenen Nut-
zungstermin nicht erreicht.

Die durch die Programmbedingungen zum Teil
eingeschränkte Grunddüngung führt mit zu einer
weiteren Verschlechterung der Nährstoffversorgung
der Böden. Über 45 % der in der Befragung erfass-
ten Grünlandflächen weisen Nährstoffmangel auf.
Eine regelmäßige Düngung auf Basis der Boden-
untersuchungsergebnisse sollte in der Zukunft an-
gestrebt werden.

Die tiergebundene Nutzung durch Pensionsweide
wurde in den befragten Anwenderbetrieben sehr
positiv beurteilt. Ein Wegfall dieser Fördermög-
lichkeit birgt die Gefahr des Brachfallens von Wei-
deland. Die Entwicklung der Grünlandflächen in
den Mittelgebirgsregionen sollte deshalb genau
beobachtet werden.

Um die Auswirkung der extensiven Bewirtschaf-
tung in Zukunft noch besser erfassen zu können,
wäre eine stärkere Ergebniskontrolle durch gefor-
derte Aufzeichnungen der Anwender und Weiter-
gabe dieser Daten an die ÄfL bzw. LfL wün-
schenswert, ohne dadurch Hemmschwellen für die
Anwendung des Programms zu schaffen. Möglich
wäre dies durch die verbindliche Einbindung dieser
Angaben (z. B. Erträge, Pflanzenbestände, Pflege-
maßnahmen) in die Antragstellung oder die Grün-
landschlagkartei. Dazu sollten den Anwendern
durch ”Ankreuzen” bzw. Vorgaben in der Schlag-
karte das Ausfüllen erleichtert werden.

Entwicklungen und Veränderungen auf Grün-
landflächen sind ein dynamischer Prozess und
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erstrecken sich über einen Zeitraum von mehreren
Jahren. Die Effekte der durch Fördermaßnahmen
bedingten Veränderungen in der Bewirtschaftung
werden erst langfristig sichtbar. Nach 7 Jahren
KULAP-Förderung wurde mit der vorliegenden
Arbeit eine erste Auswertung in Praxisbetrieben zur
Akzeptanz und Wirksamkeit vorgenommen.
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Auswirkungen der Agrarstrukturellen Entwicklungsplanung auf die Entwicklung des ländli-
chen Raumes im Freistaat Sachsen

Herr Lorenz, Frau Belaschki, Herr Matthes, Herr Nusche, Frau Pleiner

Kartographie:

Herr Nusche

„Darstellung auf der Grundlage der Übersichtskarte Freistaat Sachsen 1 : 200000 N mit Genehmigung des
Landesvermessungsamtes Sachsen; Genehmigungsnummer DN R 350/9, DN V 20/00, DV V 3/98, Ände-
rungen und thematische Ergänzungen durch den Herausgeber. Jede weitere Vervielfältigung bedarf der Er-
laubnis des Landesvermessungsamtes Sachsen.“

Abkürzungsverzeichnis

AEP Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung
Ak Arbeitskreis
AfL Amt für Landwirtschaft
ALN Amt für Ländliche Neuordnung
AVP Agrarstrukturelle Vorplanung
BauGB Baugesetzbuch
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
FlurbG Flurbereinigungsgesetz
GAK Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
LfL Landesanstalt für Landwirtschaft
LEADER Liason entre Actions de Developement de L’Economie Rurale / Verbindungen zwischen

Aktionen zur Entwicklung der ländlichen Wirtschaft
LwAnpG Landwirtschaftsanpassungsgesetz
TöB Träger öffentlicher Belange
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Teil I - Einführung

1. Der Weg von der Agrarstrukturellen
Vorplanung (AVP) zur Agrarstruktu-
rellen Entwicklungsplanung (AEP)

Die tiefgreifenden strukturellen Veränderungen in
den ländlichen Gebieten Sachsens erforderten An-
fang der 90er Jahre eine Neuorientierung der Ge-
meinden bei der allseitigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Dörfer und ihres Umfeldes. Dazu
waren und sind Konzepte erforderlich, welche die
ländlichen Räume zukunftsorientiert gestalten und
den Menschen in den Städten und Dörfern Perspek-
tiven zeigen. Auf kommunaler Ebene bestand des-
halb ein großes Interesse an verbesserten Planungs-
instrumenten, mit deren Hilfe eine ganzheitliche
Entwicklung, unter Beachtung der regional vorhan-
denen Ressourcen und Potentiale, eingeleitet wer-
den konnte.

Seit 1992 wurde hierfür in Sachsen die Agrar-
strukturelle Vorplanung (AVP) angeboten. Obwohl
sie bis dahin in den westlichen Bundesländern vor-
rangig für agrarwirtschaftliche Belange genutzt
worden war, wurde sie in Sachsen in der Folgezeit
zu einem umfassenden Planungsinstrument für den
ländlichen Raum weiterentwickelt [2]. Auch bun-
desweit entwickelte sich in dieser Zeit - unterstützt
durch Beschlüsse der EU - die Forderung nach ei-
ner ganzheitlichen Entwicklungsplanung für ländli-
che Gebiete.

Diesen neuen Anforderungen konnte die bis dahin
übliche AVP als agrarische Fachplanung (Pflanzen-
bau, Tierhaltung, Wald, Absatz = Agrarstruktur)
nicht mehr gerecht werden. Die Land- und Forst-
wirtschaft einschließlich Fischereiwesen kann nicht
mehr isoliert für sich betrachtet und geplant wer-
den. Sie muss vielmehr in den Gesamtzusammen-
hang der ökonomischen, ökologischen, sozialen und
kulturellen Verhältnisse integriert werden.

Die Verbesserung der Agrarstruktur umfasst  heute
ausgehend von der Agrarwirtschaft wesentliche
Bestandteile einer ganzheitlichen Weiterentwick-
lung des ländlichen Raumes. Vor allem ihr Leis-
tungsanteil bei flächendeckender Landbewirtschaf-
tung für die Landschafts- und Lebensraumpflege
und die vielfältigen soziokulturellen Wechselwir-
kungen, von denen ca. 98% der Bevölkerung au-
ßerhalb der Land- und Forstwirtschaft partizipieren,
erzwingen dieses Integrationsgebot.

Im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
”Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-

schutzes” (GAK) wurde deshalb 1995/96 die bishe-
rige AVP inhaltlich zur Agrarstrukturellen Ent-
wicklungsplanung (AEP) weiterentwickelt. Mit der
Weiterentwicklung zur AEP haben Bund und Län-
der rechtzeitig auf die veränderten konzeptionellen
Anforderungen einer integrierten Agrarstrukturpo-
litik reagiert.

Mit dieser neuen Entwicklungsplanung sollen in
Sachsen die agrarstrukturellen Fördermaßnahmen
der GAK noch harmonischer und vor allem effi-
zienter in das Konzept der verschiedenen Instru-
mente für die Förderung des ländlichen Raumes
eingebunden werden. Die AEP ist in Sachsen auf
eine möglichst breite Einbindung der Bürgerinnen
und Bürger in den Planungsprozess ausgerichtet
und nicht auf staatliches Handeln. Diese Orientie-
rung erfordert zugleich eine inhaltliche Weiterent-
wicklung des Planungsinstruments. Aus heutiger
Sicht verkörpert die AEP ein flexibles und infor-
melles Planungsinstrument für eine konsensbilden-
de und akzeptanzorientierte Entwicklung ländlicher
Räume. Auch wenn die Land-, Forst- und Fische-
reiwirtschaft heute in vielen ländlichen Regionen
von abnehmender ökonomischer Bedeutung ist, so
sind ihre ökologischen und sozialen Funktionen
unverzichtbar. Sie sollte deshalb als überwiegender
Landnutzer, Produzent von hochwertigen Nah-
rungsgütern und Rohstoffen sowie als  Lebens-
raumpfleger eines multifunktionalen ländlichen
Raumes im Mittelpunkt der Planung stehen.

2. Was ist die AEP?

Begriffserläuterung – Agrarstrukturelle Entwick-
lungsplanung

Die AEP stellt eine überörtliche, integrale Fachpla-
nung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für
einen abgegrenzten Verflechtungsbereich einer oder
mehrerer Gemeinden; oder für den Wirkungsbe-
reich eines oder mehrerer gemeindeübergreifender
Projekte im ländlichen Raum dar.

Ihr Ziel ist, die Situation und Wettbewerbsfähigkeit
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft im Zu-
sammenhang mit den übrigen ökonomischen, öko-
logischen, sozialen und kulturellen Strukturen und
Funktionen im Planungsgebiet darzustellen. Dabei
werden insbesondere Konfliktbereiche, Entwick-
lungsmöglichkeiten und Entscheidungsbedarf in der
Agrarstruktur sowie in den ländlichen Räumen dar-
gelegt, gebietsspezifische Leitbilder und/oder Land-
nutzungskonzepte für den Planungsraum entwickelt
sowie Vorschläge für Handlungskonzepte und um-
setzbare Maßnahmen unterbreitet.
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Begriffserläuterung – Agrarstruktur mit Quer-
schnittsinhalt

Der traditionelle Agrarstrukturbegriff umfasst die
Gesamtheit der wirtschaftlichen Bedingungen, unter
denen die land-, forst-, fischereiwirtschaftliche und
gärtnerische Produktion und die Vermarktung der
Agrarprodukte stattfindet (Flurstruktur, Betriebs-
struktur, Marktstruktur).

Diese Definition muss um die neuen Aufgaben-
felder der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft
und die wachsende Bedeutung der Landbewirt-
schaftung für den ländlichen Raum inhaltlich
erweitert werden wie z. B. Wiederherstellung,
Pflege und Entwicklung der Kulturlandschaft,
Dorfstruktur und Sozialstruktur sowie Brauchtums-
und Heimatpflege.

Das Beziehungsgeflecht der Landbewirtschaftung
mit den übrigen Entwicklungsbereichen des ländli-
chen Raumes macht die Agrarstruktur zu einem
Querschnittsaspekt von zentraler Bedeutung
(BORCHARD, KÖTTER, BRASSEL, 1994) [1].

„Agrarstruktur“ umfasst die Gesamtheit aller mate-
riellen und immateriellen Aspekte, Rahmenbedin-
gungen und Grundlagen für die Land- und Forst-
wirtschaft einschließlich des Fischereiwesens sowie
die Vermarktung ihrer Produkte mit dem Ziel, eine
flächendeckende Bewirtschaftung der Kulturland-
schaft mit vorwiegend land- und forstwirtschaftli-
chen Verfahren zu erreichen. Sie schließt die Wech-
selbeziehung mit den außeragrarischen Bereichen
wie Raumentwicklung, Wirtschaft und Bevölkerung
mit ihren raumplanerischen, rechtlichen und finan-
ziellen Aspekten ein.“ [7] (vgl. Abbildung 2)

RAUM WIRTSCHAFT BEVÖLKERUNG RECHT
RAUMPLANUNG

LÄNDLICHER
RAUM

LANDBEWIRT-
SCHAFTUNG LANDWIRT AGRAR-

VERFASSUNG

- siedlungsstrukturelle
Lage

- naturräumliche Ver-
hältnisse

- Dorfentwicklung

- Infrastruktur (Verkehr,
Ver- und Entsorgung)

- Biotop-, Kulturland-
schaft- und Erho-
lungspotential

- abiotische Ressourcen

- Wirtschaftsstruktur

- Landnutzungsstruktur

- land- und forstwirt-
schaftliche Betriebs-
struktur

- Produktionsstruktur

- Bodenmarkt

- Vermarktung

- Flurstruktur

- Einkommenssituation

- Erwerbsverflechtun-
gen mit den Bereichen
Fremdenverkehr Land-
schaftspflege usw.

- Bevölkerungsstruktur
und  -entwicklung

- landwirtschaftliche
Bevölkerung (Sozial-
struktur)

- Arbeitsbedingungen

- Wohnverhältnisse

- Freizeitsituation

- Bildung

- soziales und kulturel-
les Leben

- Recht:
- Agrarrecht
- Planungsrecht

- Politik:
- Agrarpolitik
- Agrarstrukurpolitik
- Agrarsozialpolitik
- Raumordnungspolitik

- Verwaltung:
- Verwaltungssystem
- Beratungssystem

- Planung- und Förde-
rung:
- Raumplanung
- Förderkulisse

B
austeine und Faktoren der A

grarstruktur

UMWELT MARKT KULTUR FÖRDERUNG

Abbildung 2: Querschnittsaspekt Agrarstruktur
Quelle: nach BORCHARD, KÖTTER, BRASSEL Uni Bonn 1994



Schriftenreihe der LfL, 6. Jg. 2. Heft 42 Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft

Rechtsgrundlage, Rechtsnatur, Einsatzbereiche

Rechtsgrundlage der AEP ist die im Grundgesetz
Art. 91 a festgelegte Bund - Länder - Gemein-
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur
und des Küstenschutzes" (GAK). Im hierzu aus-
gestaltenden Gesetz (GAKG) [2] ist folgender
Rahmeninhalt der GAK formuliert:

1. „Maßnahmen zur Verbesserung der Produk-
tions- und Arbeitsbedingungen in der Land-
und Forstwirtschaft einschl. Fischereiwesen,

2. Maßnahmen zur Neuordnung ländlichen
Grundbesitzes und Gestaltung des ländlichen
Raumes durch Maßnahmen zur Verbesserung
der Agrarstruktur nach dem Flurbereinigungs-
gesetz einschließlich von Maßnahmen zur Si-
cherung eines nachhaltig leistungsfähigen Na-
turhaushaltes,

3. wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische
Maßnahmen sowie

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruk-
tur in der Land-, Forst- und Fischereiwirt-
schaft".

Zur konzeptionellen Untersuchung dieser komple-
xen Inhalte wird im § 1 GAK [2] eine "Vorpla-
nung" angeboten. Gemäß zugehörigem Rahmenplan
zu Grundsätzen der Förderung innerhalb der GAK
wird seit 1996 diese Vorplanung "Agrarstrukturelle
Entwicklungsplanung" genannt und als solche aus-
gefüllt.

Die erforderliche landesrechtliche Grundlage für
die Durchführung und Förderung im Freistaat Sach-
sen ist die jeweils geltende "Richtlinie für die För-
derung der Agrarstrukturellen Entwicklungspla-
nung" des sächsischen Staatsministeriums für Um-
welt und Landwirtschaft mit den zugehörigen Ver-
fahrensbestimmungen.

Nach ihrer rechtlichen Qualität ist die AEP den
informellen Planungsinstrumenten zuzuordnen [1,
13]. Es gibt für die AEP keine bundesrechtlichen
Vorschriften zu einem Planungs- und Anhörungs-
verfahren mit Abwägungsgebot.

Die im Unterschied zu anderen Planungen fehlende
rechtliche Bindungswirkung und die planungssys-
tematische Einordnung zwischen Bauleit- und Re-
gionalplanung machen einerseits die AEP zu einem
flexiblen Planungsinstrument (Abb. 3).

So ist die AEP
! Fachplanung für die ganzheitliche Entwicklung

des ländlichen Raumes,
! Fachplanung für die land-, forst- und fischerei-

wirtschaftliche Entwicklung einschließlich Ver-
marktung,

! fachlicher Beitrag für die Bauleitplanung ein-
schließlich Landschaftsplanung,

! fachlicher Beitrag der Land-, Forst- und Fische-
reiwirtschaft für die Regionalplanung und andere
Fachplanungen.

Andererseits ist im § 187 Baugesetzbuch [2] und
§ 38 Flurbereinigungsgesetz [3] festgelegt, dass bei
Vorliegen einer AEP diese in den Abwägungspro-
zess der kommunalen Bauleitplanung und der
Ländlichen Neuordnung einbezogen wird sowie als
Entscheidungshilfe dient und bei den gestalteri-
schen Überlegungen berücksichtigt wird. Außerdem
sind Kommunalverwaltungen als Träger der AEP
und beteiligten Fachbehörden poltisch-moralisch
gehalten, die gemeinsam erarbeiteten Planungser-
gebnisse umzusetzen.

Die fachlich- informelle AEP mit ihrer sehr flexib-
len Gestaltungs- und Einsatzmöglichkeit steht damit
nicht in Konkurrenz zu anderen Planungsinstru-
menten. Während die Bauleitplanung nach BauGB
zu festgelegten Inhalten i. d. R. für eine Gemeinde
(oder einen Gemeindeteil) erarbeitet und mit Ab-
wägungsgebot behördenverbindlich wird, sind die
informellen "Regionalen Entwicklungs- und Hand-
lungskonzepte (REK)" überkreislich ausgelegt und
mit wirtschaftlichen Schwerpunkten dieser Großre-
gion befasst (Infrastruktur, industrielle und ge-
werbliche Entwicklungspotenziale, Arbeitsplätze
im nichtagrarischen Bereich u. a.). Die multifunk-
tionale Rolle der land- und forstwirtschaftlichen
Landnutzung und deren Unverzichtbarkeit findet
bei diesen Planungen meist nur unbefriedigend
Berücksichtigung.
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Stellung der AEP im System der räumlichen Planung im Freistaat Sachsen

Abbildung 3: Stellung der AEP im System der räumlichen Planung in Sachsen
Quelle: in Anlehnung an BORCHARD u. a. [1] bearbeitet von Lippert
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Untersuchungsspektrum der AEP

Im Freistaat Sachsen zielt die AEP auf einen um-
fassenden Untersuchungsauftrag und die Umset-
zung  ab. Sie muss im ländlichen Raum angesichts
des Strukturwandels in der Landwirtschaft eine
Pilotfunktion übernehmen.

Das Gebiet der AEP soll in der Regel einen agrar-
strukturell zusammenhängenden Raum - im Sinne
der Funktionen nachhaltiger Landbewirtschaftung,
Veredelung, Vermarktung und Zuerwerb - umfas-

sen. Bei der Abgrenzung sind naturräumliche Ge-
gebenheiten und soziokulturelle Traditionen zu
berücksichtigen. Im Falle raumbedeutsamer Maß-
nahmen Dritter ist das davon beeinflusste Gebiet
einzubeziehen. Die ganzheitliche Betrachtung der
Wechselbeziehungen zwischen dem Agrarbereich
und den übrigen raumrelevanten Funktionen des
ländlichen Raumes ergibt für die AEP ein breites
und komplexes Untersuchungsspektrum (Abbil-
dung 4). Bei besonderer Bedeutung einzelner Fak-
toren können in der AEP entsprechende Schwer-
punkte gesetzt werden.

Abbildung 4: Untersuchungsspektrum einer Agrarstrukturellen Entwicklungsplanung
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Anlässe, Aufgaben und Maßnahmenbereiche der AEP

Abbildung 5: Anlässe, Aufgaben und Maßnahmenbereiche der AEP
Quelle: in Anlehnung an BORCHARD u. a. [1], bearbeitet von Lippert
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3. Inhalt einer AEP

Es wird folgender Rahmeninhalt empfohlen:
Zum besseren Verständnis der AEP und der plane-
rischen Zusammenhänge werden hier kurz erläutert

! Anlass,
! Ausgangssituation,
! Begründung der Notwendigkeit einer AEP

(Stellungnahmen von ALN und AfL),
! Abgrenzung des Planungsgebietes,
! Hinweis auf besondere Untersuchungsschwer-

punkte,
! Träger der AEP.

3.1 Bestandsaufnahme

Datenerfassung und Kartierung

Je nach Schwerpunkt sind die Themenkomplexe
unterschiedlich zu wichten und erforderlichenfalls
durch weitere Angaben zu ergänzen:

! allgemeine Angaben zum Vorplanungsgebiet
(Lage, Größe, Klima, Topografie, Geologie),

! Abriss der regionalen Geschichte und Kultur,
! Altersstruktur der Bevölkerung,
! Abriss der Situation im Industrie-, Gewerbe- und

Dienstleistungssektor,
! Erwerbspersonen nach Wirtschaftsbereichen,

darunter Berufspendler,
! Infrastruktur - Verkehrserschließung, Ver- und

Entsorgungsstrukturen, soziale Infrastruktur,
! Flurbewertung und Flurbilanz,
! Vermessungsbedarf und Bewirtschaftungs-

struktur,
! Landwirtschaft / Gartenbau / Fischereiwirt-

schaft, nat. Bedingungen, Betriebs- und Produk-
tionsstrukturen, Direktvermarktung,

! Forstwirtschaft → historische Entwicklung,
Lage, Geologie, Klima, Jagd, Waldfunktionen,
Waldbiotopkartierung, forstliche Rahmenpla-
nung,

! der Stand und die Ergebnisse der Dorfent-
wicklungs-, Bauleit-, Landschafts-, Regional-
und Landesentwicklungsplanung und sonstige
für die Agrarstruktur und den ländlichen Raum
bedeutsame Fachplanungen,

! Natur-/Landschafts-/Gewässer-/Bodenschutz ,
! bedeutsame Boden- und Luftbelastungen (z. B.

erosionsgefährdete Flächen),
! informelle Übernahme beantragter Vorrang- und

Vorbehaltsflächen bzw. bestätigte Rohstoffla-
gerstätten gemäß Landesentwicklungs- bzw. Re-
gionalplan,

! die Bewirtschaftungsvorgaben aus Festsetzun-
gen oder Verpflichtungen,

! Wirtschafts- und Infrastruktur,
! dörfliche Siedlungsstruktur (grundsätzlich über-

örtliche Aussagen),
! Freizeit, Erholung, Soziokultur und Fremden-

verkehr,
! Aussagen zu kommunalen Grundeigentum und
! BVVG Flächen,
! Erfassung vorhandener Meliorationsanlagen.

Vorhandene statistische Planungsaussagen etc. sind
hierzu vorrangig heranzuziehen. Die Ergebnisse
werden im Textteil erläutert und in der Bestands-
karte dargestellt. Spezielle Teilbereiche können
erforderlichenfalls in thematischen Karten ausge-
wiesen werden.

Analyse und zusammenfassende Bewertung der
Ausgangssituation

Die Bestandsaufnahme wird einer analytischen
Betrachtung unterzogen; dabei werden folgende
Strukturmerkmale und Trends für den Planungs-
raum ermittelt:

! räumliche Strukturmerkmale, zu beachtende
Rahmenbedingungen,

! Traditionen, Besonderheiten,
! allgemeine Stärken, Defizite und Konflikte,
! Nutzungskonkurrenzen und Probleme von regio-

naler Bedeutung,
! wirtschaftliche und soziokulturelle Entwick-

lungstendenzen seit 1990,
! Abschätzung des möglichen Handlungsspiel-

raumes.

Soweit kartographisch geeignet, sind die Ergebnisse
der Analyse in der Bestandskarte und in speziellen
thematischen Karten darzustellen.

3.2 Entwicklungsvorstellungen

Nach der zusammenfassenden Bewertung der
Ausgangssituation sind generelle Vorstellungen
über die anzustrebende künftige Entwicklung im
Planungsraum leitbildartig zu formulieren. Diese
werden im Textteil und in der Entwicklungskarte
dargestellt.

Leitbild - Landwirtschaft

! Agrar- und Landschaftskonzept,
! betriebswirtschaftliche Erfordernisse und Chan-

cen für eine „ordnungsgemäße Landbewirt-
schaftung” [15],

! Empfehlungen zu einer standortangepassten
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft (Anbau-
struktur, Wege- und Gewässernetz, Schlag-
gestaltung, Betriebsstruktur einschließlich Tier-
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haltung, Ausgleichsleistungen, Vermarktung,
nachwachsende Rohstoffe, Stilllegung, Auf-
forstungskonzept u. a.),

! Anforderungen zu nachgelagerten Wirtschafts-
bereichen (z. B. Ernährungswirtschaft),

! Verbesserung des Marketing,
! innovative Effekte im Grenzbereich und außer-

halb der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

Leitbild - Landentwicklung

! Entwicklungsziele abgeleitet aus der Regional-
planung für das Untersuchungsgebiet,

! Entwicklungsvorstellungen außerhalb der Land-,
Forst- und Fischereiwirtschaft,

! Lösungsvorschläge für Auswirkungen überregi-
onaler Großprojekte,

! Verbesserung der regionalen Infrastruktur, der
Dienstleistungs- und Sozialeinrichtungen,

! Notwendigkeit und Leitlinien zur Dorfentwick-
lung und Dorfökologie,

! Chancen für die Schaffung außerlandwirtschaft-
licher Arbeitsplätze,

! Entwicklungsvorstellungen zu Naherholungsbe-
reichen,

! Wertung vorliegender Flächennutzungsplanun-
gen der Gemeinden,

! Vorschläge zur Fortschreibung der Bauleit-,
Regional- und Landesplanung,

! Anregungen zur Aktivierung des dörflichen
Kultur- und Gemeinschaftslebens,

! Stärkung des Heimatbewusstseins,
! Möglichkeiten zur Umnutzung landwirtschaftli-

cher Bausubstanz,
! Chancen für die Entwicklung von Handwerk

und Gewerbe aus Sicht der Agrarwirtschaft

3.3 Umsetzungsorientierte Handlungskonzep-
te/Umsetzungsstrategien

Maßnahmenvorschläge

Die unter Nr. 3.2 genannten Entwicklungsvorstel-
lungen werden durch realistische Maßnahmenvor-
schläge konkretisiert, möglichst mit Kostenschät-
zung. Diese werden in einer Maßnahmenliste und
der Maßnahmenkarte dargestellt, welche Bestand-
teil der Entwicklungskarte ist. Die Maßnahmenliste
ist nach beteiligten Kommunen und Maßnahmen-
gruppen zu gliedern.

Umsetzungsstrategien

Die vorgeschlagenen Maßnahmen werden entspre-
chend den technischen, organisatorischen und zeit-
lichen Erfordernissen eingeteilt in

! kurzfristige (k) Maßnahmen
! (innerhalb 1 - 2 Jahren), die ohne Bauplanung

oder Bodenordnung realisiert werden können,
! mittelfristige (m) Maßnahmen

(innerhalb 2 - 5 Jahren), die bauplanerische
Vorleistungen erfordern, jedoch ohne Boden-
ordnung realisierbar sind und

! langfristige (l) Maßnahmen
(innerhalb 5 - 10 Jahren), die bodenordnende
Maßnahmen erfordern.

Die Rangfolge (Priorität) für die Verwirklichung
ergibt sich aus der Abwägung der zeitlichen Erfor-
dernisse mit der sachlichen Dringlichkeit und den
finanziellen Möglichkeiten (Prioritätenstufe I - III).

Um nach Abschluss der AEP die Umsetzung der
Konzeption entsprechend der Prioritäten zu errei-
chen, bedarf es zielgerichteter Umsetzungsstrate-
gien. Es ist eine wichtige Aufgabe der AEP, zu
diesem Zweck in einer Art Wegweisung für die
Umsetzungsphase das in Betracht kommende In-
strumentarium aufzuzeigen und dessen Einsatz-
möglichkeiten generell darzulegen, wie

! fachliche Beratung, Öffentlichkeitsarbeit,
! informelle Planungen auf kommunaler Ebene

(z. B. örtliches Entwicklungskonzept für die
Dorfentwicklung),

! formelle Planungen mit hoheitlicher Wirkung
und deren Ausführung wie z. B.
- Bauleitplanung nach dem BauGB,
- Landschafts- und Grünordnungsplanung,
- Freiwilliger Landtausch und Bodenordnung

nach dem LwAnpG,
- Ländliche Neuordnung nach dem FlurbG,

! Fördermöglichkeiten seitens EU, Bund u. Land,
! rechtzeitige Einstellung der Eigenmittel in den

kommunalen Haushaltsplänen,
! Aussagen zu Grunderwerb, Einsatz von Treu-

handflächen,
! Gründung eines Vereins/Schaffung eines Regio-

nalmanagement für die Entwicklung der AEP-
Region
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Teil II – Auswirkungen der Agrarstrukturellen
Vorplanung/Entwicklungsplanung auf die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes im Freistaat
Sachsen

Abschlussbericht

1. Problemstellung und Ziele der Untersu-
chung

Nachdem im Freistaat Sachsen die AVP über meh-
rere Jahre mit unterschiedlichen Einsatzschwer-
punkten angewendet wurde und somit erste Erfah-
rungen mit diesem Planungsinstrument vorlagen,
vergab das damalige Sächsische Staatsministerium
für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten im Jahr
1995 eine Langzeitstudie unter dem Thema: „Aus-
wirkungen der Agrarstrukturellen Vorplanung auf
die Entwicklung des ländlichen Raumes im Frei-
staat Sachsen" an die Sächsische Landesanstalt für
Landwirtschaft.

Ziel des Forschungsvorhabens war eine Zwischen-
bewertung des Planungsinstrumentes AVP/AEP
hinsichtlich der Auswirkungen auf die Entwicklung
des ländlichen Raumes.

Die Langzeitstudie sollte zur Klärung folgender
Kernfragen beitragen:

! Welche Impulse und Initiativen hat die AVP/
AEP bei Gemeinden und Bürgern ausgelöst?

! Welchen Einfluss hatten die Ergebnisse der
AVP/AEP auf die übergemeindliche Zusam-
menarbeit, Bauleitplanung und Kommunalre-
form?

! Wurden die vorgeschlagenen Leitbilder, Ent-
wicklungsvisionen und Maßnahmenempfehlun-
gen angenommen und umgesetzt?

! Hat die Planumsetzung Einfluss auf die Ent-
wicklung der Landwirtschaft (einzel- und über-
betrieblich) sowie die allgemeinen Wohn-, Ar-
beits- und Lebensbedingungen in den Dörfern
genommen?

Weiterhin sollte die Langzeitstudie der einzelnen
AVP/AEP-Gebiete Aufschluss darüber geben:

! Welche Akzeptanz der AVP/AEP bei kommu-
nalen und staatlichen Planungsträgern vorhan-
den ist?

! Welche Stärken und Schwächen diese Planun-
gen haben?

! Ob Synergieeffekte in Verbindung mit anderen
formellen und informellen Planungs- und Land-
entwicklungskonzepten in den ländlichen Regio-
nen auftreten?

! Welche Hemmnisse und Grenzen es bei der
Planumsetzung gibt?

Auf der Grundlage der Ergebnisse sollte ein Stär-
ken - Schwächen - Profil erarbeitet werden. Daraus
folgernd sollten Empfehlungen, mit dem Ziel Auf-
wand und Wirkung der AVP/AEP im ländlichen
Raum zu verbessern, abgeleitet werden.

Für die Verwaltung in Sachsen entstand daraus
die Aufgabe, die bestehenden methodischen
Handlungsansätze ländlicher Entwicklung zu
überprüfen und das vorhandene planerische Ins-
trumentarium der Landentwicklung weiter zu
vervollkommnen. Bei der Überprüfung und
Beurteilung des Leistungsvermögens der AVP/AEP
war stets davon auszugehen, dass die Umsetzung
der zahlreichen Maßnahmenvorschläge und Ent-
wicklungskonzepte von den Akteuren des jeweili-
gen Planungsgebietes selbst vollzogen werden
mussten. Diese Akteure richtig zu informieren,
zu motivieren und zu mobilisieren kostet viel Zeit
und Mühe und ist bei der Einschätzung sowie der
Bewertung der Auswirkungen unbedingt zu berück-
sichtigen.

Hügellandschaft um Trieb, südl. der Talsperre
Pöhl

2. Methodik des Projektes

2.1 Projektablauf

Das gesamte Projekt wurde über den Zeitraum von
1995 bis 2000 bearbeitet und unterteilte sich in
mehrere Phasen (Abb. 6).

Ende 1995, in der Vorbreitungsphase, wurden
die theoretischen  Grundlagen für den Ablauf
des Projektes geschaffen. Das heißt, es wurde zu-
nächst

! eine konkrete Aufgabenstellung formuliert so-
wie ein Grobkonzept für den Projektablauf er-
stellt,

! es erfolgte die Auswahl der Fallstudien (AVP-
Gebiete),

! die Untersuchungsschwerpunkte wurden zu-
sammengestellt und

! die Fragebögen entwickelt.
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Anfang 1996 wurde in einem Testgebiet (AVP
Badrina/Beerendorf) eine erste Untersuchung
durchgeführt. Es wurden die Fragebögen sowie eine
geeignete Befragungsmethode erprobt und die Fra-
gebögen ausgewertet. Infolge der Ergebnisse im
Testgebiet wurde entschieden, die gesamte Befra-
gung schriftlich mit standardisierten Fragebögen
durchzuführen.

1996/97 erfolgte die erste Gesamtuntersuchung der
einzelnen Zielgruppen in den 14 Planungsgebieten
in Form einer schriftlichen Befragung sowie eine
mündliche Befragung in drei zusätzlich ausge-
wählten Gebieten. 1997 wurde der Zwischenbericht
erstellt und 1999/2000 erfolgte die zweite abschlie-
ßende Gesamtuntersuchung in den 14 alten Gebie-
ten sowie in neun weiteren Planungsgebieten. Zu-
sätzlich wurden in weiteren ausgewählten Pla-
nungsgebieten mündliche Befragungen durchge-
führt.

2.2 Die Auswahl der Fallstudien

Für die erste Gesamtuntersuchung wurden 15
Planungsgebiete, verteilt auf die drei Regierungs-
bezirke und 12 Vergleichsgebiete in Sachsen,
bestimmt (Abbildung 7). Die Verteilung der Ge-
biete erfolgte anhand der Flächengröße der drei
Regierungsbezirke. Bei der Auswahl der Untersu-
chungsgebiete wurde darauf geachtet, dass eine
Vielfalt inhaltlicher Schwerpunkte abgedeckt wird
und dass die jeweilige Planung einen Bearbeitungs-
stand erreicht hat, der erste Aussagen zur Planum-
setzung erlaubt.

Für den zweiten Teil der Untersuchung wurden
zusätzlich nochmals neun Planungsgebiete in Ab-
stimmung mit den ALN ausgewählt (Abbildung 8).
Die Auswahl der Gebiete für die Interviews erfolgte
ebenfalls in Absprache mit den ALN.

Ein wichtiges Auswahlkriterium war hier, dass
bereits mit der Planumsetzung begonnen wurde.
und Umsetzungsergebnisse vorzeigbar waren.

Für die zusätzlichen mündlichen Befragungen wur-
den die Planungsgebiete von den ALN bestimmt.

2.3 Die Zielgruppen

Für eine vielumfassende Auswertung war die Be-
stimmung verschiedener Zielgruppen notwendig.
Wichtig war die Einbeziehung von öffentlichen und
privaten Akteuren, die Kenntnis über die AVP be-
saßen. Folgende Zielgruppen wurden für die Unter-
suchung festgelegt:

! Gemeinden, Bürgermeister,
! betreffende Fachbehörde des Landkreises,
! Vertreter der Ämter für Landwirtschaft, Ämter

für Ländliche Neuordnung, Staatliche Umwelt-
fachämter, Regionale Planungsstellen, Auto-
bahnämter, Bergämter,

! private Akteure - Bürger, Landwirte, Vereine,
! Auftragnehmer der AVP/AEP.

2.4 Methodik der Untersuchung

Die Bearbeitung der Untersuchungsgebiete erfolgte
in Form einer schriftlichen Befragung der einzelnen
Zielgruppen. Es wurden entsprechend den Ziel-
gruppen standardisierte Fragebögen mit geschlos-
sener Fragestellung entwickelt. Für die durchge-
führten Interviews wurde ein Gesprächsleitfaden
erarbeitet. In der ersten Untersuchung 1996/97
wurden zunächst alle in Punkt 2.3 genannten Ziel-
gruppen schriftlich befragt. Im Verlauf der Unter-
suchung hat sich herausgestellt, dass nicht alle
Zielgruppen ausreichend über den Planungsablauf
informiert waren. In der zweiten Untersuchung
wurden dann die Zielgruppen Staatliches Umwelt-
fachamt, Regionale Planungsstelle, Autobahnamt,
Bergbauamt, Vereine, Gewerbebetriebe nicht mehr
befragt.

Die Ergebnisse der Befragung wurden insgesamt
unter Berücksichtigung der Einzelaussagen ver-
schiedener Zielgruppen ausgewertet. Die zusätzlich
durchgeführten Interviews wurden dabei in die
Auswertung der Ergebnisse einbezogen.
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3. Ergebnisübersicht der Befragung der
Zielgruppen aus dem Jahre 1996/97
(Erstbefragung)

Zielgruppen Gemeinden, Landkreise, Behörden,
Planungsbüros

Nach Abschluss der Befragung der Zielgruppen
Gemeinden, Landkreise, Behörden und Planungs-
büros können folgende Aussagen zur Wirksamkeit
und Akzeptanz der AVP/AEP in den Planungsge-
bieten festgehalten werden.

• Um nach Abschluss der Planungsaufgaben die
konsequente Umsetzung der Konzeption entspre-
chend den Maßnahmen und Prioritäten zu errei-
chen, bedarf es einer zielgerichteten Koordination
und Leitung durch den Bürgermeister oder einen
Planungsfachmann. Das Ergebnis der Befragung
zeigte, dass in vielen Gemeinden und Planungsge-
bieten kein AVP-Beauftragter eingesetzt wurde. In
der Mehrzahl der befragten Planungsgebiete (58 %)
übernahmen die Bürgermeister selbst die Aufgaben,
die mit der Organisation der Maßnahmenumsetzung
im AVP-Gebiet zusammenhängen. Bedauerlich ist,
dass es in 20 % der befragten Gemeinden keinen
AVP-Verantwortlichen gab (Tabelle 1). Wie die
Erfahrungen zeigen, kommt in solchen Fällen die
Arbeit mit dem Planungsinstrument auf Grund feh-
lender Kompetenzen und Verantwortlichkeiten in
der Regel nach kurzer Zeit völlig zum Stillstand.

Wer koordiniert und veranlasst die Umsetzung der
AVP?

Tabelle 1

Bürgermeister 58,7 %
Ortsplaner 6,3 %
Planungsfachmann b. Landkreis -
freiberuflicher Planer 6,3 %
anderer 3,3 %
niemand 20,6 %
keine Antwort 4,8 %

• Im Ergebnis der Auswertung der Bürgerbeteili-
gung wurde sichtbar, dass die Bürger in den einzel-
nen Planungsphasen nicht in ausreichendem Maße
informiert wurden. Die Befragungsergebnisse
zeigten, dass die derzeitigen Probleme mit der Bür-
gerbeteiligung in vielen Gemeinden schon ursäch-
lich mit der ungenügenden Information über das
Planungsvorhaben zu tun haben. Vielerorts beklag-

ten die Bürgermeister das mangelnde Interesse der
Bürger an der AVP/AEP für das Untersuchungsge-
biet. Dabei wurde jedoch oftmals vergessen, dass
vor einer aktiven Beteiligung der Bürger eine viel-
fältige Informationstätigkeit stehen muss, um die
Bürger für das Planungsvorhaben zu interessieren
und zur aktiven Mitarbeit anzuregen.

• In den Jahren 1992 bis 1994 war die Bildung
von Arbeitskreisen noch nicht zwingend notwendig
(Tabelle 2).

Wurden Arbeitskreise gebildet?

Tabelle 2

ja 30,2 %

nein 65,0 %

keine Antwort 4,8 %

Darum wurden nur in etwa 30 % der befragten Ge-
meinden bereits während der 1. Planungsphase
(Vorklärungsphase) Arbeitskreise gebildet. In mehr
als 65 % der befragten Gemeinden wurde diese
Möglichkeit der aktiven Bürgerbeteiligung aller-
dings nicht genutzt. Die geringe Anzahl Gemein-
den, in denen Arbeitskreise gebildet wurden, ist
zum Teil auch auf den relativ frühen Zeitpunkt der
Planungen in den untersuchten Gebieten zurück zu
führen.

In Planungsgebieten mit engagierten Arbeitskreisen
wurden in der Regel deren Vorschläge und Anre-
gungen mehrheitlich von den Planungsträgern in
die Planung übernommen. Kritisch ist anzumerken,
dass die Beteiligung der Bevölkerung an den Ar-
beitskreisen noch zu selten war. Die meisten Teil-
nehmer der Arbeitskreise waren Gemeinde- und
Behördenvertreter.

• Die von den Planungsbüros erarbeiteten
AVP/AEP wurden von den Auftraggebern (Ge-
meinden, Landkreise) mehrheitlich mit dem Prädi-
kat "gut" bewertet. Den Planungsbüros wurde von
Seiten der Auftraggeber eine solide und gute Arbeit
bescheinigt. In Bezug auf die Planumsetzung und
Koordination der Vorhabensträger und übrigen
Beteiligten müssen künftig jedoch neue Wege be-
schritten werden.

• Die Mehrzahl der befragten Gemeinden hat mit
der Planumsetzung nur zögerlich begonnen. Die
wesentlichsten Gründe für dieses Ergebnis sind
u. a.:
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- fehlendes Eigenkapital der Gemeinden
- Verzögerung bei der Bewilligung von Förder-

mitteln
- veränderte kommunalpolitische Prioritäten.

• Der überwiegende Teil der Gemeinden hielt die
Höhe des Eigenanteils von 10 % an den Planungs-
kosten für angemessen (Tabelle 3).

Im Freistaat Sachsen müssen die Planungsträger
der AVP 10 % der Planungskosten als Eigenleis-
tung tragen.

Halten Sie diesen Anteil für angemessen, zu hoch
oder zu niedrig?

Tabelle 3

zu hoch 23,8 %

erscheint angemessen 61,9 %

zu niedrig 1,6 %

keine Antwort 12,7 %

• Eine Weiterentwicklung der AVP/AEP wurde
von etwa zwei Drittel der Gemeinden befürwortet.

Die Mehrzahl der Gemeindeverwaltungen ist davon
ausgegangen, dass die in der Planung herausgear-
beiteten Entwicklungskonzepte, Zukunftsvisionen
und Maßnahmenvorschläge wesentlich zur Klärung
von Konfliktbereichen und sonstigen Problemen
beitragen können. Hinsichtlich der einzuschlagen-
den Entwicklungsrichtung künftiger AVP/AEP soll
angestrebt werden, dass die außer-agrarischen Be-
reiche noch mehr als bisher mit der Agrarstruktur
verbunden werden, mit dem Ziel einer umfassenden
Entwicklungsplanung im ländlichen Nahbereich.

Insbesondere die Landwirtschaft als tragende Säule
der AVP/AEP soll im Hinblick auf ihren eigenen
Beitrag zur Entwicklung und Stabilisierung der
ländlichen Regionen nicht nur als sektorale Fach-
sparte auftreten, sondern vielmehr durch Umset-
zung von Maßnahmen zu einer nachhaltigen Regio-
nalentwicklung beitragen.

Zielgruppen Landwirte und Bürger

Die Befragung der Zielgruppen Landwirte und
Bürger erbrachte tendenziell ähnliche Antworten
wie die Zielgruppen Gemeinden, Landkreise, Be-
hörden und Planungsbüros. In diesem Abschnitt
werden deshalb nur die wichtigsten Ergebnisse

spezieller Fragen der beiden Zielgruppen darge-
stellt.

• Die AVP/AEP beruht auf einer breitgefächerten
Mitgestaltung der Bürger und Landwirte. Die Ge-
meindeverwaltungen (einschließlich Bürgermeister)
und Planungsfachleute müssen die Bevölkerung
rechtzeitig und umfassend über das Planungsvorha-
ben informieren und geeignete Bürger gezielt an-
sprechen, um eine rege Bürgerbeteiligung zu errei-
chen.

Haupthindernisse bei der Aktivierung und Motiva-
tion der Landwirte und Bürger zur Mitarbeit an der
Planung waren eine unzureichende Informationstä-
tigkeit sowie mangelnde Erläuterungen zum aktu-
ellen Planungsablauf und damit unzureichende Mo-
tivation für aktives Mitgestalten.

• Nach ihrem Interesse an der Planung befragt,
antworteten z. B. 20 % der Landwirte, dass sie
"sehr interessiert" an der AVP/AEP waren. Der
überwiegende Teil der Landwirtschaftsbetriebe
(46,7 %) hat „etwas“ Interesse geäußert (Tabelle 4).

Waren Sie an der AVP interessiert?

Tabelle 4

sehr interessiert 20,0 %
etwas interessiert 46,7 %
nicht interessiert 3,3 %
keine Antwort 30,0 %

Das geringe Interesse der Bevölkerung ist letztlich
eine Folge von unzureichender bzw. fehlender In-
formation.

So war auch die Bereitschaft der Bürger zur Mit-
wirkung in Arbeitskreisen nur schwach ausgeprägt.
Eine regelmäßige Mitarbeit von Bürgern im Rah-
men von Arbeitskreisen kam in der Regel nur dann
zustande, wenn diese gezielt durch die Gemeinde
angesprochen und einbezogen wurden.

• Die Landwirte waren mehrheitlich bereit, die in
der AVP/AEP aufgezeigten Entwicklungsmöglich-
keiten in ihre eigenen Betriebskonzepte einzubezie-
hen. Von den Landwirten wurden insbesondere
landschaftspflegerische und agrarökologische Maß-
nahmen, der Ausbau von Wirtschaftswegen sowie
Verfahren der Ländlichen Neuordnung als vor-
dringlich zu lösende Aufgabenstellungen angese-
hen.



Schriftenreihe der LfL, 6. Jg. 2. Heft 68 Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft

• Hinsichtlich der aktiven Mitwirkung in Arbeits-
kreisen haben lediglich 13 % der befragten Land-
wirte angegeben, dass in ihrem Planungsgebiet
Arbeitskreise gebildet wurden (Tabelle 5).

Gab es Arbeitskreise?

Tabelle 5

ja 13,4 %
nein 53,3 %
keine Antwort 33,3 %

Nur ein Landwirt hat tatsächlich an den Beratungen
eines Arbeitskreises teilgenommen.
• Der Mehrzahl der befragten Bürger (ca. 87 %)
war bekannt, dass ihre Gemeinde eine AVP/AEP in
Auftrag gegeben hat (Tabelle 6).

War Ihnen bekann , dass Ihre Gemeinde in eine
AVP einbezogen wird?

Tabelle 6

ja 87,5 %
ja, aber das hat mich nicht interessiert 1,3 %
nein 11,2 %
keine Antwort -

Die Bürger wurden über Informationsveranstaltun-
gen, schriftliche Mitteilungen und Artikel in der
Tagespresse informiert. Nach Abschluss der Pla-
nungsarbeiten erfolgte der Informationsfluss stark
eingeschränkt, sodass nur 25 % der Bürger über den
Stand der Umsetzung der AVP/AEP informiert
waren.

• Bei den Bürgern und Landwirten herrschte eine
gewisse Unzufriedenheit über den Verlauf der Um-
setzung, da viele der Befragten der Meinung waren,
dass der Umsetzungsprozess zu langsam voran-
kommt.

Zielgruppe Gemeinden – mündliche Befragung

Nach Abschluss der Auswertung der Zielgruppen
der Erstbefragung (Bürger, Landwirte, Vereine und
Gewerbebetriebe) wurde sichtbar, dass die teilweise
unbefriedigenden Kenntnisse über die AVP/AEP
sowie die wenig zufriedenstellenden Ergebnisse der
schriftlichen Befragung bestimmte Ursachen und
Gründe haben, die in einer weiteren mündlichen
Befragung mit den Bürgermeistern der betreffenden
Gemeinden geklärt werden sollten.

Diese zusätzliche mündliche Befragung erfolgte im
Frühjahr 1997. Dabei wurden insgesamt 32 Ge-
meinden besucht und deren Bürgermeister bzw.
eine andere sachkundige Person befragt. Die Befra-
gung konzentrierte sich auf folgende Themenberei-
che

- Bürgerbeteiligung und -information,
- Arbeitskreise,
- Organisation und Koordination der Umsetzung,
- Weiterentwicklung der AVP/AEP.

Ziel dieser Befragung war es, insbesondere die
Schwachstellen und Defizite aufzudecken, die mit
dazu beitrugen, dass die AVP/AEP nicht die er-
hoffte Wirkung und Einflussnahme in den Pla-
nungsgebieten entfalten konnte.

Im folgenden Abschnitt werden die wichtigsten
Befragungsergebnisse zu den oben genannten The-
menschwerpunkten dargestellt.

Bürgerbeteiligung und Arbeitskreise

Einer der wichtigsten Ansätze während des gesam-
ten Planungsablaufes ist die breite Einbeziehung
der Bevölkerung. Durch die rechtzeitige Mitwir-
kung wird bei diesem Personenkreis die Bereit-
schaft verstärkt, Mitverantwortung im Planungsge-
biet, insbesondere im Wohnort zu übernehmen. Der
Informationsaustausch zwischen Bürgern und Pla-
nern sowie den Gemeindevertretern wird verbessert,
das Planungsverständnis gefördert und die für eine
effektive Planung wichtige Vertrauensbasis ge-
schaffen.

Eine diesen Vorstellungen entsprechende Bürger-
beteiligung hat es in den befragten Gemeinden nicht
gegeben.

Zwei wesentliche Gründe dafür waren:

- Die untersuchten AVP wurden alle zu einem
relativ frühen Zeitpunkt (1991-1994) durchge-
führt.

- Für den gesamten Planungsablauf mussten erst
Erfahrungen gesammelt werden (davon waren
alle Beteiligten betroffen).

Die Bürger wurden zwar mehr oder weniger gut
über das Planungsvorhaben informiert, sie wurden
aber nicht dazu angehalten, sich mit Ideen, Vor-
schlägen und Anregungen in den Planungsprozess
einzubringen. In den meisten der untersuchten Pla-
nungsgebiete konzentrierte sich die Bürgerbeteili-
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gung primär auf die Landwirte. Insbesondere in der
Phase der Bestandsaufnahme und Analyse waren
die Landwirte aktiv an der AVP/AEP beteiligt. Der
überwiegende Teil war an der Mitarbeit zur Festle-
gung von Zielfunktionen für das Entwicklungskon-
zept des Planungsbüros interessiert. Diese Aussa-
gen bestätigen die schriftlichen Befragungsergeb-
nisse, dass nur eine kleine Gruppe von Landwirten
aktiv in die Erarbeitung von Entwicklungskonzep-
ten für die Landwirtschaft involviert war. Nach
Abschluss der Planung gab es auch seitens der
Landwirte keine weiteren Aktivitäten.

In der Mehrzahl der Planungsgebiete wurden die
Bürger nicht zu den Informationsveranstaltungen
eingeladen. An diesen hat meist nur ein ständiger
Teilnehmerkreis, bestehend aus Behördenvertretern,
Bürgermeistern sowie Planungsbüros, teilgenom-
men.

Die Bürgermeister wiederum haben angegeben,
dass das Interesse der Bürger an öffentlichen In-
formationsveranstaltungen sehr gering ausgeprägt
war und trotz ausreichender öffentlicher Ankündi-
gung keine Bürger zu diesen Veranstaltungen ge-
kommen sind.

In einigen Gemeinden wurden die Bürger über das
Amtsblatt zu Informationsveranstaltungen eingela-
den bzw. wurden Artikel in der regionalen Presse
veröffentlicht. Insgesamt ergab die Befragung, dass
die Mehrzahl der Gemeinden ihre Bürger überhaupt
nicht informiert hat und die Bürger demzufolge gar
nicht wussten, dass ihre Gemeinde in eine solche
Planung einbezogen wurde.

Zu den Gründen für diese Verfahrensweise befragt,
gaben die Bürgermeister an, dass die AVP/AEP
eine sehr spezifische Planung sei, deren Inhalt und
Entwicklungspotentiale nur für einen bestimmten
Personenkreis wie z. B. Landwirte, Förster und
Gewerbetreibende von Interesse und Bedeutung sei.

Offensichtlich haben es die Planer und Bürger-
meister dieser AVP-Gebiete versäumt, die Bürger
für diese Planung zu interessieren.

Dabei sollte die Beteiligung der Bürger auf aktive
Mitarbeit in Arbeitskreisen angelegt sein. Der wert-
volle Erfahrungsschatz der Bevölkerung sowie die
genauen Ortskenntnisse sollten zur Herausarbeitung
von Konfliktbereichen und entsprechenden Lö-
sungsansätzen künftig besser genutzt werden.

Umsetzung der Maßnahmen

Entscheidend für die Umsetzung der konkreten
Maßnahmen im landwirtschaftlichen und außer-
landwirtschaflichen Bereich nach Abschluss der
AVP/AEP ist, dass die Koordinierung und Organi-
sation der nachfolgenden Arbeiten durch einen Be-
auftragten oder ein Gremium betreut wird.

Im Ergebnis der Befragung konnte festgestellt wer-
den, dass lediglich ein Bürgermeister nähere Anga-
ben darüber machen konnte, wer nach Abschluss
der AVP/AEP weiter mit der Umsetzung beauftragt
war.

Andererseits gab es auch positive Beispiele.
So wurde z. B. in den Gemeinden des Planungs-
gebietes "Osterzgebirgsvorland" ein Verein zur
Förderung des "Oberen Bielatal" e. V. gegrün-
det. Der Verein soll in Abstimmung mit dem
zuständigen ALN die Umsetzung der Maßnah-
men übernehmen. Weiterhin wird von diesem
Verein die erforderliche Bereitstellung von För-
dermitteln abgeklärt und organisiert, wobei auch
geprüft wird, ob weitere Finanzierungsquellen er-
schlossen werden können. Schließlich wird die
Ausführung notwendiger Arbeiten veranlasst,
die fachlich-organisatorische Begleitung der Pro-
jekte gesichert sowie der Umsetzungsstand kon-
trolliert.

Bei der Mehrzahl der Gemeinden befindet sich die
Endfassung der AEP beim Bürgermeister oder beim
gemeindlichen Bauamt im Schrank.

In einigen der befragten Gemeinden wird die
AVP/AEP als Grundlage für weitere Planungen auf
Gemeindeebene (Bauleitplanung, Landschaftsplan
u. a.) genutzt.

Auf die Frage, weshalb die Bürgermeister das Pla-
nungsinstrument so wenig nutzen, wurden folgende
Gründe angeführt:

- In den Gemeinden gab es derzeit wichtigere
Probleme und Aufgaben zu lösen als die
AVP/AEP. Demzufolge war einfach nicht die
Zeit vorhanden, sich intensiv mit der Planung zu
beschäftigen.

- Einige Gemeinden konnten sich nicht mit der
Planung identifizieren, da diese vom Land-
ratsamt oder anderer Stelle angeordnet wurde. In
diesen Fällen wurden die Gemeinden nicht aktiv
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einbezogen, die Probleme der Gemeinden nicht
erfragt, sondern einfach die fertige Planung vor-
gelegt.

- Neben der AVP/AEP wurden zeitgleich weitere
Planungen für die Gemeinde erstellt.

- Durch die Gemeindereform änderten sich in
vielen Fällen die Verantwortlichkeiten. Ehemals
der AVP/AEP beteiligte Mitarbeiter, waren nicht
mehr in der Gemeindeverwaltung tätig. Teilwei-
se wussten die neuen Mitarbeiter gar nicht, dass
für die Gemeinde eine solche Planung erarbeitet
wurde.

- Die Haupthindernisse für eine zügige Planum-
setzung waren einerseits fehlende finanzielle
Mittel in den Gemeinden und andererseits die
fehlende Koordinierung und Organisation in den
Gemeinden.

Im Ergebnis der Befragung wurde sichtbar, dass die
Gründe, weshalb die Umsetzung der Maßnahmen
bisher nur in wenigen Fällen funktionierte, sehr
unterschiedlich waren.

Wesentlichen Einfluss auf die Umsetzung hat ein
gut funktionierender Informationsfluss. Überall
dort, wo Bürgermeister, Bürger, Vereine, Landwirte
und Gewerbetreibende miteinander reden und In-
formationen austauschen, geht es auch mit der Um-
setzung voran.

Weiterentwicklung der AVP/AEP

Die Frage nach der Weiterentwicklung bzw. Ein-
stellung der AVP/AEP wurde von den Gemeinden
in recht unterschiedlicher Weise in den Interviews
beantwortet.

Einige Gemeinden äußerten, dass die Planung ein
Leitfaden für die Entwicklung der Gemeinde und
des Umlandes sein könnte. Sie müsste aber entspre-
chend fortgeschrieben werden.

Es gab jedoch auch kritische und ablehnende Stim-
men. So hat ein Bürgermeister geantwortet, die
AVP hat der Gemeinde nicht viel gebracht, eine
Weiterentwicklung wäre nicht sinnvoll und das
Geld sollte den Gemeinden für andere Zwecke zur
Verfügung gestellt werden.

Im Folgenden werden die wichtigsten, von den
Bürgermeistern gemachten, Hinweise in kurzer
Form dargestellt:

- Eine Fortschreibung der AVP/AEP wäre not-
wendig, um sie aktuell zu halten.

- Die AVP/AEP sollte konkrete Entwicklungsvor-
schläge enthalten.

- Die AVP/AEP solle sich auf die Schwerpunkte
Land- und Forstwirtschaft sowie Natur- und
Ressourcenschutz beschränken. Andere Berei-
che wie Dorfentwicklung, Städtebau und ländli-
che Infrastruktur sollten nicht überbetont darge-
stellt werden, da das Planungsinstrument sonst
einen anderen Namen erhalten müsste.

- Künftige Planungsgebiete sollten kleiner ausge-
wiesen werden. Dadurch werden sie überschau-
barer.

- Jede AVP/AEP sollte gezielte Hinweise auf
Fördermittel enthalten.

- Die Maßnahmenvorschläge sollten nach Mög-
lichkeit auch Kostenkalkulationen enthalten,
insbesondere bei der Landschaftspflege und
Landschaftsgestaltung.

- Künftige Antragsteller sollen mit dem Antrag
ein Konzept einreichen, wie nach Abschluss der
AVP/AEP eine Umsetzung der Planung erfolgen
könnte.

Wie nutzen die Gemeinden die Ergebnisse der
AVP/AEP?

Im Ergebnis der Befragung hat sich herausgestellt,
dass auch in Planungsgebieten mit Umsetzungser-
gebnissen trotzdem ähnliche Probleme wie in den
übrigen Planungsgebieten bestehen.

Die wichtigsten Erkenntnisse dieser Befragung
sind:

• Die AVP/AEP ist aus der Sicht der Bürgermeis-
ter ein brauchbares und vielseitig verwendbares
Planungsinstrument, das entsprechend der Situation
im Planungsgebiet Nutzungskonkurrenzen und
Konfliktbereiche aufzeigt sowie Entwicklungskon-
zepte und Lösungsansätze anbietet.

• Die Bürgerbeteiligung im Rahmen der
AVP/AEP war aus vielerlei Gründen noch zu wenig
ausgeprägt. Aussicht auf einen spürbaren Erfolg
hat die Bürgerbeteiligung nur dann, wenn sie
bereits in der Vorklärungsphase einsetzt und nicht
erst in der Konzeptionsphase, wie vielfach ge-
schehen. In der Mehrzahl der gebildeten Arbeits-
kreise waren vorwiegend Bürgermeister, Vertreter
der Gemeindeverwaltung, Planer sowie Behörden-
vertreter tätig.

• Das Interesse der Bürger an der AVP/AEP war
nur spärlich ausgeprägt. Trotz zahlreicher Informa-
tionsveranstaltungen kamen nur wenige interes-
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sierte Bürger, welche auch bereit waren in Arbeits-
kreisen mitzuarbeiten.

• Die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge
gestaltet sich schwieriger, als bisher angenommen.
Gründe dafür sind u. a.:

- ungenügende Kapitalausstattung der Gemein-
den,

- unzureichende Anleitung und Koordination in
den Gebieten, in denen sich niemand um die
Umsetzung kümmert.

- ungeklärte Eigentumsverhältnisse

• Aus der Sicht der Bürgermeister hat die
AVP/AEP in Einzelfällen dazu beigetragen, die
richtigen Entscheidungen zu treffen. Die nachfol-
gend angeführten Beispiele sind ein Beleg dafür,
dass die Entwicklungskonzepte und Vorleistungen
der AVP/AEP den Gemeindeverwaltungen, Bür-
germeistern und Behörden geholfen haben bei:

- der Erstellung/Erarbeitung des Landschaftspla-
nes,

- der Erarbeitung des Wege- und Gewässerplanes
im Rahmen der Ländlichen Neuordnung,

- der Fertigstellung des Naherholungs- und Tou-
rismuskonzeptes für die Gemeinde,

- der Erarbeitung einer Baumschutzsatzung, Sat-
zung zur Festsetzung von geschützten Land-
schaftsbestandteilen, Satzung über die äußere
Gestaltung baulicher und sonstiger Anlagen,

- der Erstellung des Flächennutzungsplanes und
des Örtlichen Entwicklungskonzeptes,

- der Eingemeindung (als Argumentationsgrund-
lage zur Durchsetzung verschiedener gemeindli-
cher Interessen gegenüber Gemeinderäten, Be-
hörden u. a. Entscheidungsträgern),

- bei der Knüpfung neuer Verbindungen zu Be-
hörden,

- der Lieferung von Informationen über die Land-
und Forstwirtschaft im Planungsgebiet sowie

- effizienter, integrierter Einsatz der öffentlichen
und privaten Finanzen.

Ergebnisübersicht der Befragung aller Ziel-
gruppen

Die im Zeitraum 1996/97 durchgeführte Analyse zu
den Auswirkungen der AVP/AEP auf die Entwick-
lung des ländlichen Raumes im Freistaat Sachsen
hat gezeigt, dass einerseits dieses Planungsinstru-
ment bei den Planungsträgern (Städte und Gemein-
den) zwar als wichtiges und notwendiges Instru-
ment angesehen wird, aber andererseits hat sich

herausgestellt, dass aus verschiedenen Gründen
noch zu wenig mit der Planung gearbeitet wird.

Vielen Gemeinden ist es noch nicht gelungen, die
wertvollen Aussagen und Ergebnisse der AVP/AEP
sowie die darin enthaltenen Maßnahmenvorschläge
bei den anstehenden Tagesaufgaben zu nutzen und
in Entscheidungen einzubeziehen.

Bei der Wertung der Ergebnisse fällt auf, dass die
Planungen von Jahr zu Jahr qualitativ besser wur-
den, die Planungsträger es jedoch nicht verstanden
haben, den Bürgern und Landwirten das Planungs-
instrument nahe zu bringen.

Weiter wird erkennbar, dass für viele der Befragten
die erhofften Entwicklungsimpulse nicht eingetre-
ten sind, da diese in erster Linie von der Akzeptanz
und dem Engagement des Bürgermeisters für die
Umsetzung der Planungsergebnisse abhängen.

Die Befragung der Planungsträger hat gezeigt, dass
einige der in Sachsen tätigen Planungsbüros nicht
mit den gestiegenen Anforderungen an die Pla-
nungsausführung Schritt halten können. Nach Ein-
schätzung der AEP-Referenten der ALN haben die
Planungsbüros eine sehr unterschiedlich ausge-
prägte Motivation in Bezug auf eine stärkere Bür-
gerbeteiligung während des Planungsablaufes. Die
Planungsbüros wurden von den ALN verstärkt auf-
gefordert, die Bürgerbeteiligung als bedeutenden
Punkt in der Bearbeitungsphase und darüber hinaus
anzusehen, wobei nicht alle Planungsbüros in glei-
cher Weise reagierten und dieser Forderung nach-
kamen. Einzelne Planungsbüros sehen darin nur
eine für sie unerwünschte und kostensteigernde
Belastung.

Vielfach wird von den Planungsbüros als auch den
Bürgermeistern verkannt, dass ein Unterschied zwi-
schen Information und Beteiligung besteht. Eine
Informationsveranstaltung für die Bürger ist nicht
gleich aktive Bürgerbeteiligung. Zur Motivation
und Sensibilisierung der Bürger für die Problem-
und Aufgabenbereiche im Rahmen der AVP/AEP
gehört eine aktive fachliche Anleitung unter der
Führungsrolle der Gemeinden.

Einen Ansatz zur Kritik sehen die Planungsträger
aber auch darin, dass nach Abschluss der Planung
keine weiteren Verantwortlichkeiten für die Plan-
umsetzung festgelegt wurden.

In den meisten der befragten Gemeinden wurde
wiederholt darauf hingewiesen, dass die gegenwär-
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tige Förderungspraxis kaum noch überschaubar ist
und zudem einen großen Zeitaufwand erfordert, um
die für die Entwicklung des ländlichen Raumes
nutzbaren Förderprogramme sowie deren Förder-
kriterien herauszusuchen.

Im Ergebnis der Befragung hat sich gezeigt, dass
die Umsetzung der Maßnahmen für den Bereich
Landwirtschaft überall dort am besten vorankommt,
wo von Seiten des Planungsbüros und der Gemein-
den die Landwirte ausreichend über Fördermög-
lichkeiten informiert wurden und eine gewisse An-
stoßwirkung ausging.

4. Ergebnis der Befragung aus den Jahren
1999/2000
(Zweitbefragung)

4.1 Zielgruppe Gemeinden

Die nach drei Jahren durchgeführte Zweitbefragung
zu den „Auswirkungen der AVP/AEP auf die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes im Freistaat Sach-
sen“ hat im wesentlichen die Ergebnisse der Befra-
gung von 1996/97 bestätigt. Die 1999/2000 ge-
sammelten Erfahrungen zeigen, dass die erhofften
positiven Wirkungen der AEP nicht so schnell ein-
treten, wie es notwendig und wünschenswert wäre.

Die ländlichen Räume in Sachsen sind nach wie vor
wesentlich durch die Land- und Forstwirtschaft
geprägt. Trotz einer weiter abnehmenden gesamt-
wirtschaftlichen Bedeutung stellt der Agrarsektor
unter Einschluss des vor- und nachgelagerten Be-
reichs auch heute noch einen wichtigen Wirtschafts-
faktor, insbesondere in wirtschaftsschwachen länd-
lichen Räumen, dar.

Die wirtschaftliche Zukunft dieser Gebiete ist daher
immer noch eng mit der wirtschaftlichen Perspekti-
ve der Land- und Forstwirtschaft verknüpft.

Gefragt nach den Zukunftschancen der Landwirt-
schaft hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit am
europäischen Markt (Tabelle 7) schätzten die Bür-
germeister und Gemeinderäte diese wie folgt ein.

Tabelle 7:

Wettbewerbsfähigkeit am eu-
ropäischen Markt

günstig 9,1
mittelmäßig 31,8
ungünstig 40,9
keine Antwort 18,2

Bei dieser Einschätzung spielten sicherlich die
Agrarverhandlungen der WTO sowie die Reformen
auf der Grundlage der AGENDA 2000 eine we-
sentliche Rolle.

Die Auswirkungen der landwirtschaftlichen Pro-
duktionsweise auf die Umwelt (Tabelle 8) wurden
ebenfalls beurteilt mit folgendem Ergebnis.

Tabelle 8:

Auswirkungen der landw. Pro-
duktionsweise auf die Umwelt

günstig 22,8
mittelmäßig 63,6
ungünstig 4,5
keine Antwort 9,1

Dabei ist nicht zu übersehen, dass gerade die dörfli-
che Bevölkerung eine positive Grundhaltung ge-
genüber der Landwirtschaft besitzt und eine negati-
ve Übertreibung der Berichterstattung über land-
wirtschaftliche Produktionsweisen durchaus wahr-
nimmt.

Nur ca. 37 % der Gemeinden messen der Landwirt-
schaft als Produzent von Nahrungsgütern eine „ho-
he“ Bedeutung bei (Tabelle 9).

Wie wird die Bedeutung der Landwirtschaft hin-
sichtlich ihrer Funktion als Produzent von Nah-
rungsgütern eingeschätzt?

Tabelle 9

hoch 36,4 %
mäßig 27,3 %
gering 22,7 %
keine Antwort 13,6 %

Die Leistungen der Landwirte als Landschaftspfle-
ger werden ähnlich eingeschätzt, wobei das nicht
ausschließt, dass es Problem- und Konfliktbereiche
gibt. Die Befragung macht deutlich, dass die Land-
wirtschaft viel von ihrer Bedeutung verloren hat.
Der schrumpfende Anteil der Landwirte an der
Erwerbsbevölkerung und beim Bruttosozialprodukt
gibt nicht annähernd die wirkliche Bedeutung der
Landwirtschaft wieder. Wichtig ist, dass die Stand-
ortsicherung und Wettbewerbsfähigkeit der Land-
wirtschaft auf kommunaler Ebene beginnt. Hier
müssen die spezifischen bäuerlichen Problemstel-
lungen stärker berücksichtigt werden.
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Um die öffentliche Akzeptanz zu erhalten bzw. zu
verbessern, ist es notwendig, die Probleme der
Landwirtschaft in den Gemeinden stärker zu be-
rücksichtigen.

Aus der Sicht der Gemeinden und Gemeindever-
treter ist die AEP, mit ihrem breiten Untersu-
chungsspektrum, ein sehr nützliches und brauchba-
res Planungsinstrument, das für eine Entwicklungs-
steuerung der Dörfer und ländlichen Räume einge-
setzt werden kann. Gegenüber dem Befragungser-
gebnis von 1996/97 wird deutlich, dass sich das
Interesse in den Gemeinden für die Belange der
AEP weiter verbessert hat. Dabei konnte festgestellt
werden, dass in der Mehrzahl der Gemeinden der
Stellenwert und die Akzeptanz der AEP im System
der räumlichen Planung gestiegen ist. Von den Ent-
scheidungsträgern in den Gemeinden wird jedoch
auch eingeschätzt, dass die AEP nach Planungsende
zu wenig verwendet wird. Als mögliche Ursachen
für diese Einschätzung wurden genannt:

- Überlastung der Bürgermeister durch eine Viel-
zahl zu lösender operativer Aufgaben,

- die mitunter parallel durchgeführte Gemeinde-
gebietsreform hat eine große Anzahl Verände-
rungen und Korrekturen ausgelöst, sodass die
AEP nicht mehr „passt“,

- fehlende Bürgerbeteiligung,
- fehlende Bindungswirkung der Planung,
- fehlende Finanzierungsmittel.

Vielfach wurde erst sehr spät erkannt, dass die AEP
mit ihrer Querschnittsorientierung in der Lage ist,
Konkurrenzen zwischen Planungen in den Kommu-
nen aufzudecken und z. B. zur Lösung von Nut-
zungskonflikten zwischen Landwirtschaftsbetrieben
und Siedlungsentwicklung beiträgt.

Dabei wird in zunehmenden Maße der großen Fle-
xibilität der Planung Rechnung getragen, indem
insbesondere aktuelle Fragestellungen mit neueren
Erkenntnissen, wie beispielsweise zur wirtschaftli-
chen Perspektive des Planungsgebietes, verknüpft
werden. Im Gegensatz zu den Befragungsergebnis-
sen 1996/97 wurden von Seiten der Kommunen die
Möglichkeiten einer variablen Schwerpunktsetzung
besser genutzt.

Dies ist insbesondere auf die qualitativ bessere in-
haltliche Ausstattung der AEP gegenüber der AVP
zurückzuführen, die wesentlich dazu beigetragen
hat, dass die anfänglichen Vorbehalte gegenüber
der AEP langsam abgebaut werden konnten.

In den Gemeinden gibt es teilweise immer noch
große Probleme mit der Annahme der Planung

durch die Bürger. Die überwiegende Mehrheit der
Bürger ist zwar an der Planung interessiert, bleibt
aber während der Planungsphase eher in einer ab-
wartenden Haltung ohne selbst aktiv zu werden.

Die Ursache dafür liegt vor allem im fehlenden
Bekanntheitsgrad der AEP in der Gemeinde. Dieser
Zustand ist überwiegend in jenen Gemeinden an-
zutreffen, denen vom Landkreis eine AVP/AEP
„übergestülpt“ wurde.

Ein wesentlicher Punkt für die aktive Beteiligung
der Bürger an der AEP ist eine rechtzeitige und
umfassende Information und Einbeziehung der
Bürger in das Planungsvorhaben. Wichtig ist, der
Bürgermeister muss geeignete Bürger gezielt an-
sprechen und ihnen Kompetenzen übertragen.

Hinsichtlich einer Verbesserung der Information
haben sich nur wenige positive Veränderungen
ergeben. So wurden z. B. die Bürger über das Ent-
wicklungs- und Maßnahmenkonzept 1999/2000
wesentlich besser informiert (64 %) als dies noch
1996/97 (44 %) der Fall war (Diagramm 1).

Wurden die Bürger in den einzelnen Phasen der
Planung ausreichend informiert?

13%

43%

44%

27%

9%

64%

1996 1999

Maßnahmen- und Entwicklungskonzept

ja

nein

keine
Antwort

Diagramm 1

Unbefriedigend ist weiterhin die Information der
Bürger und Landwirte bei der Umsetzung der Maß-
nahmenvorschläge nach Abschluss der AEP (Dia-
gramm 2). Nur 36% aller befragten Gemeinden
informierten die Bürger auch nach Abschluss der
Planung über den Stand der Umsetzung. Im Ver-
gleich zu den Befragungsergebnissen von 1996/97
können hier keine positiven Veränderungen regist-
riert werden.

Damit wird sichtbar, dass in den Gemeinden nach
wie vor ein Informationsdefizit besteht, das letztlich
dazu führt, dass die im Zusammenhang mit der
Umsetzung auftretenden Probleme und Konflikte
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vom Bürger gar nicht wahr genommen werden
können.

Wurden die Bürger in den einzelnen Phasen der
Planung ausreichend informiert?

16%

48%

37%

36%

27%

36%

1996 1999

Umsetzung der Maßnahmenvorschläge

ja

nein

keine
Antwort

Diagramm 2

Die von kommunaler Seite und dem Planungsbüro
durchgeführten Informationsveranstaltungen zur
Vorstellung der Planungsergebnisse fanden in der
Regel mit Behörden (TÖB), Gemeindevertretern
und Mitgliedern der Arbeitskreise statt. Eine ange-
messene Beteiligung der Bevölkerung konnte in der
Mehrzahl der Fälle nicht erreicht werden.

Von Seiten der Gemeinden wird die fehlende Bür-
gerbeteiligung mit mangelndem Interesse interpre-
tiert. Dabei wird jedoch oftmals unterschätzt, dass

vor einer aktiven Bürgerbeteiligung eine vielfältige
und umfassende Öffentlichkeitsarbeit stehen muss,
um die Bürger für das Planungsvorhaben zu interes-
sieren und zur aktiven Mitarbeit anzuregen.

In ca. 68 % der Gemeinden wurden Arbeitskreise
gebildet. Gegenüber dem Befragungsergebnis von
1996/97 ist das eine deutliche Verbesserung um ca.
38 % (Diagramm 3).

5%

65%

30%

32%

68%

1996 1999

Wurden Arbeitskreise gebildet?

ja

nein

keine
 Antwort

Diagramm 3

Nach Aussagen der Bürgermeister und Mitglieder
der Gemeinderäte werden in den Arbeitskreisen
insbesondere Fragen und Probleme der Landwirt-
schaft, Umwelt und Natur sowie der Dorfentwick-
lung diskutiert.

Besonders wichtig ist hierbei die Einbeziehung der
Landwirte, die aus verständlichen Gründen selbst
großes Interesse an der Mitwirkung in einem Ar-
beitskreis haben sollten.

Die Ergebnisse der Befragung zeigen jedoch,
dass die Bereitschaft der Bürger und Land-
wirte, selbst aktiv in einem Arbeitskreis mitzu-
wirken, noch zu wenig ausgeprägt ist (Dia-
gramm 4). Vielfach scheut sich die Bevölkerung
davor, im Rahmen der Mitwirkung in einem
Arbeitskreis oder einer projektübergreifenden
Arbeitsgruppe selbst Verantwortung zu über-
nehmen. Andererseits wird vielfach argumentiert,
dass man ja prinzipiell nichts gegen eine aktive
Mitarbeit in einem solchen Gremium habe, aber
letztendlich würden doch sowieso alle Versuche,
etwas in der Gemeinde zu bewegen, immer wieder
an der Frage der Finanzierung scheitern. Jedoch ist
ein Antrag auf Förderung nur mit einer bestehenden
Planung möglich.

5%

26%

69%

7%

73%

20%

1996 1999

Hat die Bevölkerung in Arbeitskreisen 
mitgewirkt?

ja,
ständig

teilweise

nein

nicht
bekannt

Diagramm 4

Der Vorteil einer AEP als rechtlich nicht normierte
Planung liegt doch gerade darin, dass sie sich in-
haltlich auf vordringliche Aufgabenschwerpunkte
konzentrieren kann. Eben diese Flexibilität ist es,
die der AEP auch bei abnehmender finanzieller
Ausstattung der Kommunen, die so wichtige Prob-
lem- und Umsetzungsorientierung eröffnen kann.

Für die Bürgermeister und Gemeindevorstände wird
es immer schwieriger, die Bürger zu mehr Engage-
ment für ihre Heimatdörfer und zur aktiven Mitar-
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beit an der Planung und Umsetzung der AEP zu
bewegen.

Ziel eines Arbeitskreises sollte die Erarbeitung von
Lösungsvorschlägen bestimmter Problem- und
Konfliktsituationen sein, die danach mit dem Pla-
nungsteam diskutiert und in geeigneter Form in die
Planung oder Umsetzung übernommen werden.

Aus der Sicht der Bürgermeister erbrachten etwa
ein Drittel der Arbeitskreise gute und konstruktive
Beiträge, die einen wesentlichen Anteil an der Lö-
sung dringend anstehender Problemfälle haben.
Andererseits halten etwa 53 % der befragten Ge-
meinden die von den Arbeitskreisen erarbeiteten
Lösungsvorschläge nur teilweise für umsetzbar.
Damit wurde annähernd das gleiche Befragungser-
gebnis wie 1996/97 erzielt.

Die Erarbeitung von tragfähigen Konzepten und
konstruktiven Beiträgen in den Arbeitskreisen oder
Workshops setzt Akzeptanz und Verständnisbereit-
schaft von den Planern und Planungsträgern voraus.

Etwa 47 % der befragten Gemeinden haben ange-
geben, dass sie bereit wären, konkrete und realitäts-
nahe Anregungen und Lösungsvorschläge in vollem
Umfang oder zumindest zum überwiegenden Teil in
die Planung zu übernehmen. Dieses Ergebnis zeigt,
dass Arbeitskreise eine gute Möglichkeit darstellen,
die Ortskundigkeit und die reichen Erfahrungen der
Bürger nutzbringend in die AEP einzubringen. Es
kann deshalb nur im Interesse der Kommunen sein,
wenn auch nach Abschluss der Planung die Ar-
beitskreise ihre Aktivitäten weiterhin aufrecht er-
halten.

Offensichtlich gibt es jedoch nach Planende damit
große Probleme. So haben z. B. nur 20 % der be-
fragten Gemeinden angegeben, dass auch nach Ab-
schluss der AEP die Arbeitskreise regelmäßig zu-
sammen gekommen sind.

Eine Ursache für das relativ frühzeitige Auflösen
der Arbeitskreise liegt zum Teil auch darin begrün-
det, dass in der Mehrzahl der Arbeitskreise über-
wiegend Mitarbeiter von Behörden vertreten sind,
die sich nach Abschluss der AEP wieder anderen
Aufgaben zugewendet haben.

Hinsichtlich einer planungsbegleitenden Umset-
zungsberatung vertreten ca. 54 % der befragten
Gemeinden den Standpunkt, dass eine Unterstüt-
zung bzw. Beratung durch das Planungsbüro in
einzelnen Fällen notwendig sei.

Die bisherigen Erfahrungen mit dem Planungs-
instrument dokumentieren, dass die Gemeinden
in der Regel nicht ohne begleitende Umsetzungs-
beratung oder Umsetzungsmanagement auskom-
men. Zugleich zeigen die Befragungsergebnisse,
dass die Organisation und Koordinierung des
Umsetzungsprozesses noch immer in starken
Maße vom Engagement des Bürgermeisters und
den finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden
abhängt. In mehr als 40 % der zum zweiten
Mal befragten Gemeinden obliegt die Organi-
sation der Umsetzung allein dem Bürger-
meister (Tabelle 10). In Anbetracht des umfang-
reichen Aufgabenspektrums und der zahlreichen
operativ zu lösenden Tagesfragen, ist es für den
Bürgermeister schwierig, diese Aufgabe zu über-
nehmen. In etwa 21 % der befragten Gemeinden
wurde die Organisation der Umsetzung einem Ge-
meindebeauftragten übertragen, um einerseits den
Bürgermeister zu entlasten und andererseits dem
Umsetzungsprozess mehr Kontinuität und Eigendy-
namik zu verleihen.

Wer koordiniert und veranlasst in der Gemeinde die
Planumsetzung?

Tabelle 10

Bürgermeister 40,9 %
Gemeindebeauftragter 20,5 %
Planungsfachmann beim Landkreis -
externer Berater / Begleiter 2,3 %
niemand 27,3 %
keine Antwort 9,0 %

In Sachsen wird deshalb in einem Pilotprojekt die
Effizienz einer Umsetzungsberatung durch den
Planer der AEP erprobt. Ziel dieses Pilotprojektes
ist es, den Trägern der AVP/AEP und den Bürgern
Hilfe zum Einstieg in die Umsetzung zu gewähren
und diese zu weiteren eigenständigen Handeln zu
motivieren. Die Ergebnisse dieses Pilotprojektes
werden in einem Abschlussbericht voraussichtlich
Ende 2001 dokumentiert.

Auch andere Fachbehörden wie z. B. die ALN und
AfL befürworten nach Abschluss der Planung, eine
die Umsetzung begleitende Beratung und Betreu-
ung durch den Planer. Ein Signalcharakter für die
Umsetzung kann nur dann erzielt werden, wenn die
Bürger merken, dass nicht nur geplant und disku-
tiert wird, sondern dass bereits von Beginn an kon-
krete Maßnahmenprojekte umgesetzt werden.
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Von entscheidender Bedeutung ist es, wenn es den
Trägern der AEP gelingt, die Ergebnisse und Ent-
wicklungsvisionen der AEP als ständiges Arbeits-
material bei der Erledigung der Tagesfragen zu
nutzen. Damit wird ausgeschlossen, dass die AEP
als „Staubfänger“ in den Regalen abgelegt wird.

Von Seiten der Kommunen wird dem Planungsin-
strument AEP in qualitativer Hinsicht eine Verbes-
serung gegenüber 1996/97 zugesprochen.

In Bezug auf die konkrete Nutzung der Ergebnisse
und Maßnahmenempfehlungen der AEP als ständi-
ges Arbeitsmaterial (Tabelle 11) haben nur ca. 27 %
der befragten Gemeinden angegeben, dass sie die
AEP regelmäßig als Arbeitsmaterial für die Ge-
meinde nutzen.

Wurden/werden die Ergebnisse und Entwicklungs-
visionen der AEP als Arbeitsmaterial von den Ge-
meinden genutzt?

Tabelle11

regelmäßig 27,3 %

sporadisch bis ausreichend 31,8 %

unzureichend 27,3 %

keine Antwort 13,6 %

Hier zeigt sich, dass durchaus noch Reserven vor-
handen sind, um die Ergebnisse und Entwicklungs-
visionen der AEP auch bei der Erledigung der tägli-
chen Aufgaben mit einzubeziehen und zu nutzen.

Auf die Frage: „Welche Schritte wurden für die
Umsetzung von Vorschlägen der AEP bereits un-
ternommen?“, konnten nur 14 % der befragten Ge-
meinden darauf verweisen, dass bereits Maßnah-
men umgesetzt wurden. Etwa 9 % der Gemeinden
hat angegeben, das bisher lediglich eine Einplanung
der erforderlichen finanziellen Eigenmittel im
Haushaltsplan erfolgte. Die überwiegende Mehrzahl
der Gemeinden hat weder eine Einplanung der er-
forderlichen Eigenmittel im Haushaltsplan noch
eine Ausschreibung von Maßnahmen vorgenom-
men.

Die mangelnde Umsetzungsorientierung in den
Gemeinden ist unter anderem auf folgende Ursa-
chen zurückzuführen:

1. fehlende Eigenmittel der Gemeinden,

2. ungeklärte Eigentumsverhältnisse/Bodenord-
nung,

3. veränderte kommunalpolitische Prioritäten,
4. Verzögerung bei der Bewilligung staatlicher

Fördermittel,
5. mangelnde Akzeptanz der AVP/AEP.

Vielfach wird von den Gemeinden beklagt, dass die
unverbindliche Stellung der AVP/AEP im beste-
henden Planungssystem zu einer mangelnden Ak-
zeptanz bei der Bevölkerung führt.

Auf Grund unzureichender Informationen fällt es
diesen Beteiligten besonders schwer, die AVP/AEP
in das bestehende Planungssystem richtig einzuord-
nen. Daraus resultierte zum Teil die abwartende
Haltung bei der aktiven Mitwirkung in der Pla-
nungsphase sowie in der nachfolgenden Umset-
zungsphase.

Im Rückblick auf die Ergebnisse der Befragung
wurde sichtbar, dass mehr als 45 % der Befragten
Gemeinden für die Umsetzung keinen Antrag auf
staatliche Fördermittel gestellt haben (Tabelle 12).

Hat die Gemeinde für die Umsetzung von AEP-
Maßnahmen staatliche Fördermittel beantragt und
erhalten?

Tabelle 12

beantragt 9,1 %

beantragt und erhalten 22,7 %

beantragt und nicht erhalten 9,1 %

nicht beantragt 45,5 %

keine Antwort 13,6 %

Dieses teilweise untätige Verhalten von Seiten der
Kommunen verträgt sich nicht mit der oft gehörten
Meinung „Wir können nichts umsetzen, uns fehlen
die Mittel bzw. Fördergelder“. Die in der überwie-
genden Mehrzahl der Gemeinden noch nicht ausge-
schöpften Fördermöglichkeiten weisen darauf hin,
dass die Umsetzungsorientierung noch zu wenig
ausgeprägt ist und offensichtlich noch Motivations-
probleme bestehen um den Umsetzungsprozess
einzuleiten und kontinuierlich fortzuführen.

Die Auswirkungen der bis jetzt umgesetzten Maß-
nahmen wird von den befragten Gemeinden als
noch nicht „öffentlichkeitswirksam“ eingeschätzt.
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Nur etwa 4 % der befragten Gemeinden waren der
Meinung, dass sich die strukturellen Verhältnisse in
den Bereichen „Dorfentwicklung“ und allgemeine
„Wohn- und Lebensbedingungen“ schon spürbar
verbessert haben.

Wesentlich höher werden die von der AVP/AEP
ausgehenden Impulse für die Erarbeitung und Ü-
berarbeitung von Dorfentwicklungskonzepten, Be-
bauungsplänen und Landschaftskonzepten einge-
stuft.

Hinsichtlich der Vorstellungen der Kommunen zur
Weiterentwicklung des Planungsinstrumentes AEP
wurde im Vergleich zum Befragungsergebnis von
1996/97 deutlich, dass sich die Standpunkte und
Vorstellungen nur geringfügig verändert haben.

Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist, dass
der Anteil der Gemeinden die eine noch aktivere
Mitwirkung der Bürger an der Planung erwarten,
von ca. 52 % (1996/97) auf ca. 64 % (1999/2000)
angestiegen ist. Gleichfalls zugenommen hat auch
die Forderung nach mehr Rechtsverbindlichkeit der
AEP. Zum Zeitpunkt der Befragung waren fast
50 % der Kommunen dieser Meinung.

4.2 Zielgruppe Landkreise

Bei der Zielgruppe Landkreise wurde sichtbar, dass
es in vielen Fragen Übereinstimmungen bei der
Einschätzung der Entwicklungsperspektiven des
Planungsgebietes mit der Zielgruppe Gemeinden
gegeben hat.

Aus der Sicht der Landkreise hat insbesondere die
rückläufige Bevölkerungsentwicklung wesentlich
mit dazu beigetragen, dass es derzeit in den ländli-
chen Regionen negative Entwicklungstendenzen
gibt, die von der AVP/AEP allein nicht zu lösen
sind. Die Vertreter der Zielgruppe Landkreise
machten darauf aufmerksam, dass es in einigen
Regionen zu Abwanderungstendenzen kommen
wird. Für die Landkreise stellt sich daher vielfach
die Frage, welche Infrastrukturangebote überhaupt
noch aufrecht erhalten werden können.

Auf Grund der insgesamt schwierigen wirtschaftli-
chen Situation in den ländlichen Regionen kam es
im Gegensatz zum Befragungsergebnis 1996/97 zu
einer etwas schlechteren Einschätzung der Bedeu-
tung der heimischen Landwirtschaft. So waren bei-
spielsweise 1996/97 noch ca. 36 % der befragten
Landkreise der Meinung, dass die Landwirtschaft

als Produzent von Nahrungsgütern eine hohe wirt-
schaftliche Bedeutung hat. 1999 waren nur noch
22 % der befragten Landkreise dieser Meinung.

Diese Tendenz setzt sich bei der Beurteilung der
Zukunftschancen der Landwirtschaft fort. In der
Befragung 1996/97 beurteilte die Mehrzahl der
Landkreise die langfristigen Zukunftschancen für
die Landwirtschaftsbetriebe mit „günstig“. 1999
schätzte die Mehrzahl der Vertreter dieser Ziel-
gruppe die Zukunftschancen der Landwirtschaft als
„mittelmäßig“ ein.

Die Zusammenarbeit zwischen Landkreis, Gemein-
den und Planern wurde von 78 % der Befragten als
„gut“ empfunden (13).

Wie war die Zusammenarbeit zwischen Landkreis,
Träger und Planer?

Tabelle 13

sehr gut 22,2 %
gut 77,8 %
unzureichend -

In Bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit und Infor-
mation über den Planungsverlauf vertreten mehr als
85 % der befragten Landkreise die Auffassung, dass
auf diesem Gebiet eine deutliche Verbesserung
gegenüber 1996/97 eingetreten ist. Diese positive
Einschätzung wird allerdings nicht von allen Ziel-
gruppen mitgetragen.

Der Mitwirkung der Bevölkerung in Arbeitskreisen
stehen die Vertreter dieser Zielgruppe insgesamt
positiv gegenüber. Die Mehrheit ist der Auffassung,
dass von den Arbeitskreisen realisierbare und kon-
struktive Maßnahmen vorgeschlagen wurden.

Um diesbezüglich einen höheren Wirkungsgrad bei
der Umsetzung zu erreichen, sollten nur solche
Maßnahmen aufgenommen werden, die mit vertret-
barem Aufwand Aussicht auf Erfolg haben. Aus der
Sicht der Planer kann diesem Vorschlag jedoch
nicht zugestimmt werden, da sonst die zukunftswei-
sende „Vision“ in der AEP verloren geht.

Die Auswertung zeigt darüber hinaus, dass sich die
Zusammenarbeit zwischen Landkreis und Gemein-
den nach Abschluss der Planung (Tabelle 14) nicht
optimal entwickelt hat. Nur etwa 11 % haben diese
Zusammenarbeit mit „sehr gut“ beurteilt.
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Wie schätzen Sie nach Abschluss der AEP die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Landkreis und den
betreffenden Gemeinden bei Umsetzung der Maß-
nahmen ein?

Tabelle 14

sehr gut 11,1 %
ausreichend 33,4 %
unzureichend 11,1 %
war nicht vorgesehen 22,2 %
keine Antwort 22,2 %

Hinsichtlich eines geordneten und kontinuierlichen
Umsetzungsmanagements war die überwiegende
Mehrheit der Auffassung, dass das Planungsbüro
nach Abschluss der AVP/AEP die Organisation und
Koordinierung der Umsetzung über einen längeren
Zeitraum übernehmen sollte. Eine derartige Umset-
zungsbegleitung entlastet die Bürgermeister und
Gemeindebeauftragten und führt zu einer größeren
Kontinuität bei der Planumsetzung.

Andererseits halten etwa 20 % der Befragten ein
Umsetzungsmanagement nur in einzelnen und
schwierigen Fällen für notwendig. Eine ständige
Begleitung der Umsetzung wurde als nicht unbe-
dingt erforderlich gesehen. Als Hauptursache für
den zögerlichen Verlauf der bisherigen Umsetzung
wurden fehlende Eigenmittel bei den Maßnahmen-
trägern sowie ungeklärte Eigentumsverhältnisse
angegeben.

Die Bewertung der von den Planungsbüros ange-
fertigten Planungsdokumente, hinsichtlich Qualität
und Aussagekraft der Planungsinhalte fiel gegen-
über dem Befragungsergebnis von 1996/97 deutlich
besser aus. Kritisch wurde lediglich angemahnt,
dass von Seiten der Planungsbüros die Koordinie-
rung mit anderen Planungsinstrumenten zu wenig
beachtet wurde.

Aus der Sicht der Landkreise werden die in den
Planungsgebieten bestehenden Strukturprobleme
der Landwirtschaft und des ländlichen Raumes zum
überwiegenden Teil richtig erfasst und bewertet.
Bemängelt wurde, dass angesichts der Mehrbelas-
tungen für die Landwirtschaft, den Möglichkeiten
für alternative Produkte und Dienstleistungen noch
zu wenig Raum gewidmet wird.

Insbesondere Chancen neuer Einkommensquellen
und Formen der Einkommenskombination in der
Landwirtschaft in Verbindung mit Gewerbe und

Dienstleistungsbereich sollten ausführlicher unter-
sucht und dargestellt werden.

In der LfL werden Erwerbskombinationen und -
alternativen für die Landwirtschaftsbetriebe in
Sachsen untersucht. Ende 2001 sollen dazu erste
Ergebnisse vorliegen.

4.3 Zielgruppe Planungsbüros

Die planerische Durchführung der AVP/AEP er-
folgt in Sachsen in der Regel durch Planungsbüros,
die über umfangreiche landwirtschaftliche Fach-
kenntnisse und Erfahrungen in der Freiraum- und
Dorfplanung verfügen. Die Mehrzahl der befragten
Planungsbüros hat vor der Auftragsübernahme be-
reits Erfahrungen mit diesem Planungsinstrument in
Sachsen oder anderen Bundesländern gesammelt.

Die nachfolgend dargestellten Ergebnisse be-
schränken sich daher auf Fragen, die Auskunft dar-
über geben, wie die Mitarbeiter der Planungsbüros
die während der Bearbeitungsphase aufgetretenen
Probleme beurteilen.

Die Zusammenarbeit zwischen Planungsbüro und
Träger der AVP/AEP wurde von den Büros als gut
und reibungslos beurteilt (Tabelle 15).

Wie war die Zusammenarbeit zwischen Planungs-
büro und Träger?

Tabelle 15

1999
(n = 8)

gut, problemlos 7
zufriedenstellend 1

Weiterhin wurden die Kommunikation und der
Informationsfluss zwischen den an der Planung
mitwirkenden staatlichen Behörden und den Pla-
nern als gut und überwiegend problemlos bewertet
(Tabelle 16).

Wie war die Kommunikation und der Informations-
fluss zwischen den an der AEP mitwirkenden Be-
hörden und Ihrem Planungsbüro?

Tabelle 16

1999
(n = 8)

gut, problemlos 7
mittelmäßig 1
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Aus der Sicht der Planungsfachleute erzielt die AEP
ihre größte Wirkungskompetenz insbesondere dann,
wenn über die Planung ein dynamischer Prozess in
Gang kommt, der die aktive und interessierte Be-
völkerung einschließt. Dabei möchten die Pla-
nungsbüros darauf hinweisen, dass die AEP nicht in
erster Linie als „Erstellung eines Gutachtens“ ver-
standen wird, sondern „als das Zusammenführen
von Kreativität aus dem Planungsgebiet mit wert-
vollen Anregungen von außen“. In diesem Zusam-
menhang wird die Bündelung der aktiven Bürger,
Landwirte und Behördenvertreter in Arbeitskreisen
begrüßt, wobei jedoch nicht übersehen werden
kann, dass mitunter erhebliche Abstimmungspro-
zesse notwendig sind.

Die Planungsbüros schätzen die Mitwirkung der
Arbeitskreise am Planungsprozess weit höher ein
als die Träger der AEP selbst. Dies kommt u. a.
darin zum Ausdruck, dass der überwiegende Teil
der befragten Planungsbüros die von den Arbeits-
kreisen eingebrachten Lösungsvorschläge für kon-
struktiv und übernahmefähig hält.

Damit wird der besondere Stellenwert der Arbeits-
kreise bestätigt und die von Arbeitskreisen ausge-
henden Impulse mehrheitlich positiv beurteilt.

Die Mehrzahl der befragten Planungsbüros hat er-
kannt, dass die Flexibilität der AEP erhalten werden
muss, um im Zusammenspiel von Land- und Forst-
wirtschaft, Landschaftsplanung und Flächennut-
zungsplanung die jeweils richtigen Kompromisse
eingehen zu können. Übereinstimmung herrscht
auch in Bezug auf die notwendige Reduzierung der
oftmals zu umfangreichen Bestandsaufnahme und
Strukturanalyse der AEP, die für diesen Prozess in
diesem Umfang nicht nötig sind.

Aus der Sicht der Planungsfachleute wird für die
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der regio-
nalen Wirtschaft und Landwirtschaft eine noch
tiefer gehende Schwerpunktsetzung auf wirtschaft-
liche Belebung der ländlichen Räume erforderlich.
Dafür eignet sich die AEP hervorragend, da einer-
seits kein starres Themenkonzept beachtet werden
muss und andererseits eine eigene Schwerpunktset-
zung, so wie es der Planer im speziellen Fall für
notwendig erachtet, möglich ist.

Dabei ist jedoch verstärkt darauf zu achten, dass die
Umsetzungsorientierung nicht in den Hintergrund
gedrängt wird, um sicherzustellen, dass eine nach-
haltige Wirkung des Planungsinstruments in den
Gemeinden erhalten bleibt.

Akuter Handlungsbedarf besteht nach Ansicht der
Planungsfachleute vor allem hinsichtlich der fach-
männischen Begleitung der Umsetzungsphase nach
Abschluss der Planung.

Einige Vertreter der Planungsbüros gaben an,
dass sich der überwiegende Teil der Bürgermeis-
ter von Beginn an eine solche Umsetzungsbe-
gleitung durch den Planer wünscht. Über einen
Zeitraum von bis zu drei Jahren wird eine Beglei-
tung der Umsetzung, durch das Planungsbüro, von
den Bürgermeistern für unbedingt erforderlich
gehalten

Die Mehrzahl der Planungsbüros hat in den letzten
Jahren die Erfahrung gemacht, dass viele Gemein-
den mit der Umsetzung der Planung stark überfor-
dert sind, insbesondere dann, wenn es sich um
Maßnahmen handelt, die über die Gemeindegrenzen
hinweg wirksam werden sollten.

Diese Erkenntnis führte auch bei den Trägern
der AEP dazu, dass eine Umverteilung der
Aufgabenbereiche vom Bürgermeister auf Ge-
meindebeauftragte oder externe Betreuer statt-
fand, die zu einer Entlastung des Bürgermeisters
führte. Andererseits wurde sichtbar, dass die ge-
nannten Maßnahmen noch nicht ausreichen, um
den Umsetzungsprozess dauerhaft voranzubrin-
gen. Die Planungsfachleute wiesen vielfach
darauf hin, dass die nach Planungsabschluss
abrupt beendete Zusammenarbeit als nachteilig
für den nachfolgenden Umsetzungsprozess an-
gesehen werden muss. Sie empfehlen daher,
dass die Gemeinden auch nach Abschluss des Pla-
nungsprozesses die Zusammenarbeit mit dem ALN
und AfL sowie den Trägern öffentlicher Belange
weiter aufrechterhalten und pflegen. Durch diese
Zusammenarbeit lassen sich u. a. auch Synergieef-
fekte erreichen, die durch die Nutzung der besonde-
ren Kenntnisse der öffentlichen Verwaltung für den
nachfolgenden Umsetzungsprozess von großer Be-
deutung sind.

Die Planungsbüros weisen insbesondere darauf
hin, dass fehlende finanzielle Mittel in den Ge-
meinden oftmals das Hauptproblem sind. Oft
werden alternative Lösungsmöglichkeiten über-
sehen oder nicht ausdiskutiert und Hilfe zur
Selbsthilfe vielfach nicht angewandt. Auch die
Zusammenarbeit mit Verbänden, Unternehmen
und Vereinen wird vielfach vergessen und unter-
schätzt. Auf diesem Sektor kann ein großes Poten-
tial für die Umsetzung erschlossen werden. Die
Planungsbüros wiesen weiter darauf hin, dass
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nur durch das Zusammenwirken aller gesell-
schaftlichen Kräfte in den Gemeinden und länd-
lichen Regionen fundierte Umsetzungsprojekte
zustande kommen, die von den Bürgern und Träger
öffentlicher Belange mitgetragen werden und für
die besser und gezielter Förder- und Sponsoren-
mittel eingeworben werden können.

4.4 Zielgruppe Landwirte

Bei der Entwicklung und Sicherung gleichwertiger
Entwicklungschancen im ländlichen Raum kommt
der Land- und Forstwirtschaft eine Schlüsselfunk-
tion zu. Die Land- und Forstwirte haben ein maß-
gebliches Interesse daran, dass die Wettbewerbsfä-
higkeit ihrer Betriebe auch in Zukunft erhalten
bleibt.

Aus der Sicht der Landwirte steht mit der AEP
ein Planungsinstrument zur Verfügung, das es
erlaubt, die Interessen der Landwirtschaft gegen-
über anderen Raumnutzungsinteressen zu formu-
lieren. Weiter haben Sie die Möglichkeit, Ent-
wicklungsvorstellungen zur Existenzsicherung
der Betriebe in ein gemeinsames Leitbild einzu-
bringen.

Besonders kritisch reagieren die Landwirte auf die
fehlende Bindungswirkung der AEP. Ihrer Meinung
nach kann die AEP auch in Zukunft nicht verhin-
dern, dass die regionale Entwicklungsplanung ohne
Rücksicht auf agrarstrukturelle Erfordernisse voll-
zogen wird, da der AEP lediglich der Rang eines
Abwägungsverfahrens zukommt.

Befragt nach den Zukunftschancen für ihren Be-
trieb schätzten 60 % der Landwirte diese zum
gegenwärtigen Zeitpunkt nur mit „mittelmäßig“
ein. Etwa 25 % der Landwirte glauben, dass die
Zukunftschancen „günstig“ sind und wollen weitere
Investitionen in ihrem Betrieb vornehmen (Dia-
gramm 5).

In Bezug auf die Kenntnis über die Erarbeitung
einer AEP und die Einbeziehung der Landwirte hat
es Verschlechterungen gegenüber dem Befragungs-
ergebnis von 1996/97 gegeben (Tabelle 17). Es
wurde deutlich, dass die Information der Landwirte
in den einzelnen Phasen der Planung noch lücken-
hafter geworden ist. Waren 1996/97 noch über 40
% der betroffenen Landwirte über die Bestandsauf-
nahme und das Maßnahmen- und Entwicklungs-
konzept in ausreichendem Maße informiert, so ging
dieser Anteil im Ergebnis der Befragung von
1999/2000 auf ca.20 % zurück.

Wie schätzen Sie langfristig die Zukunftschancen für 
Ihren Betrieb ein?

25%

60%

13% 2%

günstig mittelmäßig ungünstig keine
Antwort

Diagramm 5

Wurden Sie in den einzelnen Phasen der Planung
ausreichend informiert?

Tabelle 17

Information über Bestandsaufnahme und Analyse:
1996 1999

ja 46,7 % 22,6 %
nein 23,3 % 58,5 %
keine Antwort 30,0 % 18,9 %

Information über das Maßnahmen- und Entwick-
lungskonzept:

1996 1999
ja 43,3 % 18,9 %
nein 26,7 % 62,3 %
keine Antwort 30,0 % 18,9 %

Hier wird deutlich, dass die Information und Mode-
ration über das Planungsgeschehen noch nicht zu-
friedenstellend ist, sondern sich verschlechtert hat.

Die Fallstudien belegen, dass in der Mehrzahl der
Kommunen große Informationsdefizite bestehen,
die dazu beigetragen haben, dass das anfänglich
vorhandene Interesse der Landwirte sehr bald zum
Erliegen kam.

Ausschlaggebend für den Erfolg der AEP ist, wenn
bereits vor Planungsbeginn eine allseitige Informa-
tion und Einbeziehung der Landwirte erfolgt, um
diese für eine aktive Mitarbeit an der Planung zu
gewinnen. Damit werden die vorhandenen Kom-
munikationsengpässe zwischen Kommunen und
Landwirten überwunden und ihr Interesse geweckt.

19 % der befragten Landwirte haben die Frage nach
der Mitarbeit in Arbeitskreisen mit „ja“ beantwor-
tet.
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Die in den Untersuchungen und Befragungen ge-
äußerten Meinungen belegen eine gewisse Verärge-
rung der Landwirte darüber, dass ihre eigenen Ent-
wicklungskonzepte nur teilweise (ca. 15 %) oder
überhaupt nicht (ca. 15 %) in die AEP aufgenom-
men wurden. Andererseits wurden die vom Pla-
nungsteam erarbeiteten Lösungen und Maßnah-
menvorschläge nur unzureichend oder überhaupt
nicht mit den Landwirten diskutiert.

Vor dem Hintergrund einer nur langsam voran-
schreitenden Umsetzung wurde der damit verbun-
dene hohe zeitliche Beratungs- und Koordinie-
rungsaufwand sowie finanzielle Aufwand von den
befragten Landwirten als nicht effizient einge-
schätzt.

Die Auswertung zeigt darüber hinaus, dass die
Mehrzahl der befragten Landwirte nur unzurei-
chende Kenntnisse über den Stand der Umsetzung
in ihrer Gemeinde hat.

Es ist allgemein davon auszugehen, dass es in Be-
zug auf die Umsetzung von AEP - Maßnahmen eine
Dunkelziffer gibt, da oftmals bereits umgesetzte
oder in der Umsetzung befindliche AEP - Maßnah-
men nicht als solche erkannt werden.

Kritisch wird von den Landwirten angemerkt, dass
der Teil Landwirtschaft in der AEP auf einer über-
dimensionierten Bestandsanalyse aufbaut. Von
größerem Interesse für die Landwirte sind jedoch
Leitbilder und Entwicklungsperspektiven für die
Landwirtschaft. Aus der Sicht der Landwirte sollten
sich die Planungsfachleute künftig darum bemühen,
bestehende Konfliktbereiche gemeinsam mit den
Landwirten herauszuarbeiten sowie landwirtschaft-
liche Entwicklungsperspektiven realitätsbezogen
aufzuzeigen.

Bei der Auswertung der Zielgruppe Landwirte
zeigte sich, dass infolge der Weiterentwicklung der
AVP zur AEP die Landwirtschaft durch die neue
Schwerpunktsetzung in den Hintergrund gerückt
wurde. Die eigentliche Zielgruppe der AEP, die
Landwirte, wird in diesem Planungsinstrument nur
noch ungenügend repräsentiert.

4.5 Zielgruppe Ämter für Ländliche Neu-
ordnung und Ämter für Landwirtschaft

Aus der Sicht der sächsischen Agrarstrukturver-
waltung kommt der AEP die Rolle einer landwirt-
schaftlichen Fachplanung mit informellen Charak-
ter zu. Auf Grund ihrer Flexibilität eignet sie sich

sowohl für komplexe als auch für thematisch oder
räumlich begrenzte Fragestellungen im ländlichen
Raum.

Vor der Interpretation der Befragungsergebnisse sei
vorangestellt, dass die Ergebnisse gleichlautender
Fragen, welche bereits bei den Zielgruppen Ge-
meinden und Landwirte vorgestellt wurden, im
Folgenden nur dann interpretiert werden, wenn vom
Ergebnis der Befragung eine tendenziell andere
Bewertung erfolgen muss.

Von den Mitarbeitern der ALN und AfL wurde
hervorgehoben, dass sie durch die frühzeitige Ein-
beziehung in die Planungsvorbereitung, die Pla-
nungsziele und Schwerpunktsetzung wesentlich mit
beeinflussen konnten.

Die Vertreter der Ämter fühlten sich durch regel-
mäßig stattfindende Beratungen, in denen über den
Fortgang der Planungsarbeiten berichtet und disku-
tiert wurde, gut in den Planungsprozess integriert.

Die Frage nach der Zusammenarbeit zwischen
ALN/AfL, Träger und Planer der AEP wurde von
mehr als der Hälfte der Befragten mit „sehr gut“
eingeschätzt.

Des Weiteren haben mehr als 20 % der Befragten
angegeben, dass es während der Erarbeitung der
Planung, erhebliche Probleme bei der Unterlagen-
beschaffung gegeben hat.

Die in Einzelfällen aufgetretenen Abstimmungs-
und Akzeptanzprobleme mit dem Planungs- und
Maßnahmenkonzept konnten in der Mehrzahl der
Fälle gelöst werden.

AfL und ALN stehen dem Planungsinstrument
AEP grundsätzlich positiv gegenüber. Dies ist un-
abhängig davon zu sehen, welche Ziel- und Aufga-
benstellung damit verfolgt wird. Dem Planungsin-
strument wird insgesamt eine qualitative Verbesse-
rung gegenüber dem Untersuchungszeitraum von
1996/97 zuerkannt.

Die Mehrzahl der Befragten der ALN/AfL bemän-
gelte jedoch, dass eine benutzerfreundliche Gestal-
tung der Planungsunterlagen bei den Planungs-
fachleuten immer noch zu wenig Beachtung findet.
Dazu gehört insbesondere die Anfertigung einer
übersichtlichen und gut handhabbaren Kurzfassung
der Planungsergebnisse, die zum ständigen Ar-
beitsmaterial des Gemeindebeauftragten oder Bür-
germeisters werden kann.
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Von Seiten einiger Mitarbeiter der Ämter wurde
hervorgehoben, dass sie durch die planungsbeglei-
tende Mitwirkung umfangreiche Erkenntnisse über
die Veränderungen der Agrar- und Raumstruktur
der Planungsregion gewonnen haben.

Die größten Defizite werden von den Vertretern
dieser Zielgruppe nach wie vor in der geringen
Bürgerbeteiligung gesehen. Es wird darauf verwie-
sen, dass eine „intakte“ Dorfgemeinschaft für die
kommunale Entwicklung und zwischengemeindli-
che Zusammenarbeit von Bedeutung ist.

Kritisch wird von den ALN/AfL auch angemerkt,
dass häufig die Ergebnisse der AVP/AEP keine
Berücksichtigung in nachfolgenden Planungen wie
z. B. Bauleitplanung oder Örtliches Entwicklungs-
konzept finden. Dadurch werden die Möglichkeiten
einer Einflussnahme auf Nachfolgeplanungen stark
eingeschränkt.

5. Untersuchungen zu Vernetzungs- und
Koordinierungseffekten bei der Maß-
nahmenumsetzung

Die bisherige inhaltliche Ausrichtung der AEP kon-
zentriert sich vorrangig auf solche Bereiche, in de-
nen auch ausreichende organisatorische, rechtliche
und finanzielle Möglichkeiten bestehen, die eine
weitgehende Umsetzung der Planungsergebnisse
und der daraus abgeleiteten Maßnahmenvorschläge
erwarten lassen. Dazu gehören einerseits eine über-
zeugende Darstellung solcher Maßnahmenfelder,
deren unmittelbare Gemeinnützigkeit nicht direkt
erkennbar ist, die aber für eine nachhaltige Ent-
wicklung des ländlichen Raumes unverzichtbar
sind. Andererseits ist eine Umsetzung der Maß-

nahmenvorschläge und Entwicklungskonzepte am
ehesten dann gegeben, wenn der informellen Pla-
nung (AEP) ein formelles Verfahren wie z. B. die
Bauleitplanung oder eine Ländliche Neuordnung
folgen. Diese lassen eine erfolgreiche Umsetzung
der AEP wahrscheinlich werden.

Inwieweit die direkte Verzahnung bzw. Vernetzung
zwischen der AEP als informeller, vorbereitender
Planung und der Projektplanung mit dazu beigetra-
gen hat, die Umsetzungsbereitschaft in den Ge-
meinden zu fördern und in Schwung zu bringen,
sollte in einer weiteren Untersuchung in ausge-
wählten AVP/AEP – Gebieten geklärt werden.

Im Rahmen dieser Untersuchungen, die sich vor-
wiegend auf eine mündliche Befragung der Ziel-
gruppen Gemeindeverwaltungen, Landwirte, Planer
und Behörden (ALN, AfL) konzentrierte, ging es u.
a. um Klärung folgender Fragen:

1. Gibt es Synergieeffekte zwischen der Umset-
zung der Planungsergebnisse der AVP/AEP und
Verfahren der Ländlichen Neuordnung?

2. Gibt es im Zusammenhang mit der Gemein-
schaftsinitiative LEADER II Synergieeffekte
hinsichtlich der Umsetzung der Planungsergeb-
nisse von AVP/AEP?

3. Welche Erfahrungen in Bezug auf Vernet-
zungs- und Koordinierungseffekte bei der Plan-
umsetzung zwischen AVP/AEP und anderen
Planungen wie z. B. Bauleitplanung oder Land-
schaftsplanung gibt es im Planungsgebiet?

Die Befragungen zu diesem Problemkreis wurden
in folgenden Planungsgebieten durchgeführt (Ta-
belle 18).
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Tabelle 18: Vernetzung AVP/AEP mit Ländlicher Neuordnung, LEADER II, INTERREG II

PROGRAMM/
FÖRDERUNG

Name der
AVP/AEP

Maßnahme

Ländliche Neuord-
nung

Ostrau - Verfahren Schrebitz
- Verfahren Zschaitz-Ottewig
- Verfahren Trebanitz

Raschau - Verfahren Markersbach (Anordnung 2000)
- Verfahren Raschau (Anordnung 2000)

Grüner Grund/
Wolkenstein

- Verfahren Drebach (Anordnung parallel zur AEP)

Wilde Weißeritz - Ermittlung Flurneuordnungsbedarf für Gemeinden im
Planungsgebiet

- Verfahren Obercarsdorf / Sadisdorf / Hennersdorf /
Ammelsdorf

- weitere Gemeinden haben Antrag gestellt
LEADER II Taura, Schildau,... - Erlebnisdorf Taura

- Ferienpark Familie Anders
- Reiterhof „Heideland“
- Elbland-Brennerei Kunzwerda
- Bäuerliche Käseherstellung

Annaberg Ost - Gründung Verein „Annaberger Land“ als Ergebnis der
AVP

- Umsetzung Projekt „Kräuterhof Mildenau“
Lommatzscher Pflege - auf Grundlage der bestehenden AVP wurde das LEA-

DER II-Gebiet Lommatzscher Pflege ausgewählt
INTERREG II Annaberg Ost/

Erweiterung
- Ökologischer Nischenanbau Großrückerswalde, Pro-

jektträger Ökologisches Landgut e. V.
Bertsdorf/Olbersdorf Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur

- „Grundhafter Ausbau der Oberen und Unteren Dorf-
straße“

- Bau von Parkplätzen am Grenzübergang Hartau
Verbesserung innerörtlicher Verkehrsverhältnisse, Pflege
Goldbachaue
- „Sanierung und Renaturierung der Goldbachaue“
- „Grundhafter Ausbau der Hauptstraße, der Straße der

Jugend, ... in Oybin“
Sanierung bestehender öffentlicher Wege und Mehrfach-
nutzung durch Landwirtschaft und Tourismus
- Sanierung ldw. Wegenetz in und um Bertsdorf und

Hörnitz im Zusammenhang mit Landesgartenschau
1999

Hintere Sächsische
Schweiz und Kreischa

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II
stellte die Sächsisch-Böhmisch Bauermarkt GmbH & Co
KG einen Antrag auf Förderung eines Bauernmarktes
am Standort des Röhrsdorfer Schlosshofes. Das Projekt
wurde im Dezember 1999 bewilligt und wird von der
Bauernmarktgesellschaft (Zusammenschluss von ca.
20 regionalen Landwirten) zur Zeit umgesetzt.
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5.1 Vernetzung AVP/AEP mit Ländlicher
Neuordnung

5.1.1 Erfahrungen aus dem Gebiet der AVP
„Ostrau“

Aus der Sicht der Gemeindeverwaltungen Zschaitz–
Ottewig sowie Ostrau hat es in Bezug auf die Um-
setzung von Planungsergebnissen der AVP folgen-
de Erfahrungen gegeben:

Auf der Grundlage der Planungsergebnisse und
Maßnahmenvorschläge der AVP wurden im Pla-
nungsgebiet drei Verfahren der Ländlichen Neu-
ordnung beantragt.

Nach anfänglichen Verständigungs- und Zustim-
mungsproblemen von Seiten der Landeigentümer
hat es im Laufe der Zeit immer mehr Einverständ-
nis zur Durchführung dieser Verfahren gegeben.
Heute sind die Verfahren zum Teil bereits weit
fortgeschritten, wobei es Synergie- und Koordinie-
rungseffekte in Verbindung mit der Maßnahmen-
umsetzung der AVP gegeben hat und auch noch
gibt.

Ein Konfliktbereich, der im Rahmen der ländlichen
Neuordnung gelöst werden konnte, waren die an-
zulegenden Radwege gemäß Radwegekonzept der
AVP. Hier gab es Interessenkonflikte zwischen den
Landbewirtschaftern einerseits und den Gemeinde-
verwaltungen sowie Radfahrern andererseits.

Diese unterschiedlichen Standpunkte traten auch
bei der Wiederherstellung des ehemaligen Wirt-
schaftswegenetzes auf, das teilweise eine Neuanla-
ge von Wegen erforderlich macht.

Aus der Sicht eines befragten Planungsbüros ist
insbesondere der rechtliche Status der AVP ein
Problem, der zu Konflikten und Differenzen führen

kann. So wurde u. a. folgendes Beispiel dargelegt:
Nach Zusammenschluss mehrerer Gemeinden er-
folgte die Überarbeitung des Flächennutzungspla-
nes. Vom Planer wurden statistische Angaben so-
wie Ergebnisse der für das Gebiet erstellten AVP
genutzt. Die Übernahme konkreter Planungsergeb-
nisse wurde von den Trägern öffentlicher Belange
jedoch nicht befürwortet.

Diese Verhaltensweise bringt zum Ausdruck, dass
der Stellenwert der AVP/AEP im System der räum-
lichen Planung noch nicht überall geklärt ist. Dabei
ist klar, dass die AVP/AEP als nicht normiertes
Planungsinstrument keine rechtsverbindliche Wir-
kung wie etwa die Bauleitplanung entfalten kann,

die durch legitimierte Gremien unter Beteiligung
der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Be-
lange erarbeitet wird. Die fehlende Bindungswir-
kung der AVP/AEP bedeutet für die Durchführung
der formellen Fachplanung jedoch nicht, das ihr
nicht der Rang eines „Abwägungsbelanges“ zu-
kommt. Sowohl im Flurbereinigungsgesetz (§ 38
FlurbG) als auch im Baugesetzbuch (§ 187 Abs. 1
BauGB) wird die Einbeziehung der AVP in den
Abwägungsprozess vorgeschrieben.

Von Seiten des Planungsbüros wurde angeregt,
künftig zu klären, welche Planungen für eine Ge-
meinde wichtig sind und in welcher Reihenfolge
diese durchgeführt werden sollen.

Weiterhin wird kritisch angemerkt, dass die Umset-
zung und Koordinierung der einzelnen Planungen
allein den Gemeinden überlassen wird. Diese sind
jedoch zum Teil mit der Lösung dringender Ta-
gesaufgaben ausgefüllt.

Vom Planungsbüro wurde vorgeschlagen, eine nach
Abschluss der Planung weitergehende Betreuung
durch eine Art „Regionalberater“ einzurichten.

Ländliche Neuordnung Trebanitz

5.1.2 Erfahrungen aus dem Gebiet der AEP
„Wilde Weißeritz“

Für die Gemeindeverwaltung Obercarsdorf ist die
AEP in ihrer Querschnittsorientierung und ihrem
breiten Untersuchungsspektrum ein wertvolles Pla-
nungsinstrument, welches für die Erarbeitung wei-
terer Planungen als Grundlage diente und dient.

Nach Fertigstellung der AEP gab es zunächst keine
Initiativen zur Umsetzung der Planungsergebnisse
und Maßnahmenvorschläge. Dies ist zum Teil dar-
auf zurückzuführen, dass für die Organisation und
Koordinierung der Umsetzung auf Gemeindeebene
keine Verantwortlichkeiten festgelegt wurden.
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Die AEP hat gezeigt, dass es dringend erforderlich
ist, ein Ländliches Neuordnungsverfahren im Ge-
meindegebiet zu beantragen, einen Landschaftsplan
und einen Flächennutzungsplan zu erstellen. Der
Antrag für ein Verfahren der Ländlichen Neuord-
nung wurde bereits während der Bearbeitung der
AEP gestellt. Damit wurde erreicht, dass der über-
wiegende Teil der Mitglieder aus den AEP-
Arbeitskreisen auch aktiv an den Aufgabenstellun-
gen der Ländlichen Neuordnung mitarbeitete. Im
Rahmen der Ländlichen Neuordnung wurde auch
auf die Planumsetzung der AEP und die frühzeitige
Verwirklichung von Einzelmaßnahmen geachtet. So
konnten z. B. bereits einige Maßnahmen des Stra-
ßen- und Wirtschaftswegeausbaues umgesetzt wer-
den.

Weitere Synergieeffekte haben sich bei der Erar-
beitung des Landschaftsplanes zum Schwarzbachtal
ergeben. In diesem Zusammenhang befassen sich
die Ortschaftsräte regelmäßig mit Problemstellun-
gen der Kulturlandschaftspflege. So hat u. a. der
Landschaftspflegeverband schon zahlreiche Initiati-
ven aufzuweisen. Es wurden z. B. umfangreiche
Flurholz-, sowie Feldwegebepflanzungen angelegt.

Mehrfach wurde vom Bürgermeister betont, dass
die Maßnahmenempfehlungen und Entwicklungs-
konzepte der AEP eine ständige Arbeitsgrundlage
für weitere Planungen darstellen.

Wegebau/Feldwegebepflanzung in Obercarsdorf

5.2 Vernetzungseffekte bei der Maßnahmen-
umsetzung AVP/AEP mit LEADER II –
Projekten

5.2.1 Erfahrungen aus dem Gebiet der AVP
„Annaberg Ost“

Als ein Ergebnis der AVP „Annaberg Ost“ entwi-
ckelte sich eine enge Zusammenarbeit von 10 Ge-
meinden zwischen Annaberg-Buchholz und Ma-

rienberg, wobei alle in der Region vorhandenen
aktiven Kräfte (Einwohner, Vereine, Bürgermeister)
mit einbezogen wurden. Der neu gegründete „Ver-
ein zur Entwicklung der Region des Annaberger
Landes e. V.“ verbindet die Gemeinden und hat
sich zur Aufgabe gemacht, die Interessen der Re-
gion gemeinsam und geschlossen nach außen zu
vertreten. Die Tätigkeit des Vereins wurde durch
Mittel aus LEADER II gefördert.

Entsprechend den Befragungsergebnissen konnte
festgestellt werden, dass die AVP einen maßgebli-
chen Anteil an vielen im nachhinein entstandenen
Projekten hatte.

Die Gemeinden des Planungsgebietes steuerten den
Umsetzungsprozess, wobei Planer, Behörden und
die Bevölkerung mit zahlreichen Initiativen an der
Umsetzung der AVP erfolgreich mitwirkten.

Im Ergebnis der Planumsetzung und deren Ver-
knüpfung mit anderen Planungen sowie Nutzung
von Förderprogrammen entstanden in der Region
neue Unternehmen mit festen Arbeitsplätzen.

Als herausragendes Beispiel entstand die Kräuter-
hof GmbH Mildenau, in der heute drei Festange-
stellte und 12 bis 15 Saisonkräfte einen Arbeitsplatz
gefunden haben.

Kräuterhof Mildenau

Ein weiteres nennenswertes Projekt, dass seinen
Ursprung in der AVP hat, ist der Verein „Leitfaden
e. V. Arnsfeld“. Dieser Verein befasst sich mit
der Verarbeitung und Vermarktung der Produkte
aus der Schafhaltung. Dieses LEADER-Projekt,
auch „Schafverbund“ genannt, hat sich zum Ziel
gestellt, die Wiederbelebung von Vermarktungs-
möglichkeiten aller Produkte des Schafes zu orga-
nisieren und dadurch gleichzeitig Arbeitsplätze zu
schaffen.
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5.2.2 Erfahrungen aus dem Gebiet der AVP
„Lommatzscher Pflege“

Von der Stadtverwaltung Lommatzsch wurden im
Rahmen der Befragung, die von der AVP „Lom-
matzscher Pflege“ ausgehenden Impulse mehrfach
gewürdigt. Besonders wurden die Verflechtungen
im Rahmen des LEADER II Programmes herausge-
stellt und mehrere, im Zusammenhang mit der Um-
setzung der Planungsergebnisse der AVP, verwirk-
lichte LEADER-Projekte näher erläutert.

Mit der Bildung eines Koordinierungskreises, in
dem alle Gemeinden und Ortsteile vertreten waren,
wurde der erste Schritt zur Umsetzung der Pla-
nungsziele der AVP vollzogen. In einem weiteren
Arbeitsschritt wurde der „Förderverein für Heimat
und Kultur“ in der Lommatzscher Pflege gegründet.
Aufgabe dieses Vereins war es, sich konkret mit der
Umsetzung des AVP-Maßnahmenkataloges zu be-
fassen, um eine ganzheitliche Entwicklung dieses
Gebietes zu gewährleisten. Mit der Verknüpfung
von Planungszielen der AVP und LEADER II Pro-
jekten konnten umfangreiche neue Fördermöglich-
keiten, auf der Basis der Eigenleistungen und Initi-
ativen der Gemeinden, erschlossen werden.

Mehrere LEADER II Projekte, von der Projektidee
bis zur Fertigstellung, wurden in der Region erar-
beitet. Die Kommunen betonten, dass die ganzheit-
liche Entwicklung stärker als bisher von „unten“
(Bevölkerung) betrieben werden muss, da Hilfen
von „oben“ (Administration) letztlich nur ergän-
zenden Charakter haben.

Es wurden vor allem solche Projekte in Angriff
genommen, die für die gesamte Region von wirt-
schaftlicher Bedeutung sind, so z. B. der Umbau
eines Rittergutsstalles in Staucha zu einer Markt-
halle zur Direktvermarktung von Produkten aus der
Region.

Markthalle Staucha

Der Ausbau der Rad-, Reit- und Wanderwege durch
die Lommatzscher Pflege, die Herausgabe der Zeit-
schrift „Echo“ und die Restaurierung des Schloss-
ensembles in Schleinitz sind weitere Förderprojekte
des LEADER II Programms.

Zu den entscheidenden Triebkräften zur Verwirkli-
chung der zahlreichen Vorhaben in dieser Region
zählte nach Aussagen der Befragten der bereits
erwähnte Koordinierungskreis, bestehend aus Be-
hörden, Unternehmen, Landwirten und Bürgern.
Dieses Gremium entschied über die Schwerpunkt-
setzung und trug wesentlich zur Verbesserung der
interkommunalen Kooperation bei und gab darüber
hinaus Impulse für das Entstehen einer regionalen
Identität.

Schloss Schleinitz

5.2.3 Erfolgreiche Umsetzung der AVP
„Schildau“

Die Region um Schildau ist durch einen engen La-
gebezug zur Dahlener und Dübener Heide charakte-
risiert. Diese Region zählt zu den strukturschwa-
chen Gebieten mit kaum vorhandener Industrie.
Diese Situation verdeutlicht, dass die Weiterent-
wicklung dieser Region dringend neuer ökonomi-
scher und sozialer Impulse bedurfte. Deshalb wurde
zwischen 1994 und 1996 eine AVP in Auftrag ge-
geben, in der u. a. auch Empfehlungen zur Ent-
wicklung des Landtourismus und zu Verknüp-
fungsmöglichkeiten von Landwirtschaft und Ge-
werbe erarbeitet wurden.

Der Erfolg der Umsetzung lag darin begründet, dass
zum einen die AVP auf eine breite Akzeptanz in
der Bevölkerung stieß und zum anderen Behörden,
Planer, Kommunen, Landwirte und Bürger gemein-
sam die schrittweise Umsetzung der Maßnahmen-
konzepte unbedingt wollten. Dies wurde in Gesprä-
chen und Befragungen in der Region bestätigt.
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So wurden beispielsweise bereits Maßnahmen zur

- „Umweltgerechten Landwirtschaft“,
- Mutterkuhhaltung,
- Anbau nachwachsender Rohstoffe,
- Direktvermarktung landwirtschaftlicher Erzeug-

nisse,
- Flurholzpflanzungen,
- Erweiterung des Rad-, Reit- und Wanderwege-

netzes,
- Ausbau touristischer Objekte und Sehenswür-

digkeiten,

um nur einige zu nennen, umgesetzt.

Sächsische Elbeland-Brennerei Kunzwerda

Hofmolkerei Bennewitz

Darüber hinaus wurden aus den Ergebnissen der
AVP zwei Verfahren der Ländlichen Neuordnung
abgeleitet und nach Prüfung der Voraussetzungen
angeordnet.

In den Maßnahmenplan der AVP wurden bereits
1994/95 drei Projekte aufgenommen, die über das
LEADER II Programm gefördert werden sollten.

Dank des Engagements von Mitarbeitern der zu-
ständigen Behörden, wie das ALN Wurzen, des
Landratsamtes Torgau-Oschatz und dem Planungs-

büro GUP Leipzig im Verbund mit den Trägern der
Projekte, konnten diese anspruchsvollen Maßnah-
men umgesetzt werden.

Von entscheidender Bedeutung für die erfolgreiche
Umsetzung war, dass vom Planungsbüro die Um-
setzung der Maßnahmen vom Anfang bis zum Ab-
schluss begleitet wurde.

Wesentlichen Anteil an der Umsetzung der Pla-
nungsziele der AVP hat auch der 1994 gegründete
Arbeitskreis, der sich zu einem großen Teil aus
aktiven Bürgern zusammensetzt.

Auf Initiative des Arbeitskreises entstand u. a. ein
Naturlehrpfad, der auch heute noch von Mitgliedern
dieses Gremiums betreut wird.

Die aus der Befragung gezogenen Schlussfolgerun-
gen haben deutlich gemacht, dass mit der Verknüp-
fung von AVP und LEADER II eine große Anzahl
der im Maßnahmenkatalog aufgeführten Maßnah-
men gefördert und umgesetzt werden konnte. Damit
wird zugleich unterstrichen, dass die derzeitigen
Handlungsinstrumente zur Entwicklung des ländli-
chen Raumes gebündelt und ganzheitlich in räumli-
chen Schwerpunkten konzentriert werden sollten,
um einen höchstmöglichen Nutzen zu erzielen.

5.3 Erfahrungen in Bezug auf Synergieeffek-
te bei der Planumsetzung zwischen
AVP/AEP und anderen Planungen

Die durchgeführten Untersuchungen und Befra-
gungen haben keine Anhaltspunkte dafür erbracht,
dass Synergieeffekte mit anderen Planungen wie
z. B. Bauleitplanung eine erwähnenswerte Rolle bei
der Umsetzung der Maßnahmenkonzepte der
AVP/AEP gespielt haben. Dabei hat sich gezeigt,
dass auf Grund des informellen Charakters der
AVP/AEP es den Entscheidungsträgern immer noch
schwer fällt, Entwicklungskonzepte und Maßnah-
menempfehlungen in rechtsverbindliche Planungen
zu übernehmen oder zumindest zu berücksichtigen.

Die Erfahrungen aus den Planungsgebieten haben
deutlich gemacht, dass es offensichtlich noch nicht
ausreicht, wenn im § 187 BauGB darauf hingewie-
sen wird, dass bei der Durchführung von städtebau-
lichen Maßnahmen sowie Maßnahmen zur Verbes-
serung der Agrarstruktur die Ergebnisse der
AVP/AEP zu berücksichtigen sind.

Hier bedarf es einer umfassenden Beteiligung aller
Träger öffentlicher Belange sowie einer verstärkten
Einbindung der Öffentlichkeit. Die Planungsergeb-
nisse der AVP/AEP werden nur dann eine akzep-
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table Berücksichtigung bei den formellen Planun-
gen finden, wenn es den Planungsbüros und Kom-
munen gelingt, mit dem Planungsinstrument eine
ausreichende Akzeptanz bei den Trägern öffentli-
cher Belange zu erzielen.

Eine enge Vernetzung zwischen AEP und formellen
Planungen kann nur dann entstehen, wenn die Er-
gebnisse und Maßnahmenempfehlungen von den
Entscheidungsträgern anerkannt werden und bei-
spielsweise die Übernahme in ein Bebauungsplan-
verfahren befürwortet wird. Die in der AEP enthal-
tenen Entwicklungskonzepte dürfen nicht länger als
Konkurrenzplanung zu rechtlich formalisierten
Planungen angesehen werden, sondern müssen
vielmehr als ergänzendes Planungsinstrument beg-
riffen werden.

5.4 Zusammenfassung

Die Erfahrungen zu Vernetzungs- und Koordinie-
rungseffekten in den Planungsgebieten haben ge-
zeigt, dass es zahlreiche positive Umsetzungser-
gebnisse und Handlungsansätze gibt, die zur Nach-
ahmung empfohlen werden können. Die Frage, wie
die Planumsetzung am wirkungsvollsten begleitet
und koordiniert wird, kann nicht als eine einzige
Patentlösung verstanden werden. Vielmehr sind die
jeweiligen Bedingungen und Umstände in den Pla-
nungsgebieten zu prüfen, um entscheiden zu kön-
nen, welcher Weg zur erfolgreichen Umsetzung der
Planungsergebnisse vielversprechend ist.

Die Vernetzung verschiedener Projekte beruht da-
bei nicht nur auf gegenseitiger Information, sondern
sie muss bis zur konkreten Verknüpfung von Pro-
jekten und Prozessen führen.

Die in einzelnen Planungsgebieten vorgefundenen
guten Umsetzungsergebnisse belegen, dass es Ver-
netzungseffekte mit anderen Planungen und Pro-
jekten gegeben hat. Wichtig in diesem Zusammen-
hang ist ein gemeinsames Handlungskonzept aller
Beteiligten, auf dessen Grundlage eine weitere
Konkretisierung und Umsetzung von Maßnahmen
erfolgen kann. Durch die Gemeinschaftsinitiative
LEADER II war es möglich, Maßnahmen mit der
Hilfe vieler Partner umzusetzen. Dabei spielt die
Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten (u. a. in
Arbeitskreisen) insbesondere in der Phase der Um-
setzung eine große Rolle.

Die Entwicklung der ländlichen Gebiete sowie der
dazugehörigen Dörfer ist in erster Linie Sache der
Gemeinden und der Landbevölkerung. Dabei hat
sich gezeigt, dass Hilfen von „oben“ letztlich nur

ergänzenden Charakter haben. Sie können Ent-
wicklungs- und Umsetzungsprozesse nur anschie-
ben oder Impulse verleihen, aber nicht auf Dauer
tragen.

6. Schlussfolgerungen und Handlungsbe-
darf für die Zukunft

Bewertung des Planungsinstrumentes AVP/AEP

Die Befragungen und Untersuchungen zu den Aus-
wirkungen der AVP/AEP auf die Entwicklung des
ländlichen Raumes im Freistaat Sachsen machten
deutlich, dass einerseits die AEP bei den Planungs-
trägern (Landkreise und Gemeinden) als wichtiges
und notwendiges Planungsinstrument angesehen
wird, andererseits hat sich jedoch herausgestellt,
dass aus verschiedenen Gründen noch zu wenig mit
den Planungsempfehlungen gearbeitet wird.

Gegenüber dem Befragungsergebnis von 1996/97
wird deutlich, dass sich das Interesse für die AEP
bei einigen der befragten Zielgruppen wesentlich
verbessert hat. Dies wird insbesondere damit be-
gründet, dass die AEP

- gebietspezifische Leitbilder aufzeigen und
Landnutzungskonzeptionen für das Planungsge-
biet entwickeln kann,

- Konfliktbereiche offen legt und Lösungsmög-
lichkeiten anbietet sowie

- übergemeindliche Problemstellungen aufgreift
und Handlungsempfehlungen zur Lösung unter-
breitet.

Vielfach wurde erst spät erkannt, dass die
AVP/AEP mit ihrer Querschnittsorientierung sehr
wohl in der Lage ist, Konkurrenzen zwischen Pla-
nungen in den Kommunen aufzudecken und zur
Lösung von Nutzungskonflikten beizutragen.

Aus der Sicht der ländlichen Gemeinden ist die
AVP/AEP mit ihrem breiten Untersuchungsspekt-
rum ein sehr nützliches, informelles Planungsin-
strument, das für eine aktive Entwicklungssteue-
rung und -gestaltung der ländlichen Räume einge-
setzt werden kann.

Insbesondere der integrative Charakter der
AVP/AEP ist bei der Lösung von Konfliktberei-
chen, wie z. B. Landnutzungskonflikten, von be-
sonderer Bedeutung. Die Bürgermeister der in die
Befragung einbezogenen Gemeinden schätzen die
AVP/AEP als Impulsgeber für eine nachhaltige
regionale und gemeindliche Entwicklung, wobei
angestrebt wird, die lokalen Akteure noch zielstre-
biger als bisher in die Umsetzung einzubinden.



                                                                                                                                                                         

Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft  89 Schriftenreihe der LfL, 6. Jg. 2. Heft

Schlussfolgerungen zum Untersuchungsspekt-
rum und Einsatz der AEP

Ausgehend von einem breiten Untersuchungsspekt-
rum strebt die heutige und zukünftige AEP eine
ganzheitliche Entwicklung der gebietspezifischen
Potentiale an, wobei ihr in zunehmenden Maße die
Koordinierungsfunktion zwischen den verschiede-
nen Planungsebenen zukommt.

Die Erarbeitung der Planungsgrundlagen umfasst
u. a. auch Aussagen zur Notwendigkeit von Verfah-
ren der Ländlichen Neuordnung und Maßnahmen
der Dorfentwicklung. In diesem Zusammenhang
muss darauf hingewiesen werden, dass die
AVP/AEP auch eine vorbereitende Planung für
Verfahren der Ländlichen Neuordnung sein kann.
Wichtig ist, dass ein integrierter, ganzheitlicher
Entwicklungsansatz zum Tragen kommt.

Die gesammelten Erfahrungen lassen erkennen,
dass die vorgenommene Weiterentwicklung und
Neuausrichtung der AEP von den Trägern der AEP
als prinzipiell richtig und zukunftsweisend aner-
kannt wurde. Dabei muss jedoch betont werden,
dass es nicht nur um die Belange der Land- und
Forstwirtschaft geht, sondern es gleichfalls von
großer Bedeutung ist, wenn mit der AEP zum Ab-
bau regionaler Disparitäten beigetragen werden
kann.

Schlussfolgerungen für die Bürgerbeteiligung

Eines der Hauptprobleme bei der Erarbeitung der
AEP ist die umfassende Einbeziehung der Bürger
und Landwirte in den Planungsprozess. Durch die
frühzeitige Einbeziehung wird bei diesem Perso-
nenkreis die Bereitschaft verstärkt, Mitverantwor-
tung im Planungsgebiet, insbesondere im Wohnort,
zu übernehmen. Der Informationsaustausch zwi-
schen den Bürgern und Planern sowie den Gemein-
devertretern wird verbessert, das Planungsverständ-
nis gefördert und die für eine effektive Planung
wichtige Vertrauensbasis geschaffen.

Künftig müssen noch größere Anstrengungen un-
ternommen werden, um die Bereitschaft der interes-
sierten Bürger zur aktiven Mitarbeit zu erhöhen.
Diese Zielstellung kann nur dann erfolgreich umge-
setzt werden, wenn der Bürgermeister und Planer
sowie andere mit der Umsetzung betraute Gemein-
devertreter gezielt auf die Bürger zugehen und diese
für die Planung und Umsetzung sensibilisieren und
motivieren.

Aufbauend auf einer breit angelegten Öffentlich-
keitsarbeit kommt es insbesondere darauf an, die

vielfältigen guten Erfahrungen und Ideen der Bür-
ger zu bündeln und noch wirksamer für den Umset-
zungsprozess zu nutzen.

An dieser Stelle soll noch einmal nachdrücklich auf
die große Bedeutung von Arbeitskreisen und Dorf-
werkstätten hingewiesen werden.

- Arbeitskreise und Dorfwerkstätten ermöglichen
eine aktive Bürgerbeteiligung, welche die
Grundlage für Akzeptanz und Transparenz der
AEP darstellen.

- Die Wirksamkeit dieser Gremien ist um so höher
einzuschätzen je früher sie gebildet werden.

- Arbeitskreise können anfangs bestehende Vor-
behalte abbauen.

- Alle an der Planung beteiligten identifizieren
sich mit „Ihrer Region“.

- Die Ortskenntnis der Teilnehmer, die Konzent-
ration auf bestimmte Themen und die Arbeit in
konkreten Projektbezügen hat wesentlichen An-
teil am Erfolg des Planungsprozesses.

- „Nur wer an der Entwicklung von Zielen und
Maßnahmen intensiv mitgewirkt hat, ist nach-
haltig an der Verwirklichung interessiert ....“
(Entwicklung ländlicher Räume – Tagungsbe-
richt, S. 38) [14].

Aus den untersuchten Fallstudien ist abzuleiten,
dass die Akzeptanz der AEP in jenen Planungs-
gebieten am größten ist, wo die inhaltlich-sachliche
Gewichtung der Planungsbelange einen engen Orts-
und Regionalbezug aufweist. Dabei kommt es ins-
besondere darauf an, dem Bürger zu vermitteln,
dass mit der AEP die Möglichkeit besteht, einen
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung der Heimat-
region zu erbringen. Für den interessierten und ak-
tiven Bürger muss erkennbar sein, welcher Vorteil
sich für ihn und seine Gemeinde mit der Umsetzung
der Entwicklungskonzepte u. Maßnahmenvorschlä-
ge ergibt. Das erfordert neben hohen Qualitätsan-
forderungen an die Planung einen umfassenden
Informationsaufwand und breite Öffentlichkeits-
arbeit sowie einen wesentlich höheren Betreuungs-
aufwand durch das ALN und das Planungsbüro.

Schlussfolgerungen für den Träger der AEP

Die kommunalen Träger sollten künftig, vor Initiie-
rung einer AEP eine gründliche Abstimmung zu
den Planungsschwerpunkten mit allen betroffenen
Gemeinden, dem Landkreis und anderen in die Pla-
nung einbezogenen Einrichtungen durchführen. Die
Träger der AEP sind verantwortlich für das fun-
dierte Erfassen aller Interessen und Ziele für die
Weiterentwicklung des Planungsraumes. Dabei
kommt es insbesondere darauf an:
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- die Öffentlichkeitsarbeit und -wirksamkeit für
die AEP deutlich zu verbessern,

- der Motivation der Bürger mehr Aufmerksam-
keit zu widmen um insbesondere mehr Eigen-
initiativen in den Gemeinden zu wecken,

- der interkommunalen Kooperation im Interesse
der regionalen Entwicklung einen höheren Stel-
lenwert beizumessen,

- den Informationsfluss zu verbessern, um Syner-
gieeffekte mit anderen Planungen zu ermögli-
chen sowie

- so früh als möglich die Finanzierungsmög-
lichkeiten der Umsetzung abzuklären, wobei
zu prüfen ist, inwieweit auch nichtöffentliche
Mittel für die Umsetzung erschlossen werden
können.

Schlussfolgerungen für die Behörden

- Künftige AEP sollten vorrangig für solche Ge-
biete erstellt werden, wo die Notwendigkeit für
ein solches Planvorhaben exakt begründet ist (z.
B. Nutzungskonflikte, Ländliche Neuordnung,
Straßenbaumaßnahmen u. a.).

- Bei der Auftragsvergabe durch den Träger der
AEP ist künftig noch mehr als bisher darauf zu
achten, dass die auftragnehmenden Planungsbü-
ros vor der Auftragsvergabe den Nachweis ihrer
methodischen und fachlichen Qualifikation so-
wie die Bereitschaft und Fähigkeit zur Beglei-
tung der Umsetzung erbringen. Dabei kommt es
insbesondere darauf an, dass die Mitarbeiter der
Planungsbüros es verstehen, die Bürger zu moti-
vieren und gemeinsam mit der Gemeindever-
waltung für die Umsetzung zu sensibilisieren.
(Hier ist verstärkt darauf zu achten, dass diesbe-
züglich ein ausreichender Erfahrungshintergrund
vorhanden ist.)

- Die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft sind
an allen Phasen der AEP zu beteiligen. Dabei
kommt es darauf an, dass den Landwirten Unter-
stützung bei der Erarbeitung von betrieblichen
Entwicklungskonzepten (in Form von Beratun-
gen) angeboten wird und sie darüber hinaus bei
der Umsetzung von größeren Landwirtschafts-
projekten (z. B. Stallneubau) über einen länge-
ren Zeitraum beratend unterstützt werden. Die
Mitarbeiter der Ämter für Landwirtschaft sollen
die Landwirte für eine engagierte Teilnahme in
den Arbeitskreisen gewinnen.

- Zur Erhöhung der Wirksamkeit der AEP und zur
Verbesserung der Umsetzung ist eine verstärkte
Beratung und Information während des gesam-
ten Planungsablaufes durch die Vertreter der
ALN notwendig. Die Land- und Forstwirte so-
wie die Bürger sind noch umfassender als bisher

über das Planungsvorhaben zu informieren und
von Beginn an für eine Mitarbeit in den Arbeits-
kreisen zu gewinnen. Vorkonzepte ohne kon-
krete und nachvollziehbare Erläuterung der
Methoden, Strategien und Schritte zur Bürger-
beteiligung sind zurückzuweisen.

Schlussfolgerungen für die Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange

Die Einbeziehung der Fachbehörden der Landkreise
sowie Fachinstitutionen und Landessonderbehörden
in den Planungsprozess vollzieht sich vorrangig im
Rahmen der Beteiligung Träger öffentlicher Belan-
ge (TÖB). Diese wurden in der Regel zu den In-
formationsveranstaltungen eingeladen, die zum
Informationsaustausch über den Stand des Pla-
nungsprozesses dienen.

Aufgabe der TÖB ist die Ausübung einer Kontroll-
funktion, um zu gewährleisten, dass die eingesetz-
ten Fördermittel eine möglichst hohe Wirkung ent-
falten können.

Die Unterstützung des Planungsprozesses durch die
TÖB erfolgte in vielen Fällen noch zu passiv, ohne
größeres Engagement. Dabei wäre jedoch sinnvoll,
dass die TÖB ihre speziellen Fachkenntnisse künf-
tig noch besser in den Planungsprozess einbringen
und den gegenseitigen Informationsaustausch akti-
ver mitgestalten.

Auf Grund des unverbindlichen Status der Planung
wird der AEP von den TÖB bisher nur eine geringe
Wirkungskompetenz zugebilligt.

Ausgehend von den gesammelten Erfahrungen
kommt es künftig darauf an:

- die speziellen Fachkenntnisse der TÖB wir-
kungsvoll in den Planungsprozess einzubringen,

- den gegenseitigen Informationsaustausch und
die Dialogbereitschaft zu verbessern,

- die Zusammenarbeit mit den Planungsträgern
auch nach Abschluss der Planung weiter zu
pflegen sowie

- durch eine stärkere Einbeziehung der Ergeb-
nisse der AVP/AEP in den Abwägungsprozess
mit dazu beizutragen, dass die Planung eine grö-
ßere Ausstrahlung und Einflussnahme erzielen
kann.

Schlussfolgerungen für den Planungsablauf

- Bei künftigen AEP sollte der Vorklärungsphase
wieder ein größeres Gewicht beigemessen wer-
den, da bereits in diesem Stadium wesentlich
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dazu beigetragen wird, in welchem Umfang das
Planungsvorhaben die Erwartungen der Ge-
meinde erfüllen kann. Wie die Ergebnisse der
Untersuchung belegen, wird eine AEP nur dann
auf Akzeptanz stoßen, wenn die Anforderungen
und Interessen der Nutzer berücksichtigt wer-
den.

- Das Planungsinstrument AEP soll entspre-
chend dem vereinbarten Kosten- und Leistungs-
angebot umsetzungsorientiert und anwender-
freundlich gestaltet werden. Zur Unterstützung
und Anregung, künftig intensiver mit den Pla-
nungsergebnissen zu arbeiten, wird empfohlen,
dem Auftraggeber zusätzlich eine gut handhab-
bare Kurzfassung des Maßnahmenteils zu über-
geben.

- Als gemeindeübergreifende Planung mit infor-
mellen Charakter sollte die AEP auch künftig
die Entwicklungsmöglichkeiten eines Gebietes
von ca. 5000 bis 10 000 ha aufzeigen und leit-
bildhafte Vorstellungen für die künftige Agrar-
struktur erarbeiten. Dabei sind die Planungsbü-
ros angehalten die Planungsinhalte den sich
wandelnden Anforderungen an die AEP anzu-
passen und insbesondere die integrierte Ent-
wicklung ländlicher Räume noch umfassender
herauszuarbeiten.

Die AEP kann maßgeblich zur Stärkung der inner-
und außerdörflichen Gemeinschaft beitragen sowie
die interkommunale Zusammenarbeit bei der Siche-
rung von Infrastruktureinrichtungen und -leistungen
fördern. Die künftigen AEP sind deshalb in enger
Rückkopplung mit den Auftraggebern, den Ent-
scheidungsträgern für die Landentwicklung, den
Landwirten und Bürgern zu gestalten, wobei die
Land- und Forstwirtschaft auch weiterhin das
Kerngerüst bilden sollte.

Schlussfolgerungen für mögliche Synergieeffekte

Ausgehend von den Ergebnissen des Punktes 5
können folgende Schlussfolgerungen abgeleitetet
werden:

- Im Rahmen der Planumsetzung sind Synergieef-
fekte insbesondere dann möglich, wenn zeit-
gleich oder im Anschluss an die AVP/AEP ein
Verfahren der Ländlichen Neuordnung durchge-
führt wird. Die dabei entstehenden Vernetzungs-
und Koordinierungseffekte tragen dazu bei, dass
einzelne Maßnahmen wesentlich schneller und
in kürzerer Zeit zur Umsetzung gelangen kön-
nen.

- Weitere Synergieeffekte sind möglich, wenn die
Ergebnisse der Planung in andere Förderpro-

gramme einbezogen und umgesetzt werden
(z. B. LEADER, INTERREG, Ländliche Neu-
ordnung). Auch hierfür gibt es positive Erfah-
rungen wie AVP/AEP - Projekte zeigen.

Schlussfolgerungen für ein Umsetzungsmana-
gement

Die Forderung nach einer stärkeren Umsetzungsori-
entierung lässt erkennen, das in Zukunft kein Weg
an einem geordneten Umsetzungsmanagement vor-
beiführt, wenn die mit der AEP verfolgten Ziel-
stellungen realisiert werden sollen.

Die Hauptursachen für die mangelnde Umsetzungs-
bereitschaft liegen vor allem im fehlenden Be-
kanntheitsgrad der AVP/AEP. Auch die geringe
Finanzausstattung der Gemeinden, erschwert eine
nachhaltige Umsetzung der Maßnahmenvorschläge.
Die Untersuchungen machten deutlich, dass die
Schwierigkeiten mit denen die Gemeinden während
der Phase der Umsetzung konfrontiert werden, zu
einem wesentlichen Teil auf ein fehlendes Umset-
zungsmanagement zurückzuführen sind.

Um diesen Zustand zu überwinden, sollte künftig
über einen Zeitraum von 3-5 Jahren eine Bera-
tungstätigkeit des AEP - Planers Eingang in die
förderfähigen Aufwendungen finden.

Für die Finanzierung dieser Umsetzungsberatung
wird vorgeschlagen, maximal 5 % der Planungs-
summe zur Verfügung zu stellen. Als Finanzie-
rungskriterium sollten z. B. die nachweisbaren Be-
ratungsstunden herangezogen werden, wobei mit
einem Förderanteil für eine Ingenieurstunde von
etwa 75 bis 80 DM kalkuliert werden könnte.

Deshalb wird auch empfohlen den Eigenanteil der
Gemeinden von bisher 10 % auf 15 - 20% zu erhö-
hen, um die Chancen zur Umsetzungsbereitschaft in
den Gemeinden zu erhöhen.

Schlussfolgerungen für staatliches Handeln

Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens haben
unterstrichen, dass eine vorausschauende und um-
setzungsorientierte AEP künftig in noch stärkerem
Maße den zunehmenden Verflechtungen raumrele-
vanter Funktionen mit dem Agrarbereich Rechnung
tragen muss. Es wird daher zunehmend als Defizit
empfunden, dass die Akteure in den Kommunen
nur unzureichend koordinierend handeln.

Diese Entwicklung führt zu einer Vernachlässigung
der eigentlich erforderlichen Verknüpfungen und
Vernetzungen zwischen den vorhandenen Pla-
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nungsinstrumenten. Dabei zeichnet sich ab, dass es
eine zwingende Verpflichtung zur Vorschaltung
einer AEP vor Beginn anderer formeller Planungen
wie z. B. der Bauleitplanung oder einem Bodenord-
nungsverfahren auch in Zukunft nicht geben wird.
Es besteht jedoch eine zunehmende Orientierung zu
einer engeren Verknüpfung mit den Instrumenten
der Dorferneuerung, Bodenordnung und Raumpla-
nung.

Erforderlich sind daher integrierte Konzepte mit
innovativen Handlungsansätzen sowie die stärkere
Verbindung der zahlreichen Fachplanungen.

Daraus leitet sich als Fazit ab, dass auch künftig
noch ein bestimmtes Maß an staatlichen Handeln
erforderlich ist.

Die Schwerpunkte dabei sind:

- Die Einbeziehung und Berücksichtigung der
Ergebnisse der AEP in der Bauleitplanung
(§§ 136 und 187 BauGB) sowie bei anderen
normierten Planungsinstrumenten. Wie die Be-
fragungsergebnisse zeigen, erfordert die Einbe-
ziehung der AEP-Ergebnisse in andere rechts-
verbindliche Planungen auch künftig noch staat-
liches Handeln. Dabei kommt es vorrangig dar-
auf an, dass die zuständigen Planungsfachleute
und insbesondere die in die Entscheidungsfin-
dung einbezogenen TÖB noch deutlicher auf
diese gesetzlichen Regelungen hingewiesen
werden.

- Die AEP als umsetzungsorientierte agrarstruktu-
relle Fachplanung benötigt zur Installierung ei-
nes gut funktionierenden Umsetzungsmanage-
ments noch weitere staatliche Unterstützung.
Dabei geht es vorrangig um die Neuorientierung
der Fördergrundsätze, die eine zeitlich begrenzte
sowie qualifizierte Umsetzungsbegleitung als
Starthilfe zum Ziel hat.
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Anlage

Fragebogen Gemeinden – 1. Befragung

(1) Wie ist der gegenwärtige Trend der Bevölkerungsentwicklung in Ihrer Gemeinde / Stadt?

(2) Wie hat sich die Gemeindereform auf ihre Stadt / Gemeinde ausgewirkt?

(3) Wie schätzen Sie die Zukunftschancen der Landwirtschaft in Ihrer Gemeinde ein hinsichtlich nat.
Standortbedingungen, Betriebsgröße, Besitzverhältnisse, Auswirkungen der ldw. Produktionsweise
auf die Umwelt, Wettbewerbsfähigkeit am europäischen Markt, Absatzmöglichkeiten, Verarbeitung?

(4) Wie wird die Bedeutung der Landwirtschaft hinsichtlich der Funktionen - Produzent von Nahrungs-
gütern, Produzent von nachwachsenden Rohstoffen, potentieller Arbeitgeber, Landschaftspfleger,
Geschäftspartner, Bereitsteller von Land für Entwicklungsmaßnahmen, Steuerzahler, Träger von ört-
lichem Brauchtum - in Ihrer Gemeinde eingeschätzt?

(5) War die Gemeinde / Stadt Träger einer AEP?

(6) Von welcher Stelle ging die Initiative zu einer AEP aus?

(7) Wurden die Bürger über die AEP informiert?

(8) Waren / sind die Bürger an der AEP interessiert?

(9) Wurden die Bürger in den einzelnen Phasen der AEP ausreichend informiert?

(10) Wurde bei übergemeindlichen AEP ein kommunaler Planungsausschuss gebildet?

(11) Wurden Arbeitskreise gebildet?

(12) Haben die Bürger in Arbeitskreisen mitgewirkt?

(13) Haben Vertreter des Gemeinderates in den Arbeitskreisen mitgewirkt?

(14) Mit welchen Themen haben sich die Arbeitskreise hauptsächlich befasst?

(15) Wurden von diesen Arbeitskreisen konstruktive Vorschläge zur Lösung der anstehenden Probleme
erarbeitet?

(16) Wurden diese Vorschläge auch in die AEP aufgenommen?

(17) Haben diese Arbeitskreise nach Abschluss der AEP weitergearbeitet?

(18) Mit wem hat es nach Abschluss der AEP bei der Umsetzung der Maßnahmen eine weitere Zusam-
menarbeit gegeben?

(19) Würden Sie es für zweckmäßig halten, dass das Planungsbüro nach Abschluss der Planung die Ge-
meinden bei der Umsetzung der Maßnahmenvorschläge noch bis 5 Jahre berät bzw. unterstützt?

(20) Wie bewerten Sie als Auftraggeber die vom Planer erstellte AEP?

(21) Enthält die AEP für die Umsetzung ihrer Planungs- und Maßnahmenvorschläge nachfolgend ge-
nannte Festlegungen?
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(22) Wurden / werden die Ergebnisse und Entwicklungsvisionen der AEP als Arbeitsmaterial für die Ge-
meinde genutzt?

(23) Wurden / werden die AEP-Ergebnisse von den Gemeinden in die Bauleitplanung einschließlich
Landschaftsplanung übernommen?

(24) Meinen Sie, dass die Vorschläge der AEP dazu führen, dass sich Ihre Gemeinde weiterentwickeln
wird?

(25) Warum meinen Sie, dass dies nicht der Fall ist?

(26) Wer koordiniert und veranlasst in Ihrer Gemeinde seit Abschluss der AEP deren Umsetzung?

(27) Wurde / wird durch die Gemeindereform die Verwaltungskraft der Gemeinden gestärkt und dadurch
die Umsetzung der AEP verbessert?

(28) Hat die AEP in Ihrer Gemeinde die genannten kommunalen Planungen unmittelbar oder nachträglich
ausgelöst?

(29) Sind Sie der Meinung, dass die AEP die in Ihrer Gemeinde anstehenden Konfliktpotentiale richtig
erfasst und dargestellt hat ?

(30) Welche Schritte wurden für die Umsetzung von Vorschlägen der AEP bereits unternommen?

(31) Was waren / sind die Gründe für den bisherigen Verlauf der Umsetzung?

(32) Was waren die Gründe für den zögerlichen Verlauf der Umsetzung?

(33) Hat die Gemeinde für die Umsetzung von AEP-Maßnahmen staatliche Fördermittel beantragt und
erhalten?

(34) Haben sich in Ihrer Gemeinde durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die strukturellen Verhält-
nisse in den nachfolgenden Bereichen schon wesentlich verbessert?

(35) Wie beurteilen Sie insgesamt die in Ihrer Gemeinde durchgeführte AEP hinsichtlich – Untersu-
chungsspektrum, Konkretheit der Planung- und Maßnahmenvorschläge, Umsetzung der AEP-
Vorschläge, fehlende Rechtsverbindlichkeit der AEP, Kosten-/ Nutzenverhältnis?

(36) In welcher Form sollte die AEP aus heutiger Sicht weiterentwickelt werden?
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Fragebogen Gemeinden – 2. Befragung

(1) Welche Rolle hat die AEP seit Planungsende in der Gemeinde gespielt?

(2) Wie haben die Bürger seitdem die Planung angenommen?

(3) Wie haben die Landwirtschaftsbetriebe seitdem die Planung angenommen?

(4) Wer koordiniert und veranlasst in der Gemeinde seit Abschluss der Planung deren Umsetzung?

(5) Hat es inzwischen einen Wechsel des Verantwortlichen gegeben?

(6) Sind die Arbeitskreise auch nach Abschluss der Planung bestehen geblieben?

(7) Mit wem hat es nach Abschluss der Planung bei Umsetzung der Maßnahmen eine Zusammenarbeit
gegeben?

(8) Wäre eine solche Zusammenarbeit zwecks Anschubwirkung wünschenswert?

(9) Würden Sie eine Beratung der Gemeinden nach Abschluss der Planung bei Umsetzung der Maß-
nahmenvorschläge für die Dauer von ca. 5 Jahren für zweckmäßig halten?

(10) Wurde / wird durch die Gemeindereform die Verwaltungskraft der Gemeinden gestärkt und dadurch
die Umsetzung der AEP verbessert?

(11) Hat die AEP in Ihrer Gemeinde die genannten kommunalen Planungen unmittelbar oder nachträglich
ausgelöst – Flächennutzungsplan, Landschaftsplan, Bebauungsplan, Dorfentwicklungskonzept, ag-
rarökologisches. Landschaftskonzept, Wegebau, Verfahren Ländliche Neuordnung?

(12) Sind Sie der Meinung, dass die AEP die in Ihrer Gemeinde anstehenden Konfliktpotentiale richtig
erfasst und dargestellt hat hinsichtlich – Leitbildentwicklung, Flächennutzungsplanung, Straßen- und
Wegebau, Festlegung/Erweiterung von Flächen mit Schutzstatus, Erstaufforstung, Naturschutzaufla-
gen, Altlastenverdachtsflächen?

(13) Wurden / werden die Ergebnisse und Entwicklungsvisionen der AEP als Arbeitsmaterial für die Ge-
meinde genutzt?

(14) Welche Schritte wurden für die Umsetzung von Maßnahmen bereits unternommen?

(15) Was waren / sind die Gründe für den bisherigen Verlauf der Umsetzung?

(16) Was waren die Gründe für den zögerlichen Verlauf der Umsetzung?

(17) Haben sich in Ihrer Gemeinde durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die strukturellen Verhält-
nisse in den nachfolgenden Bereichen- Feldflur, Landwirtschaftsbetriebe, Dorfentwicklung, allge-
meine Wohn- und Lebensbedingungen, Landschaftsentwicklung, Agrarmarkt/Verarbeitung, gewerb-
liche Arbeitsplätze schon wesentlich verbessert?

(18) Wie beurteilen Sie insgesamt die in Ihrer Gemeinde durchgeführte AEP hinsichtlich - Umsetzung der
AEP - Vorschläge, fehlende Rechtsverbindlichkeit der AEP, Kosten- / Nutzenverhältnis?

(19) In welcher Form sollte die AEP aus heutiger Sicht weiterentwickelt werden?
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Fragebogen Landkreise – 1. Befragung

(1) Wie ist der gegenwärtige Trend der Bevölkerungsentwicklung im ländlichen Raum Ihres Landkrei-
ses?

(2) Wie wird die Bedeutung der heimischen Landwirtschaft hinsichtlich der folgenden Funktionen in -
Produzent von Nahrungsgütern, Produzent von nachwachsenden Rohstoffen, potentieller Arbeitge-
ber, Landschaftspfleger, Geschäftspartner, Bereitsteller von Land für Entwicklungsmaßnahmen,
Steuerzahler, Träger von örtlichem Brauchtum - Ihrem Landkreis eingeschätzt?

(3) Wie schätzen Sie die Zukunftschancen der Landwirtschaft in dem zu untersuchenden AEP-Gebiet
ihres Landkreises ein hinsichtlich nat. Standortbedingungen, Betriebsgröße, Besitzverhältnisse,
Auswirkungen der ldw. Produktionsweise auf die Umwelt, Wettbewerbsfähigkeit am europäischen
Markt, Absatzmöglichkeiten, Verarbeitung?

(4) Von welcher Stelle ging bei der zu untersuchenden AEP bzw. AVP die Initiative zur Durchführung
aus?

(5) Wie war die Einstellung der betreffenden Gemeinden zu einer AEP?

(6) Welche Stellen waren maßgebend an der Formulierung der Planungsaufgabe beteiligt?

(7) In welchen Phasen der AEP war der Landkreis aktiv an der Planung beteiligt?

(8) Welche Stelle war während der Erarbeitung der AEP für die nachfolgenden Vorgänge zuständig –
Organisation der Verfahrensabläufe, Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerbeteiligung, Anhörung Träger öf-
fentlicher Belange, Öffentliche Informationsveranstaltung, Leitung Arbeitskreise?

(9) Wie war die Zusammenarbeit zwischen Landkreis, Träger und Planer?

(10) Wie wurden die Bürger über die Planung informiert?

(11) Waren die Bürger an der AEP interessiert?

(12) Wurden die Bürger in den einzelnen Phasen informiert?

(13) Wurden Arbeitskreise gebildet?

(14) Haben die Bürger in Arbeitskreisen mitgewirkt?

(15) Haben auch Vertreter des Landratsamtes in Arbeitskreisen mitgewirkt?

(16) Mit welchen Themen haben sich diese Arbeitskreise hauptsächlich befasst?

(17) Wurden von diesen Arbeitskreisen konstruktive Vorschläge zur Lösung der anstehenden Probleme
erarbeitet?

(18) Wurden diese Vorschläge in die Planung übernommen?

(19) Sind die Arbeitskreise nach Abschluss der AEP bestehen geblieben?

(20) Hat es während der Bearbeitung Probleme gegeben?

(21) Wie wird die AEP hinsichtlich verschiedener Kriterien bewertet?
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(22) Sind nach Ansicht des Landkreises die im Planungsgebiet bestehenden Strukturprobleme der Land-
wirtschaft und des ländlichen Raumes richtig bewertet worden?

(23) Meinen Sie, dass die Vorschläge der AEP dazu führen, dass sich die Dörfer im ländlichen Raum
weiterentwickeln?

(24) Warum meinen Sie, dass dies nicht der Fall ist?

(25) Wie ist in diesem Planungsgebiet die Umsetzung der Vorschläge angelaufen?

(26) Was sind nach Ihrer Meinung die Gründe für den zügigen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(27) Was sind Ihrer Meinung nach die Gründe für den zögerlichen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(28) Wurde / wird durch die Gemeindereform die Verwaltungskraft der Gemeinden verstärkt und dadurch
die Umsetzung der Planung verbessert?

(29) Hat die Planung in den Gemeinden die genannten kommunalen Planungen ausgelöst bzw. ist mit
diesen koordiniert worden – Flächennutzungsplan, Landschaftsplan, Bebauungsplan, Dorfentwick-
lungskonzept, agrarökologisches. Landschaftskonzept, Wegebau, Verfahren Ländliche Neuordnung?

(30) Ist Ihnen bekannt, wer im AEP-Gebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
koordiniert?

(31) Wie schätzen Sie nach Abschluss der AEP die Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis und den
betreffenden Gemeinden bei Umsetzung der Maßnahmen ein?

(32) Würden Sie eine Beratung der Gemeinden nach Abschluss der Planung bei Umsetzung der Maß-
nahmenvorschläge für die Dauer von ca. 5 Jahren für zweckmäßig halten?
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Fragebogen Landkreise – 2. Befragung

(1) Wie schätzen Sie die gegenwärtige Einstellung der betreffenden Gemeinden zu ihrer AVP ein?

(2) Welche Rolle hat die Planung seit ihrer Übergabe in den betreffenden Gemeinden gespielt?

(3) Wie haben die Bürger seitdem die Planung angenommen?

(4) Wurde durch die Gemeindereform die Verwaltungskraft der Gemeinden gestärkt und dadurch die
Umsetzung der Planung verbessert?

(5) Ist Ihnen bekannt, wer im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
koordiniert?

(6) Sind die Arbeitskreise nach Abschluss der Planung zwecks Umsetzung der Maßnahmenvorschläge
bestehen geblieben?

(7) Mit wem hat es nach Abschluss der Planung bei der Umsetzung von Maßnahmen noch eine Zusam-
menarbeit gegeben?

(8) Würden Sie eine Beratung der Gemeinden nach Abschluss der Planung bei Umsetzung der Maß-
nahmenvorschläge für die Dauer von ca. 5 Jahren für zweckmäßig halten?

(9) Wie schätzen Sie nach Abschluss der Planung die Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis und den
betreffenden Gemeinden bei der Umsetzung der Maßnahmen ein?

(10) Halten Sie eine solche Zusammenarbeit zwecks Anschubwirkung für wünschenswert?

(11) Sind die nachfolgenden kommunalen Planungen infolge der AVP bei den betreffenden Gemeinden
ausgelöst worden – Flächennutzungsplan, Landschaftsplan, Bebauungsplan, Dorfentwicklungskon-
zept, agrarökologisches Landschaftskonzept, Wegebau, Kreisentwicklungskonzept?

(12) Wie schätzen Sie den gegenwärtigen Stand der Umsetzung der Planungsvorschläge ein?

(13) Welches sind Ihrer Meinung nach die Gründe für den zügigen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(14) Welches sind nach Ihrer Meinung die Gründe für den zögerlichen Verlauf der bisherigen Umset-
zung?

(15) Haben sich in dem betreffenden Kreisgebiet durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die struktu-
rellen Verhältnisse in den nachfolgenden Bereichen schon wesentlich verbessert?

(16) Wie beurteilen Sie insgesamt die in Ihrem Landkreis durchgeführte AVP aus heutiger Erfahrung
hinsichtlich Konkretheit der Planungs- und Maßnahmenvorschläge, Umsetzung der Maßnahmen,
fehlende Rechtsverbindlichkeit der AVP, Kosten-/Nutzenverhältnis der AVP?
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Fragebogen Ämter für Ländliche Neuordnung – 1. Befragung

(1) Von welcher Stelle ging bei der zu untersuchenden AVP / AEP die Initiative zur Durchführung aus?

(2) Wie war die anfängliche Einstellung der betreffenden Gemeinden zur Planung?

(3) Wie schätzen Sie deren gegenwärtige Einstellung dazu ein?

(4) Von welcher Stelle wurden Fachleute zu den Informationsveranstaltungen eingeladen?

(5) Wie erfolgte die Vergabe des Planungsauftrages?

(6) Wer übte die maßgeblichen Aktivitäten in der Vorlaufphase aus?

(7) Welche Stellen waren maßgebend an der Formulierung der Planungsaufgabe beteiligt?

(8) In welchen Phasen der Planung war das ALN aktiv an der Planung beteiligt?

(9) Wie war die Zusammenarbeit zwischen ALN, Träger und Planer?

(10) Waren / sind die Landwirte und Bürger an der AEP interessiert?

(11) Gab es im Planungsgebiet Arbeitskreise?

(12) Gab es im Planungsgebiet einen kommunalen Planungsausschuss?

(13) Sind die Arbeitskreise nach Abschluss der Planung bestehen geblieben?

(14) Hat es während der Erarbeitung der Planung Probleme gegeben?

(15) Welcher Art waren diese Probleme?

(16) Wie wird vom ALN die vom Planer erarbeitete AEP hinsichtlich folgender Kriterien bewertet - Text-
und Kartenteil?

(17) Wie ist im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge angelaufen?

(18) Was sind nach Ihrer Meinung wesentliche Gründe für den zügigen Verlauf der bisherigen Umset-
zung?

(19) Was sind nach Ihrer Meinung die Gründe für den zögerlichen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(20) Ist Ihnen bekannt, wer im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
koordiniert?

(21) Welche Stellen haben mit dem Träger nach Abschluss der Planung bei der Umsetzung der Maßnah-
men weiter zusammengearbeitet?

(22) Würden Sie es für zweckmäßig halten, dass beispielsweise die Planungsbüros nach Abschluss der
AEP die Gemeinden bei der Umsetzung der Maßnahmenvorschläge bis zu 5 Jahren beraten?

(23) Wie schätzen Sie die Zusammenarbeit zwischen ALN und den Gemeinden bei Umsetzung der Maß-
nahmen ein?

(24) Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit zwischen ALN und Landwirtschaftsbetrieben bei Umsetzung
insbesondere die Landwirtschaft und Bodenordnung betreffenden Maßnahmen?

(25) Werden die in der AEP aufgezeigten Entwicklungsperspektiven von den Landwirten angenommen?

(26) Sind Sie der Meinung, dass die im Planungsgebiet bestehenden Konfliktpotentiale richtig erfasst
wurden?

(27) Haben sich in dem betreffenden Planungsgebiet durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die
strukturellen Verhältnisse in den nachfolgenden Bereichen schon wesentlich verbessert?

(28) Hat sich die AEP in der bisherigen Form als Planungsinstrument zur Entwicklung des ländlichen
Raumes bewährt?
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Fragebogen Ämter für Ländliche Neuordnung – 2. Befragung

(1) Wie schätzen Sie die gegenwärtige Einstellung der betreffenden Gemeinden zu ihrer Planung ein?

(2) Welche Rolle hat die AVP seit Abschluss in den betreffenden Gemeinden gespielt?

(3) Wie haben die Bürger seitdem die Planung angenommen?

(4) Wie haben speziell die Landwirtschaftsbetriebe seitdem die Planung angenommen?

(5) Ist Ihnen bekannt, wer im Planungsgebiet die Planumsetzung veranlasst bzw. koordiniert?

(6) Sind die Arbeitskreise nach Abschluss der AVP zwecks Planumsetzung bestehen geblieben?

(7) Mit wem hat es nach Abschluss der AVP bei Planumsetzung noch eine Zusammenarbeit gegeben?

(8) Würden Sie es für zweckmäßig halten, dass beispielsweise das Planungsbüro nach Abschluss der
AVP die Gemeinden bei der Planumsetzung noch bis zu 5 Jahre berät?

(9) Wie schätzen Sie nach Abschluss der AVP die Zusammenarbeit zwischen dem ALN und den betref-
fenden Gemeinden bei der Planumsetzung ein?

(10) Halten Sie eine engere Zusammenarbeit zwecks Anschubwirkung für wünschenswert?

(11) Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit bei der Planumsetzung zwischen dem ALN und den Land-
wirtschaftsbetrieben (insbesondere die Landwirtschaft betreffende Maßnahmen)?

(12) Wurden die in der AVP aufgezeigten Entwicklungsperspektiven Ihrer Meinung nach von den Land-
wirten angenommen und als Handlungsempfehlung genutzt?

(13) Wie schätzen Sie den gegenwärtigen Stand der Planumsetzung ein?

(14) Was sind nach Ihrer Meinung die Gründe für den zügigen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(15) Was sind nach Ihrer Meinung die Gründe für den zögerlichen Verlauf der bisherigen Umsetzung?

(16) Sind Sie der Meinung, dass die im Planungsgebiet bestehenden Konfliktpotentiale richtig erfasst
wurden hinsichtlich – Leitbildentwicklung, Flächennutzungsplanung, Straßen- und Wegeausbau,
Festlegung bzw. Erweiterung von flächen mit Schutzstatus, Erstaufforstung, Naturschutzauflagen,
Altlastenverdachtsflächen?

(17) Haben sich durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die strukturellen Verhältnisse in den nach-
folgenden Bereichen – Feldflur, Landwirtschaftsbetriebe, Dorfentwicklung, allgemeine Wohn- und
Lebensbedingungen, Landschaftsentwicklung, Agrarmarkt/Verarbeitung - schon wesentlich verbes-
sert?
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Fragebogen Landwirtschaftsbetriebe – 1. Befragung

(1) Welche Rechtsform hat Ihr Betrieb?

(2) Was ist die Hauptproduktionsrichtung Ihres Betriebes?

(3) Wie groß ist die Gesamtfläche Ihres Betriebes?

(4) Wie groß ist der Anteil Pachtflächen an der Gesamtwirtschaftsfläche Ihres Betriebes?

(5) Wie groß ist der Waldanteil an der Gesamtwirtschaftsfläche Ihres Betriebes?

(6) Wie schätzen Sie langfristig die Zukunftschancen für Ihren Betrieb ein?

(7) War Ihnen bekannt, dass Ihre Gemeinde in eine AEP / AVP einbezogen wurde?

(8) Wie wurden Sie über die Planung informiert?

(9) Wurden Sie in den einzelnen Phasen der Planung ausreichend informiert?

(10) Waren / sind Sie an der Planung interessiert?

(11) Gab es Arbeitskreise?

(12) Haben Sie selbst in Arbeitskreisen mitgewirkt?

(13) Mit welchen Themen haben sich diese Arbeitskreise hauptsächlich befasst?

(14) Wurden von diesen Arbeitskreisen konstruktive Vorschläge zur Lösung der anstehenden Probleme
erarbeitet?

(15) Wie haben Sie sich bzw. Ihr Betrieb an der Erarbeitung der Planung beteiligt?

(16) Wurden Ihre Beiträge in das Planungskonzept übernommen?

(17) Sind die in der Planung vorgeschlagenen Maßnahmen und Möglichkeiten zu ihrer Umsetzung mit
den Landwirten diskutiert worden?

(18) Sind Sie bereit, die in der Planung für die Landwirtschaft aufgezeigten Entwicklungsmöglichkeiten
in Ihre eigenen betrieblichen Planungen einzubeziehen?

(19) Haben Sie in Ihrem Betrieb schon entsprechende Maßnahmen im Rahmen der Planung begonnen?

(20) Haben Sie für diese Maßnahmen staatliche Fördermittel erhalten?

(21) Wer ist für Sie Ansprechpartner für AEP - Maßnahmen in Ihrem Betrieb sowie in der Gemeinde?

(22) Wurde in Ihrer Gemeinde mit der Planumsetzung begonnen?

(23) Meinen Sie, dass die Vorschläge der Planung zu einer Weiterentwicklung der Gemeinde führen?

(24) Warum meinen Sie, ist das nicht der Fall?

(25) Sind Sie der Meinung, dass die Planung die in Ihrer Gemeinde anstehenden Konfliktpotentiale rich-
tig erfasst und dargestellt hat?

(26) Haben sich durch bereits umgesetzte Maßnahmen die Verhältnisse in den nachfolgenden Bereichen –
Landwirtschaft, Dorentwicklung, Verkehrsgestaltung, allgemeine Wohn- und Lebensbedingungen,
Landschaftsgestaltung, Naturschutz, Agrarmarkt/Verarbeitung, Handwerk/Gewerbe schon verbes-
sert?

(27) Haben sich durch die bisherige Planumsetzung die landwirtschaftlichen Verhältnisse im Dorf bzw.
der Feldflur schon verbessert?

(28) Wie beurteilen Sie insgesamt die in Ihrer Gemeinde durchgeführte Planung hinsichtlich Untersu-
chungsspektrum, Bewertung der Landwirtschaft, Konkretheit der Planungs- und Maßnahmenvor-
schläge, Planumsetzung?
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Fragebogen Bürger – 2. Befragung

(1) Sind Sie männlich oder weiblich?

(2) Wie alt sind Sie?

(3) Wie lange wohnen Sie im Ort?

(4) Aus wie vielen Personen besteht der Haushalt, in dem Sie leben?

(5) Welches Beschäftigungsverhältnis haben Sie?

(6) Wo liegt Ihr Arbeitsplatz?

(7) Besitzen Sie an Ihrem derzeitigen Wohnort Grundeigentum?

(8) Wie groß sind diese Nutzflächen?

(9) Nutzen Sie diese Flächen selbst?

(10) Haben Sie bereits an der Erstbefragung im Jahr 1996/97 teilgenommen?

(11) War Ihnen bekannt, dass in Ihrer Gemeinde eine AVP durchgeführt wird?

(12) Wie wurden Sie über die Planung informiert?

(13) Waren Sie an der Planung interessiert?

(14) Ist Ihnen bekannt, welche Planungen und Maßnahmen vorgeschlagen wurden?

(15) Welche Rolle hat die Planung seit Übergabe in der Gemeinde gespielt?

(16) Wie haben Sie seitdem die Planung angenommen?

(17) Hat sich Ihre Meinung inzwischen geändert?

(18) Ist Ihnen bekannt, wer die Planumsetzung in Ihrer Gemeinde veranlasst bzw. koordiniert?

(19) Wissen Sie wer Ansprechpartner für Planumsetzung in der Gemeinde ist?

(20) Ist Ihnen bekannt, ob Arbeitskreis/e auch nach Abschluss der Planung zwecks Umsetzung der Maß-
nahmenvorschläge weiter gearbeitet haben bzw. noch arbeiten?

(21) Würden Sie in einem Arbeitskreis mitarbeiten?

(22) Halten Sie die Vorschläge der Planung auch aus heutiger Sicht als geeignet, für die Weiterentwick-
lung Ihrer Gemeinde?

(23) Wurde in der Gemeinde mit der Planumsetzung begonnen?

(24) Haben sich in Ihrer Gemeinde durch die bis jetzt umgesetzten Maßnahmen die Verhältnisse in den
nachfolgenden Bereichen schon wesentlich verbessert – Landwirtschaft, Handwerk/Gewerbe, Dorf-
entwicklung, Verkehrsgestaltung, dörfliche Wohn- und Lebensbedingungen, Landschaftsentwick-
lung?
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Fragebogen Planungsbüro – 1. Befragung

(1) Hat Ihr Planungsbüro bereits Erfahrungen mit der Erarbeitung von AEP?

(2) Wo haben Sie diese Erfahrungen gesammelt?

(3) Wer war der Träger der hier zu untersuchenden und von Ihnen zu bearbeitenden Planung?

(4) Wie war die Einstellung der betreffenden Gemeinden zu einer AEP?

(5) Welche Stellen waren maßgebend an der Formulierung der Planungsaufgabe beteiligt?

(6) Welche Stelle war während der Bearbeitung der AEP für die nachfolgenden Vorgänge – Organisati-
on der Verfahrensabläufe, Öffentlichkeitsarbeit/Bürgerbeteiligung, Anhörung Träger öffentlicher
Belange, Durchführung von öffentlichen Informationsveranstaltungen, Leitung von Arbeitskreisen,
finanzielle Abwicklung - zuständig?

(7) Wie war die Zusammenarbeit zwischen Planungsbüro und Träger?

(8) Wie war die Kommunikation und der Informationsfluss zwischen den an der AEP mitwirkenden
staatlichen Behörden und Ihrem Planungsbüro?

(9) Hat es, bei der zu untersuchenden AEP, während der Bearbeitung Probleme gegeben?

(10) Welcher Art waren diese Probleme?

(11) Waren / sind die Landwirte und Dorfbewohner an der AEP interessiert?

(12) Wurden Arbeitskreise gebildet?

(13) Haben die Bürger in Arbeitskreisen mitgewirkt?

(14) Mit welchen Themen haben sich diese Arbeitskreise hauptsächlich befasst?

(15) Wurden von den Arbeitskreisen konstruktive Vorschläge zur Lösung der anstehenden Probleme er-
arbeitet?

(16) Wurden diese Vorschläge in die Planung übernommen?

(17) Sind die Arbeitskreise (oder alternativ ein Verein) nach Abschluss der AEP im Hinblick auf die Um-
setzung bestehen geblieben?

(18) Ist Ihnen bekannt, wer im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
koordiniert?

(19) Würden Sie es für zweckmäßig halten, dass das Planungsbüro nach Abschluss der Planung die Ge-
meinden bei der Umsetzung der Maßnahmenvorschläge noch bis 5 Jahre berät bzw. unterstützt?

(20) Mit wem sollten die Gemeinden außerdem bei der Umsetzung zusammenarbeiten?

(21) Wie schätzen Sie den gegenwärtigen Stand der Umsetzung ihrer erarbeiteten Planungsvorschläge
ein?

(22) Ist Ihnen bekannt, in welcher Form die Ergebnisse und Entwicklungsvisionen der AEP als Arbeits-
material von den Kommunalverwaltungen genutzt werden?
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Fragebogen Ämter für Landwirtschaft – 1. Befragung

(1) Wie schätzen Sie die Zukunftschancen der Landwirtschaft im Planungsgebiet ein hinsichtlich – na-
türliche Standortbedingungen, Flurstruktur, Zahl/Größe der Betriebe, Besitzverhältnisse, Auswir-
kungen der landwirtschaftlichen Produktionsweise auf die Umwelt, Wettbewerbsfähigkeit am euro-
päischen Markt, Absatzmöglichkeiten?

(2) Von welcher Stelle ging die Initiative zur Durchführung einer AEP aus?

(3) Wie schätzen Sie die Einstellung der Gemeinden zu einer AEP ein?

(4) In welchen Phasen der AEP war das AfL in das Planungsverfahren aktiv einbezogen?

(5) Wie war die Zusammenarbeit zwischen AfL, Träger, Planer?

(6) Sind die Landwirte in den einzelnen Phasen der Planung ausreichend informiert und einbezogen
worden?

(7) Gab es im Planungsgebiet einen kommunalen Planungsausschuss?

(8) Gab es im Planungsgebiet Arbeitskreise?

(9) Sind nach Ansicht des AfL die im Planungsgebiet bestehenden Strukturprobleme richtig bewertet
worden hinsichtlich – Feldflur, Landwirtschaftsbetriebe, Dorfentwicklung, dörfliche Wohn- und Le-
bensbedingungen, Landschaftsentwicklung, Agrarmarkt/Verarbeitung, Tierhaltung, Waldnutzung?

(10) Meinen Sie, dass die Vorschläge der AEP dazu führen, dass sich die Dörfer im ländlichen Raum
weiterentwickeln werden?

(11) Wie ist aus Ihrer Sicht in diesem Gebiet die Planumsetzung angelaufen?

(12) Ist Ihnen bekannt, wer im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
koordiniert?

(13) Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit zwischen AfL und Landwirtschaftsbetrieben bei der Planum-
setzung?

(14) Werden die in der AEP aufgezeigten Entwicklungsperspektiven Ihrer Meinung nach von den Land-
wirten angenommen und als Handlungsempfehlung genutzt?

(15) Hat sich die AEP in der bisherigen Form als Planungsinstrument zur Entwicklung des ländlichen
Raumes bewährt?
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Fragebogen Ämter für Landwirtschaft – 2. Befragung

(1) Wie schätzen Sie die gegenwärtige Einstellung der betreffenden Gemeinden zu ihrer AVP/AEP ein?

(2) Welche Rolle hat die Planung seit ihrem Abschluss in den betreffenden Gemeinden gespielt?

(3) Wie haben die Bürger seitdem die Planung angenommen?

(4) Wie haben speziell die Landwirtschaftsbetriebe seitdem die Planung angenommen?

(5) Ist Ihnen bekannt wer im Planungsgebiet die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge veranlasst bzw.
Koordiniert?

(6) Sind die Arbeitskreise nach Abschluss der Planung zwecks Umsetzung der Maßnahmenvorschläge
bestehen geblieben?

(7) Mit wem hat es nach Abschluss der Planung bei der Umsetzung der Maßnahmen noch eine Zusam-
menarbeit gegeben?

(8) Wie schätzen Sie nach Abschluss der Planung die Zusammenarbeit zwischen dem Amt für Landwirt-
schaft und den Gemeinden bei der Umsetzung der Maßnahmen ein?

(9) Halten Sie eine solche Zusammenarbeit zwecks Anschubwirkung für wünschenswert?

(10) Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit zwischen dem Amt für Landwirtschaft und den Landwirt-
schaftsbetrieben im Planungsgebiet bei der Umsetzung insbesondere die Landwirtschaft betreffenden
Maßnahmen?

(11) Wurden die in der Planung aufgezeigten Entwicklungsperspektiven Ihrer Meinung nach von den
Landwirten angenommen und als Handlungsempfehlung genutzt?

(12) Wie beurteilen Sie insgesamt die in Ihrem Dienstbezirk durchgeführte AVP aus heutiger Sicht hin-
sichtlich Untersuchungsspektrum, Konkretheit der Planungs- und Maßnahmenvorschläge, Umset-
zung der Vorschläge, fehlende Rechtsverbindlichkeit, Kosten-/ Nutzenverhältnis?
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